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1 Einleitung 

1.1 Projekt und Berichtsaufbau 

Das Phänomen der Konfrontationsgewalt macht bereits seit einigen Jahren konstant einen er-

heblichen Anteil der als politisch motivierte Kriminalität registrierten Straftaten aus und ein 

merklicher Rückgang derartiger Delikte ist gegenwärtig nicht zu erwarten. Konfrontationsgewalt 

umfasst die politisch motivierten Straftaten, die sowohl objektiv als auch subjektiv aus einem 

Interaktionszusammenhang heraus begangen werden. In den allermeisten Fällen stehen diese 

Delikte im unmittelbaren Zusammenhang mit Auseinandersetzungen zwischen verfeindeten 

Gruppen oder mit den Sicherheitsbehörden (Backes et al. 2014, 19). Beispielsweise werden Ge-

waltdelikte vor allem im Rahmen von Demonstrationsereignissen (i.d.R. rechtsextremistische 

Veranstaltungen und linke Gegendemonstrationen) oder aber auch bei vorwiegend gezielten 

Angriffen gegen den jeweiligen politischen Gegner verübt. Untersuchungen der Konfrontations-

gewalt zwischen rechten und linken Akteuren zeigen zudem die Bedeutung des gegenseitigen 

Aufschaukelns, das nicht selten eine Gewalteskalation oder in einigen Fällen auch eine Verände-

rung der Gewaltspezifik mit sich bringen (Backes et al. 2014, 30; Backes et al. 2010). Aufgrund 

dieser Interdependenzen, der Interaktion zwischen gewaltorientierten Szenen und der konstant 

hohen Anzahl an verzeichneten Taten ist es notwendig, Konfrontationsgewalt näher zu untersu-

chen. 

 

Bei dem vorliegenden Bericht handelt es sich um den Abschlussbericht zum Forschungsprojekt 

„Politisch motivierte Konfrontationsgewalt – Auseinandersetzungen zwischen links- und rechts-

orientierten Akteuren in den Jahren 2011 -2012“. Das Projekt war auf eine Projektlaufzeit von 

drei Jahren angelegt und bestand aus zwei aufeinander aufbauenden Modulen und einer Verga-

bekomponente. Ziel des Projekts war es, näher zu ergründen, wie sich das wechselseitige Gewalt-

handeln primär linker und rechter Personengruppen konkret realisiert.  

 

Dabei standen folgende Fragen im Mittelpunkt der Analyse:  

 Wann und wo tritt unter welchen Umständen Gewalt auf?  

 Wer sind jeweils die Täter und was sind (zumindest anzunehmende) Motivation und Ziel 

ihrer Taten?  

 Handelt es sich bei den Tätern in Konfrontationsdelikten um Einmaltäter oder sind die 

betroffenen Personen auch bereits in anderen Deliktsbereichen auffällig geworden?  

 Gibt es räumliche oder soziökonomische Erklärungsmuster für das Auftreten von Kon-

frontationsgewalt?  
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 Zeichnen sich differente und im Zeitverlauf veränderte Gewaltdiskurse in den links- und 

rechtsextremen Szenen ab?  

 Lassen sich unterschiedliche und im Zeitverlauf veränderte Szenestrukturen in den bei-

den extremistischen Milieus ausmachen? 

 

Die ersten beiden Teilmodule waren quantitativ angelegt, während das dritte als qualitatives Mo-

dul konzipiert und von einem Team am Institut für Interkulturelle und Internationale Studien 

(InIIS) der Universität Bremen umgesetzt wurde. In den ersten beiden Modulen wurden Krimi-

naltaktische Anfragen (KTA) aus den Jahren 2011-2012 quantitativ ausgewertet. Dabei wurde 

zum einen das Themenfeld (Auswertung von Aspekten zu den einzelnen Taten bzw. Fällen) und 

zum anderen das Täterspektrum differenziert betrachtet. Folgende Aspekte standen dabei im 

Vordergrund:  

 

 WER? 

Wer sind die Verursacher von Konfrontationsgewalt (Täterangaben zu Alter, Geschlecht, 

Wohnort, Gruppenstrukturen, Delinquenz)? Wer sind die Opfer? 

WANN? 

Zu welchen Tatzeiten wird Konfrontationsgewalt verübt (Wochentage, Uhrzeiten)? 

WO? 

Wie verteilen sich die Tatorte von Konfrontationsgewalt im Bundesgebiet und finden die 

Taten eher im öffentlichen oder privaten Raum statt? Wo wohnen die Tatverdächtigen? 

Gibt es bestimmte Mobilitätsmuster? 

WAS? 

Welches Ausmaß und welche Formen hat Konfrontationsgewalt? 

WIE? 

Auf welche Weise und mit welchen Mitteln wird Konfrontationsgewalt verübt? 

 

Die an das Institut für Interkulturelle und Internationale Studien der Universität Bremen verge-

bene Komponente war auf den sozialzeitlichen Hintergrund gerichtet, vor dem sich die Tatver-

dächtigen radikalisiert haben, und auf die Diskurse in den entsprechenden linken und rechten 

extremistischen Szenen bezogen jeweils auf die Konfrontation mit dem politischen Gegner. In 

Ergänzung dieser beiden Szenen wurden von dem Auftragsnehmer auch salafistische und islam-

feindliche Diskurse betrachtet und analysiert, die aber nicht Bestandteil dieses Berichts sind.  
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Dieser Bericht ist wie folgt aufgebaut: 

 

Die Kapitel 1.2 sowie 1.3 sind der Darstellung der verwendeten Datengrundlage sowie der kur-

sorischen Beschreibung der angewandten Methoden gewidmet. In Kapitel 2 erfolgt eine kurze 

Darstellung des Phänomens und des aktuellen Forschungsstandes zu diesem Deliktstyp. Ein 

kurzer Exkurs zu aktuellen und besonders herausragenden Ereignissen von politisch moti-

vierter Konfrontationsgewalt ergänzt dieses zweite Kapitel.  

 

In den Kapiteln 3 bis 5 werden die Ergebnisse der Analysen zu Ausmaß und Charakteristika 

von politisch motivierter Konfrontationsgewalt dargestellt. Kapitel 3 ist den Taten, Kapitel 4 

den Tatverdächtigen und Kapitel 5 den Opfern gewidmet. 

 

In den beiden Kapiteln 6 und 7 werden die sozialzeitlichen Hintergründe der Tatverdächtigen 

und die Szenediskurse der Antifa/Autonomen sowie der Anti-Antifa behandelt. 

 

In Kapitel 8 werden Maßnahmen gegen politisch motivierte Konfrontationsgewalt benannt. 

Das Kapitel 9 enthält das Fazit sowie eine Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse und 

dient als Managementfassung zu diesem Bericht. 

 

 

1.2 Datengrundlage 

Wesentliche Grundlage der Analysen innerhalb der ersten beiden Module war der Datensatz Po-

litisch motivierte Konfrontationsgewalt (PmKg). Dieser Datensatz basiert auf den im Rahmen des 

„Kriminalpolizeilichen Meldedienstes - Politisch motivierte Kriminalität“ (KPMD-PMK) anfal-

lenden und an das Bundeskriminalamt (BKA) übermittelten KTA aus den Ländern. Dabei werden 

Fälle politisch motivierter Kriminalität von den Polizeibehörden der Länder auf Grundlage des 

Definitionssystems „Politisch motivierte Kriminalität“ (PMK) einheitlich erfasst. Die PMK-

Delikte werden darüber hinaus nach unterschiedlichen Phänomenbereichen differenziert: 

„PMK-rechts“, „PMK-links“, „Politisch motivierte Ausländerkriminalität“ und „Sonstige / nicht 

zuzuordnende Kriminalität“.  

Zur Systematisierung der PMK-Delikte wurde ein sogenannter Themenfeldkatalog festgelegt, der 

die Umstände einer Tat sowie die Zielrichtung und Motivlage der Delikte bzw. der Täter be-

schreiben soll. Dieser Themenfeldkatalog beinhaltet Oberbegriffe und Unterthemen, um der 

Heterogenität der PMK gerecht zu werden.  
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Zu beachten ist, dass es sich bei Darstellungen, die sich auf Oberbegriffe sowie Unterthemen be-

ziehen, um die Anzahl der vergebenen Themen und nicht um Fallzahlen handelt. Diese Werte 

liegen höher, da pro Fall mehrere Themen vergeben werden können. Ergänzend ist darauf hin-

zuweisen, dass für die Einordnung der Straftaten nicht die tatsächliche politische Einstellung des 

Opfers relevant ist, sondern die dem Opfer vom Täter mutmaßlich zugeschriebene Einstellung. 

Mutmaßlich deshalb, weil die Einordnung in der Regel der polizeilichen Bewertung des jeweili-

gen Falls obliegt, denn in der Mehrzahl der Fälle äußern sich die Tatverdächtigen nicht zu Hand-

lungsmotiven oder die Tatverdächtigen können nicht ermittelt werden. 

 

Zur Erstellung des entsprechenden Datensatzes wurden von der Abteilung ST alle dem Themen-

feld „Konfrontationsdelikte“ zugeordneten Delikte der Jahre 2011 und 2012 zugeliefert. Dabei 

handelte es sich um insgesamt 1 671 Gewalt- und 3 050 Sachbeschädigungsdelikte mit 3 001 er-

mittelten Tatverdächtigen. Diese 4 721 einzelnen KTA wurden anschließend in ein Variablen-

schema übertragen, so dass die Daten für weitergehende statistische Analysen zur Verfügung 

gestellt werden konnten.1 Da sich die KTA stellenweise erheblich in ihrer Datenqualität unter-

scheiden, wurde mit Hilfe verschiedener Plausibilitätsüberprüfungen versucht, die bestmögliche 

Datenqualität zu erreichen. So wurden beispielsweise im Rahmen der Datenerfassung und –

aufbereitung zwei „Pretests“ durchgeführt, indem jeweils die gleichen KTA von verschiedenen 

Codierern erfasst wurden. So konnten Klassifikations- bzw. Codieranweisungen erarbeitet wer-

den, um eine (möglichst) einheitliche Codierung durch verschiedene Codierer sicherzustellen. 

Trotzdem waren umfängliche Datenkorrekturen notwendig, da aufgrund der qualitativen und 

quantitativen Heterogenität des Datenmaterials die Klassifikationsanweisungen nicht immer im 

Detail ausgeführt werden konnten.  

 

Darüber hinaus wurde bei der Datenaufbereitung überprüft, ob bei der Merkmals- bzw. Häufig-

keitsverteilung einzelner Variablen zwischen den Ländern auffällige Unterschiede auftraten. 

Konnte in diesen Fällen eine unterschiedliche Handhabung des Codierschemas durch die Codie-

rer nicht ausgeschlossen werden, wurden die Auffälligkeiten entsprechend korrigiert. Zur weite-

ren Sicherung der Datenqualität wurden die Daten in einem nächsten Schritt auf sogenannte 

„Ausreißer“ hin  überprüft und entsprechend bereinigt. Daran anschließend wurden einige Vari-

ablen einer Plausibilitätsüberprüfung unterzogen, um auch hier mögliche Fehlerfassungen auf-

decken zu können.  

 

                                                           
1 Das Variablenschema kann auf Nachfrage durch die FTE (IZ32, BKA) bereitgestellt werden. 
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Jahr Phänomen Delikt Erfasste Fälle 

2011 Rechts gegen Links Gewalt 256 

  Sachbeschädigung 360 

 Links gegen Rechts Gewalt 685 

  Sachbeschädigung 232 

2012 Rechts gegen Links Gewalt 207 

  Sachbeschädigung 1354 

 Links gegen Rechts Gewalt 503 

  Sachbeschädigung 1052 

Tabelle  1.1 Übersicht zur Anzahl erfasster Fälle 

Durch die Fokussierung auf die KTA als Datengrundlage übernimmt das Projekt zu einem gewis-

sen Grad auch die Stärken und Schwächen des KPMD-PMK (Presse und Bachmann 2010). Trotz 

der bekannten Schwächen, wie der Hell-/Dunkelfeldproblematik oder dem problematischen 

Aussage- und Anzeigeverhalten, bleibt der KPMD-PMK als Quelle polizeilicher Auswertungen 

unverzichtbar. Nach entsprechender Datenkorrektur ergaben sich insgesamt 7 024 statistische 

Fälle, da sich die Struktur des Datensatzes an der Anzahl der (ermittelten) Tatverdächtigen orien-

tiert. Diese 7 024 statistischen Fälle beziehen sich auf insgesamt 4 649 erfasste Fälle. 2 Eine Über-

sicht zu der konkreten Anzahl an erfassten Fällen pro Jahr und pro Deliktsart findet sich in Ta-

belle 1.1. Grundsätzlich soll an dieser Stelle betont werden, dass es sich lediglich um die polizei-

lich bekannt gewordenen Konfrontationsdelikte handelt, die in die Analyse aufgenommen wur-

den. Neben diesem Hellfeld existiert ein nicht näher einschätzbares Dunkelfeld, zu dessen mögli-

chen Dimensionen in diesem Projekt keine Aussagen getroffen werden können. In dieses Dun-

kelfeld fallen insbesondere Straftaten, die aus Angst vor Racheakten oder Repression nicht ange-

zeigt werden. 

 

Für das qualitativ ausgerichtete Vergabemodul wurden durch das Projektteam an der Universität 

Bremen zwei unterschiedliche Quellen betrachtet. Zum einen analysierte man Primärquellen, 

wie einschlägige Zeitschriften rechter und linker Milieus sowie deren Webauftritte und Mobili-

sierungsvideos, um Aussagen zu den Diskursen in den beiden extremistischen Szenen treffen zu 

können. Zum anderen wurden drei überregionale Zeitungen – BILD-Zeitung (BILD), Frankfurter 

Allgemeine Zeitung (FAZ) und die Süddeutsche Zeitung (SZ) – ausgewählt und deren Inhalte im 

Zeitraum 1994 bis 2012 für die Aufarbeitung der sozialzeitlichen Entwicklungen seit Mitte der 

1990er Jahre analysiert. Weiterführende Angaben zu den Quellen finden sich in den entspre-

chenden Kapiteln 6 und 7.   
                                                           
2 Ein Fall pro ermittelten Tatverdächtigen; ein Fall bei unbekannten Tatverdächtigen sofern alle Tatverdächtigen die 
gleichen Merkmale erfüllen (z.B. zwei unbekannte männliche Täter ergeben einen statistischen Fall, ein weiblicher und 
ein männlicher unbekannter Tatverdächtiger ergeben 2 statistische Fälle). 
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1.3 Methodik 

Im Rahmen dieses Projekts wurden sowohl quantitative als auch qualitative Forschungsmetho-

den angewandt. Bei quantitativen Verfahren werden zählbare Eigenschaften gemessen, bei-

spielsweise wie viele Personen welchen Alters bestimmte Delikte begehen. Diese numerischen 

Ergebnisse können anschließend statistisch ausgewertet werden. Dabei unterscheidet man de-

skriptive und explorative Statistik. Bei der ersten stellt sich die Frage nach der Verteilung be-

stimmter Merkmale. Diese Verteilung kann mit Hilfe von Mittelwerten und Häufigkeitsvertei-

lungen beschrieben werden. Bei der explorativen Statistik wird getestet, ob die Verteilung dieser 

Merkmale besonders oder ungewöhnlich ist und ob es zwischen bestimmten Merkmalen Zu-

sammenhänge oder Unterschiede gibt. Im Gegensatz zur quantitativen Vorgehensweise, wird bei 

qualitativen Forschungsmethoden nichtnumerisches Material verwendet, beispielsweise Zei-

tungsartikel oder Interviews. Ziel ist es, mögliche Ursachen von Verhalten nachzuvollziehen und 

das Verhalten zu verstehen.  

 

Für die Auswertung der Daten innerhalb der ersten beiden Module wurden hauptsächlich de-

skriptiv-statistische Verfahren, beispielsweise Mittelwert- und Häufigkeitsverteilungen, und ein-

fache inferenzstatistische Verfahren verwendet, wie etwa Korrelationsanalysen und Mittelwert-

differenztests. Mit Hilfe letztgenannter Tests kann die Wahrscheinlichkeit ermittelt werden, dass 

bestimmte Zusammenhänge oder Unterschiede zwischen zwei Variablen mehr als nur zufälliger 

Natur sind. Damit wird das Risiko vermieden, dass rein „optisch“ auffällige prozentuale und/oder 

absolute Unterschiede „überinterpretiert“ werden und somit falsche theoretische und praktische 

Schlussfolgerungen gezogen werden. Grundsätzlich werden im Folgenden nur statistisch signifi-

kante Ergebnisse berichtet. Ein Resultat wird als statistisch signifikant bezeichnet, wenn die 

Wahrscheinlichkeit, dass es durch Zufall zustande gekommen ist, nicht über einer gewissen 

Schwelle liegt. In der Regel liegt diese Schwelle bei 5%. Das heißt, die Wahrscheinlichkeit, fälsch-

licherweise von einem überzufälligen Unterschied auszugehen, obwohl der Unterschied eigent-

lich bloßer Zufall ist, darf nicht über 5% liegen.  

Neben diesen deskriptiv-statistischen und einfachen inferenzstatistischen Analysen enthält ins-

besondere die Analyse zu den soziökonomischen Zusammenhängen von Konfrontationsgewalt 

(siehe Kapitel 3.3) weitergehende komplexere statistische Verfahren. Mit Hilfe dieser umfangrei-

cheren statistischen Tests wird versucht zu bestimmen, ob bestimmte Merkmale einen Einfluss 

auf das Vorhandensein und die Stärke von anderen Merkmalen haben. Detailliertere Erläuterun-
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gen finden sich in dem entsprechenden Kapitel 3.3. Dies gilt ebenso für die Ausführungen zu den 

qualitativen Forschungsmethoden, die von dem Forschungsteam an der Universität Bremen im 

Rahmen des Vergabemoduls angewendet wurden. Die entsprechenden Unterkapitel 6.1 und 7.1 

beschreiben das Vorgehen näher. Darüber hinaus befinden sich unter der Überschrift „Methode 

und Vorgehen“ in einigen Kapiteln noch einmal ausführliche Erläuterungen zu der Aufbereitung 

einzelner spezifischer Daten. 
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2 Phänomen und Forschungsstand 

2.1 Links- und Rechtsextremismus und die Konfrontation mit dem 

politischen Gegner 

Nach dem zum Zeitpunkt der Berichterstattung aktuellen Verfassungsschutzbericht 2014 beträgt 

das rechtsextremistische Personenpotential nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 21 000 

Personen, von denen 10 500 als gewaltorientiert eingestuft wurden (Bundesamt für Verfassungs-

schutz 2015, 34).3 Das linksextremistische Personenpotenzial wird ohne Mehrfachmitgliedschaf-

ten auf 27 200 Personen geschätzt, mit ungefähr 7 600 gewaltorientierten Linksextremisten 

(Bundesamt für Verfassungsschutz 2015, 69). Damit liegt der Anteil an gewaltorientierten Anhä-

ngern im Bereich Rechtsextremismus mit 50 Prozent deutlich über dem linksextremistischen 

mit 28 Prozent. Für den hier relevanten Untersuchungszeitraum von 2011 bis 2012 galten die 

folgenden Zahlen. Das linksextremistische Personenpotenzial betrug Ende 2012 nach Abzug von 

Mehrfachmitgliedschaften 29 400 Personen, davon 7 100 als gewaltbereit eingestuft (Bundesamt 

für Verfassungsschutz 2013, 154). 4  Dieser Anteil ist bei leicht abnehmendem Personenpotential 

gegenüber dem Vorjahr gleich geblieben. Der Anteil der gewaltbereiten Linksextremisten am 

Gesamtpersonenpotenzial hat von 2011 auf 2012 um acht Prozentpunkte zugenommen, wäh-

rend der Anteil der gewaltbereiten Rechtsextremisten um etwa einen Prozentpunkt abgenom-

men hat. Von den Ende 2012 dem rechtsextremistischen Milieu zugeordneten 22 150 Personen 

wurden 43 Prozent als gewaltbereit eingestuft (Bundesamt für Verfassungsschutz 2013, 56). Bei 

linksorientierten Personen lag dieser Anteil bei 24 Prozent. Insgesamt ist somit ein leichter aber 

kontinuierlicher Rückgang des Personenpotentials in den letzten Jahren festzustellen. Der Anteil 

an gewaltorientierten oder gewaltbereiten Akteuren ist im rechtsextremistischen Milieu deutlich 

größer als im linksextremistischen. 

 

Die Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner gehört sowohl für linksextreme als auch 

rechtsextreme Akteure zu einem wesentlichen Bestandteil ihrer Ideologie und äußert sich in 

regelmäßigen – häufig gewalttätigen – Aufeinandertreffen. Es kommt dabei zu teils erheblichen, 

teils schweren Körperverletzungen und im Einzelfall scheuen Akteure auch nicht, ihre Aggressi-

onen fortzusetzen, selbst wenn bereits Polizei vor Ort ist (Bundesamt für Verfassungsschutz 

                                                           
3 Seit 2014 wird nicht mehr die Anzahl an gewaltbereiten Rechtsextremisten angeben, sondern die der gewaltorientier-
ten. Der Oberbegriff umfasst dabei die Kategorien „gewalttätig“, „gewaltbereit“, „gewaltunterstützend“, „gewaltbefür-
wortend“ (Bundesamt für Verfassungsschutz 2015, 20). 
4 Als gewaltbereit eingestuft wird, wer als Gewalttäter bekannt ist, eine hohe Gewaltbereitschaft zeigt oder sich deut-
lich für die Anwendung von Gewalt ausspricht. 
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2013, 4). In beiden Szenen ist eine zunehmend enthemmte Gewaltanwendung festzustellen. Die-

se gesunkene Hemmschwelle für aggressives Verhalten geht einher mit zunehmenden Angriffen 

auf Polizeibeamte. Öffentlich wahrgenommen wird Konfrontationsgewalt zwischen links- und 

rechtsextremistischen Akteuren insbesondere bei überregionalen Demonstrationen. Meistens 

handelt es sich um rechtsextreme Demonstrationen oder sogenannte Trauermärsche im Geden-

ken an (vermeintliche) alliierte Kriegsverbrechen wie sie beispielsweise alljährlich in Dresden 

und anderen Städten stattfinden. Gegen diese Aufmärsche mobilisieren, neben dem bürgerlichen 

Spektrum, auch linksextreme Akteure mit dem festen Ziel, sie zu verhindern. Dabei wird die An-

wendung von Gewalt oftmals als legitim erachtet. Konfrontationsgewalt findet aber nicht nur am 

Rande von Demonstrationen statt. So prägen Provokationen, gegenseitige Übergriffe und geziel-

te Anschläge die alltägliche Auseinandersetzung zwischen rechts- und linksextremen Akteuren. 

Hier kommt es nicht selten zur Begehung von teils erheblichen Straftaten (insbesondere Körper-

verletzungsdelikte). Beschleunigt wird die Eskalationsspirale zudem durch sogenannte „Outing“-

Aktionen, die dazu dienen den politischen Gegner hinsichtlich seiner Lebensdaten, Aktivitäten 

bis hin zu seinem Arbeitgeber auszuspähen und anschließend zumeist über das Internet zu dis-

kreditieren (Baron 2013). Das geschieht vor allem im Internet. Gerade im linksextremistischen 

Spektrum dient diese „Recherchearbeit“ dazu, militante Aktionen gegen rechtsextremistische 

Strukturen (Trefflokale, Schulungseinrichtungen etc.) vorzubereiten, nachhaltig zu stören oder 

auch zur Abschreckung (Bundesamt für Verfassungsschutz 2012, 215).  

 

Für die gewaltsamen Konfrontationen zwischen den beiden politischen Gegnern sind vor allem 

zwei lose Gruppierungen verantwortlich. Zum einen die antifaschistisch motivierten Linksext-

remen (Antifa), die sich in einer spezifischen Variante durch einen militanten und gewaltbereiten 

Antifaschismus auszeichnen. Dieser ist vor allem für die sogenannten „Autonomen“ charakteris-

tisch. Zum anderen die Anti-Antifa, die zu Beginn der 1990er Jahre als Reaktion auf die zuneh-

menden Aktivitäten der militanten Antifa entstand. Wesentlicher Akteur dieser Anti-Antifa sind 

seit nunmehr einigen Jahren die sogenannten „Autonomen Nationalisten“ (AN), die teilweise die 

Methoden und das Erscheinungsbild der linken Autonomen übernommen haben. Beide Akteure 

werden im Folgenden näher vorgestellt. 

 

Die linke Antifa-Szene entstand Ende der 1970er, Anfang der 1980er Jahre (Backes et al. 2010, 

161f.). Anfangs zeichnete sich die Szene durch mehrere kleine Gruppierungen aus, die für „Spon-

tanität, Autonomie und Selbstorganisation der ‚Unterdrückten‘“ eintraten und den Widerstand 

mobilisierten. Daraus bildete sich im Laufe der Entstehungsjahre eine „autonome“ Identität her-

aus, die in den 1990er Jahren einen eigenständigen Szene-Schwerpunkt bildete. Der autonome 

Antifaschismus hatte das Ziel, faschistische Ideologien zurückzudrängen. Zu einem Schwerpunkt 
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entwickelte sich vor allem in späteren Jahren die Organisation von Gegendemonstrationen an-

lässlich von Veranstaltungen und Kundgebungen rechtsextremer Organisationen. Weiter ver-

stärkt wurden die antifaschistischen Abwehrbemühungen zu Beginn der 1990er Jahre durch den 

starken Anstieg fremdenfeindlicher Gewalttaten (insbesondere mit den Ausschreitungen in Ho-

yerswerda, Rostock oder Solingen) und das Anwachsen rechtsextremer Aktivitäten bei Skinheads 

und NS-affinen „Kameradschaften (ebd., 162). Der „autonome Antifaschismus“ und die sich da-

mit assoziierenden Gruppen haben ein gemeinsames Grundverständnis hinsichtlich der Bereit-

schaft zur Anwendung von Gewalt, um mittels militanter Aktionen und Kampagnen den politi-

schen Gegner anzugreifen und „faschistische Strukturen“ zu zerschlagen. Die Anhänger der Anti-

fa sind hauptsächlich Jugendliche und junge Erwachsene. Mittlerweile sind autonome Gruppen 

in urbanen Zentren – mit Berlin als Schwerpunkt – bundesweit verbreitet. Ausgeprägte Struktu-

ren existieren beispielsweise in den Stadtstaaten Bremen und Hamburg sowie in den linksintel-

lektuell geprägten Universitätsstädten Göttingen, Frankfurt am Main, Marburg, Heidelberg und 

Freiburg im Breisgau (Backes et al. 2010, 163).  

 

Zu Beginn der 1990er Jahre fand sich die rechtsextremistische Szene verstärkt in Form einer „An-

ti-Antifa“ zusammen. Ziel war zum einen die Bekämpfung des politischen Gegners und zum an-

deren die Einigung des zersplitterten „nationalen Lagers“ (ebd., 164). Im Laufe der 90er Jahre er-

folgte dann eine Umstrukturierung der NS-affinen Szene. Hierarchisch-rigide Organisations-

strukturen wurden zugunsten lose verbundener „Kameradschaften“ aufgegeben. Damit öffnete 

man sich gleichzeitig für den Nachwuchs aus Jugendszenen wie der Skinhead-Subkultur. Im Jahr 

2002 traten innerhalb der überwiegend neonationalsozialistisch geprägten Kameradschaftsszene 

erstmals Gruppierungen als „Autonome Nationalisten“ (AN) in Erscheinung (ebd., 166). Von Ber-

lin ausgehend wurden die AN auch andernorts in Gestalt von „schwarzen Blöcken“ Bestandteil 

rechtsextremer Demonstrationen und Aufmärsche. Man kopierte dabei bewusst den Kleidungs-

stil der linken Autonomen, insbesondere des im linksextremen Bereich bekannten „Schwarzen 

Blocks“. Vermummung, schwarze Kapuzenpullover und Palästinensertücher wurden bis auf we-

nige Änderungen durch die AN nahtlos übernommen. Die Anhänger der AN sind meist Jugendli-

che und junge Erwachsene, die sich durch die erlebnisorientierte Subkultur und durch die pro-

fessionelle Selbstpräsentation in den sozialen Medien mobilisieren lassen. Zudem zeichnet sich 

die AN-Szene durch eine hohe Aggressivität und im Gegensatz zu den üblichen Rechtsextremen 

durch eine gezielte und koordinierte Gewalt gegen den politischen Gegner aus (Staud und Radke 

2012, 76). Gerade der Kampf gegen den politischen Gegner wird seit ihrer Gründung in den frü-

hen 2000er Jahren als Hauptaufgabe wahrgenommen. Im Gegensatz zu „konformen“ altgedien-

ten Rechtsextremen, die auf Demonstration meist den Anweisungen der Polizei Folge leisten, 

wird Gewalt gegen Polizeibeamte bei den AN als legitimes Mittel erachtet. Neben dem Großraum 
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Berlin entstanden Schwerpunkte auch in Nordrhein-Westfalen, insbesondere im Raum Dort-

mund (Backes et al. 2010, 166). 

 

Die konfrontativen Auseinandersetzungen zwischen rechts- und linksextremen Akteuren ma-

chen seit einigen Jahren konstant einen hohen Anteil der im Rahmen politisch motivierter Kri-

minalität registrierten Straftaten aus. Der in den letzten beiden Jahren die politische Debatte be-

stimmende Themenkomplex „Asyl“ und die Zunahme von Flüchtlingen, die nach Deutschland 

einreisen, führen darüber hinaus nicht nur zu einer verstärkten Agitation und zum Anstieg öf-

fentlicher Auftritte der rechten Szene, sondern damit einhergehend auch zu einer Zunahme an 

entsprechenden Tatgelegenheiten zum Aufeinandertreffen mit dem politischen Gegner für die 

linke Szene. Dies gilt insbesondere für den Zusammenhang von Demonstrationen und entspre-

chenden Gegendemonstrationen (SennInnSport, Abteilung Verfassungsschutz 2015, 20). Ferner 

stellt die linke Szene aufgrund ihrer grundsätzlich migrationsbejahenden Haltung für rechte Ak-

teure abermals ein legitimes Ziel dar.  Aus diesen Gründen ist mit einer weiter ansteigenden Zahl 

von Konfrontationsgewaltdelikten zu rechnen. 

 

 

2.2 Exemplarische Fallbeispiele 

Für die Auseinandersetzungen zwischen dem links- und rechtsorientierten Personenspektrum 

gibt es viele Beispiele von Sachbeschädigungen, Gewalttaten und sogenannten „Outing“-

Aktionen. Die folgenden zwei aktuellen Beispiele zeigen dabei exemplarisch typische Szenarien 

dieser Konfrontationsgewalt. 

 

Gewaltsame Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit rechter Demonstration in Oschersle-

ben (Sachsen-Anhalt)  

Auf dem Rückweg von einer einschlägigen rechten Demonstration zum 71. Jahrestag der Bom-

bardierung Magdeburgs im Zweiten Weltkrieg wurde eine Gruppe von Teilnehmern am Bahnhof 

Oschersleben mit Eisenstangen, Baseballschlägern und Holzlatten angegriffen. Dabei wurden 

vier Personen zum Teil schwer verletzt (Der Spiegel 2016). Nach ersten Ermittlungen schloss die 

Polizei auf Täter aus der linksextremistischen Szene, die sich laut Zeugenaussagen hinter einem 

Gebäude am Bahnhof versteckten und dann gezielt die rechtsorientierten Teilnehmer der De-

monstration angriffen. Am Rande der jährlich stattfindenden Aufmärsche rechter Gruppierun-

gen kommt es regelmäßig zu gewaltsamen Konfrontationen zwischen rechten Demonstranten 

und linken Gegendemonstranten. Auf der dem rechtsextremen Spektrum nahestehenden Inter-

netseite von „Altermedia-Deutschland“ äußert sich ein Nutzer wie folgt zu den Vorfällen: „Das 
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ruft nach Vergeltung, wenn wir uns das nächste Mal mit den linken Zecken gegenüberstehen 

wird es keine Gnade geben“ [sic!]. Ein weiterer Nutzer schreibt: „Der Buergerkrieg ist hier - 9 mm 

Para-Bellum!!!“ [sic!]  Sowohl der Vorfall in Oschersleben, als auch die Reaktionen in der rechts-

extremen Szene verdeutlichen die niedrige Gewaltschwelle in beiden Phänomenbereichen und 

die Bedeutung gegenseitiger Aufschaukelungsprozesse und Interdependenzen. 

 

Hackerangriff der „National Sozialistischen Hacker Crew“ auf den Online-Shop „Impact-

Mailorder“ 

Sogenannte „Outing-Aktionen“, die dazu dienen den politischen Gegner auszuspähen und an-

schließend zumeist über das Internet zu diskreditieren, gehören bei beiden Extremismustypen 

zum Repertoire. Dabei werden nicht nur gezielt einzelne Personen hinsichtlich ihrer Adressen, 

Lebensdaten und Arbeitgeber ausgespäht, sondern auch systematischere „Outings“, die mehrere 

Personen betreffen können, sind möglich. Folgendes Beispiel zeigt dies sehr deutlich. Im Januar 

2015 wurde über das Twitter-Profil „H8 Berlin“ diese Nachricht veröffentlicht: „#Antifa Versand 

gehackt. „Nationale Sozialistische Hacker Crew“. Vergeltungsschlag für Opos Records“. Gleichzei-

tig wurde folgende Erklärung verbreitet:  

 

„Da ihr hinterlistigen Abschaum-Gestalten immer wieder Angriffe auf unsere 

Shops und unsere Seiten unternehmt und anschließend die Daten online stellt, 

dachten wir nun, wir drehen den Spiess mal um! 

Wir haben nun Namen, Adressen und Telefonnummern, allen die jemals in die-

sem Shop bestellt haben. Wir werden davon 40´000 sofort veröffentlichen. Die 

restlichen werden wir noch behalten. Mit jedem Hackerangriff von linksgerichte-

ten Ursprungs auf nationale Adressen werden weitere 10´000 Daten veröffent-

licht!“ [sic!] 

 

Dieser mutmaßlich von rechtsorientierten Hackern begangene Angriff richtete sich gegen den 

linksorientierten Online-Versandhandel Impact Mailorder. Die Angreifer erbeuteten nach eige-

nen Angaben im großen Maßstab Kundendaten und veröffentlichten diese im Internet (Der 

Spiegel 2015). Dieser rechtsorientierte Hacker-Angriff reiht sich ein in eine Vielzahl ähnlicher 

von beiden Seiten ausgehender online „Outing-Aktionen“. So stellte das Hackerkollektiv „Ano-

nymous“ bereits 2012 persönliche Daten von Unterstützern der rechtsorientierten Szene ins In-

ternet und richtete für diesen Zweck sogar eine eigene Seite ein (Der Tagesspiegel 2012). Zu den 

veröffentlichten Informationen gehörten Kundenlisten von Versandhäusern, die häufig durch 

Rechtsextreme genutzt werden, oder eine Liste mit Personen, die an die Nationaldemokratische 

Partei Deutschlands (NPD) gespendet haben sollen. In beiden hier dargestellten Fällen besteht 
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Anlass zur Sorge, dass entweder militante Antifa-Aktivisten oder gewaltorientierte Anti-Antifa 

Anhänger die jeweiligen geouteten politischen Gegner aufsuchen und angreifen. 

 

 

2.3 Allgemeiner Forschungsstand 

Das Phänomen der politisch motivierten Konfrontationsgewalt hat in den vergangenen Jahren 

an Bedeutung gewonnen und mit einem Rückgang an entsprechenden Straftaten ist in der na-

hen Zukunft nicht zu rechnen (Baron 2013; Backes 2010; Mletzko 2010). Betrachtet man bei-

spielweise die Themenfeldnennungen innerhalb des „Kriminalpolizeilichen Meldedienstes - Po-

litisch motivierte Kriminalität“ (KPMD-PMK), lässt sich bundesweit ein klarer Trend in Richtung 

Konfrontationsgewalt feststellen. Wie am Beispiel Sachsen gezeigt werden kann, hat hier im 

rechten Phänomenbereich sogar eine Bedeutungsumkehr von Hass- zu Konfrontationsgewalt 

stattgefunden (Backes et al. 2010, 37). Zum Themenkomplex Konfrontationsgewalt gibt es aber 

kaum empirisch belastbare Untersuchungen. Dies liegt primär an dem exklusiven und mitunter 

ausschließlich Sicherheitsbehörden vorliegenden Datenmaterial. In der bisher einzigen nicht-

sicherheitsbehördlichen empirisch-analytischen Studie, die auch den Themenkomplex politisch 

motivierter Konfrontationsgewalt mit einschließt, untersuchen Backes et al. (2010) dieses Phä-

nomen in den beiden Ländern Nordrhein-Westfalen und Sachsen im Zeitraum 2003 bis 2006 und 

verweisen in ihrer Analyse auf die Wechselwirkungen zwischen den politischen Gegnern. So 

gehen Tage mit hohen Fallzahlen im Bereich linker Konfrontationsgewalt gleichzeitig mit hohen 

Fallzahlen im Bereich rechter Konfrontationsgewalt einher. Zudem zeigen die Autoren, dass 

auch eine verstärkte mediale Berichterstattung zur Thematik „Rechtsextremismus“ mit einem 

Zeitverzug von einem Monat zu einem Anstieg linker Konfrontationsdelikte – vor allem im Um-

feld von Demonstrationen und rechten Veranstaltungen – führt. Rechte Demonstrationen haben 

offenbar einen deutlichen Einfluss auf das Gewaltverhalten der linksautonomen Szene. Diese 

Beobachtungen verdeutlichen die Interdependenzen und Interaktionen zwischen den beiden 

gewaltorientierten Szenen. Gewaltsame Konfrontationen finden sowohl öffentlich auf überregi-

onalen Demonstrationen oder im ländlichen und kleinstädtischen, als auch im privaten Raum 

statt. 

 

Neben der analytischen Beschreibung der konkreten Tatmerkmale ist der Blick auf die räumli-

chen Merkmale der Delikte gerade für präventive Zugänge von besonderer Bedeutung. Krimina-

litätsphänomene sind weder komplett zufällig noch gänzlich gleichförmig über die geografische 

Landkarte verteilt. So konnten bereits mehrere Studien nachweisen, dass Kriminalität sich im-

mer um bestimmte geografische Zentren drängt (vgl. Ratcliffe 2010, Shainey und Ratcliffe 2005, 
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Tita und Radil 2010). Diese sogenannten Verdichtungsräume lassen sich ebenso für das Phäno-

men der politisch motivierten Konfrontationsgewalt zeigen. Backes et al. (2010, 194) konnten in 

ihrer Studie bestimmte Räume mit Gewalttatenhäufungen identifizieren, wobei Gewalt nicht 

flächendeckend in Landkreisen stattfindet, sondern sich auf bestimmte Schwerpunktregionen 

mit tatbegünstigenden Gelegenheitsstrukturen konzentriert. Diese Anhäufung von Straftaten 

steht nicht selten mit der Anzahl an Mehrfach- und Intensivtätern im Zusammenhang. Das heißt, 

dass gerade in den Landkreisen eine Häufung an Straftaten registriert wird, in denen auch eine 

Vielzahl an Mehrfach- und Intensivtätern ihren Wohnort haben (ebd., 195). 

 

In eine ähnliche Richtung weisen auch Studien zu linker und rechter Gewalt in Berlin. In diesen 

konnte gezeigt werden, dass bei Gewalttaten die direkte Nähe zum eigenen Wohnumfeld eine 

Rolle spielt (SennInnSport, Abteilung Verfassungsschutz 2015, 2014, 2009). Dies spricht für ein 

gewisses „Revierverhalten“ der Tatverdächtigen. Bei linken demonstrationsbezogenen Gewaltde-

likten wird dagegen aus weiterer Ferne angereist und Taten werden häufig von „Krawalltouris-

ten“ begangen (Tatverdächtige mit Wohnsitz in über 50 km Entfernung vom Tatort). Die Berliner 

Studie zu linker Gewalt weist ebenfalls nach, dass die geografischen Räume linker Gewalt mit den 

Zentren der linksextremistischen Szene übereinstimmen (SennInnSport, Abteilung Verfassungs-

schutz 2009). Das heißt, dort wo sich die meisten Treff- und Wohnorte des aktionsorientierten 

Linksextremismus befinden, werden auch die meisten Gewalttaten begangen. Das ändert sich 

allerdings, sobald nur Konfrontationsdelikte betrachtet werden. Hier zeigt sich, dass bewusst die 

gewalttätige Konfrontation mit „Rechten“ in deren Wohngebieten gesucht wird (SennInnSport, 

Abteilung Verfassungsschutz 2015, 28; 2009, 60). Somit ist hier weniger der Schutz des „eigenen 

Reviers“ entscheidend, sondern die schlichte Möglichkeit des Aufeinandertreffens mit rechtsori-

entierten Akteuren. Im Gegensatz zu linker Gewalt scheint rechte Gewalt in Berlin kein „Reise-

phänomen“ zu sein. Der überwiegende Teil der Gewalttäter wohnt demnach in Berlin oder dem 

Umland (SennInnSport, Abteilung Verfassungsschutz 2014). 
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3 Taten 

In diesem Kapitel werden die mit der konkreten Tat zusammenhängenden Merkmale untersucht.  

Hierzu zählen die Charakteristika der Deliktarten, die Tatörtlichkeit, -begehung, -schwere, und –

mittel sowie sozioökonomische Merkmale, die in Teilen das Auftreten von Konfrontationsgewalt 

erklären können. Dabei sollte beachtet werden, dass es sich hier nur um polizeilich bekannt ge-

wordene Straftaten handelt und somit nur das Hellfeld betrachtet wird. Das Dunkelfeld ist nur 

schwer abschätzbar.  

 

ZENTRALE ERGEBNISSE 

 

 Delikte: Für den Untersuchungszeitraum 2011 bis 2012 wurden insgesamt 4 649 Fälle po-

litisch motivierter Konfrontationsdelikte ausgewertet. Hiervon entfallen 2 998 Fälle auf 

Sachbeschädigungen (64%) und 1 651 auf Gewaltdelikte (36%). 1 055 Taten (23%) sind dem 

Unterthema „rechts gegen links“ zuzuordnen und 3 594 Taten (77%) dem Unterthema 

„links gegen rechts“. 

 Tatorte: Der größte Anteil an Gewaltdelikten wird im öffentlichen Raum und hier zum 

weit überwiegenden Anteil (67%) auf Straßen, Plätzen und Freigeländen begangen. Regi-

onale Schwerpunkte liegen bei relativer Betrachtung vor allem in den Neuen Bundeslän-

dern. Untersucht man die absoluten Zahlen, stechen hauptsächlich größere  Städte er-

kennbar hervor. Diese Konzentration in den Städten lässt sich häufig über den Demonst-

rationszusammenhang erklären. Regionale Unterschiede gibt es sowohl bei der Betrach-

tung von linken und rechten Konfrontationsdelikten als auch bei Sachbeschädigungen 

und Gewaltdelikten.  

 Zeiträume: Fast die Hälfte der Taten ereignet sich an Samstagen. Während die Gewalttat, 

die sich auf oder im Zuge von Demonstrationen ereignet, überwiegend tagsüber stattfin-

det, finden andere Gewalttaten eher am späten Abend oder nachts statt. In diesen späten 

Abend- und Nachtstunden ereignen sich auch die meisten Sachbeschädigungen. 

 Tatbegehung: Durchschnittlich finden bei der Begehung von Gewaltstraftaten 1,3 Tatmit-

tel inklusive des Tatmittels „Körper“ Verwendung. Tatverdächtige des linken Spektrums 

verwenden dabei deutlich häufiger Tatwerkzeuge, die aus der Distanz heraus verwendet 

werden können, wie beispielsweise Steine und Flaschen. Rechte Tatverdächtige greifen 

dagegen häufiger zu Tatmitteln, die gezielter, zumeist unmittelbar gegen den Körper des 

Gegners eingesetzt werden, wie etwa Schlag-, Hieb- und Stichwaffen. Bei Betrachtung des 
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Planungsgrads der Tat fällt auf, dass linke Gewaltstraftaten etwas häufiger eine klare Tat-

planung erkennen lassen als rechte Gewaltstraftaten. 

 Tatschwere: . Insgesamt lässt sich bei Gewalttaten, die von links verübt werden, eine et-

was geringere Tatschwere feststellen. Die gleiche Tendenz ist auch hinsichtlich der 

Hemmschwelle bei Sachbeschädigungen festzustellen. 

 Demonstrationen: Fast ein Viertel (23%) der in den KTA erfassten Gewalt- und Sachbe-

schädigungsdelikte ereignete sich im sozialen Kontext von demonstrativen Ereignissen. 

Während rechtsorientierte Akteure eher bei den Konfrontationen bei der An- und Abrei-

se und bei den Angriffen auf Gegendemonstrationen zu finden sind, findet sich der Groß-

teil der linksorientierten Konfrontationsdelikte bei den Angriffen auf Demonstrationen 

und bei Angriffen auf Polizeibeamte. 

 Soziodemographische Zusammenhänge: Sozioökonomische Faktoren, wie Arbeitslosigkeit 

oder der Wahlanteil linker und rechts Parteien, haben einen nachweisbaren Einfluss auf 

die hohe regionale Belastung mit Konfrontationsgewalt. Zudem zeigt sich, dass in Kreisen 

und Kreisfreien Städten, die in hoch belasteten Regionen liegen, und eine hohe Bevölke-

rungsdichte aufweisen, die Wahrscheinlichkeit besonders groß ist, dass Konfrontations-

gewalt gehäuft auftritt.  

 

 

3.1 Delikte 

Für den Untersuchungszeitraum 2011 bis 2012 wurden insgesamt 4 649 Fälle politisch motivier-

ter Konfrontationsdelikte ausgewertet. Hiervon entfallen 2 998 Fälle auf Sachbeschädigungen 

(64%) und 1 651 auf Gewaltdelikte (36%). 1 055 Taten (23%) sind dem Unterthema „rechts gegen 

links“ zuzuordnen und 3 594 Taten (77%) dem Unterthema „links gegen rechts“.  

 

3.1.1 Gewaltdelikte 

Als PMK-Gewaltdelikte werden Landfriedensbruch, Widerstandsdelikte, Tötungsdelikte, Körper-

verletzungen, Brand- und Sprengstoffdelikte, Gefährliche Eingriffe in den Schiffs-, Bahn- und 

Straßenverkehr, Freiheitsberaubung, Raub, Erpressung, und Sexualdelikte subsumiert. Betrachtet 

man die innerhalb dieses Deliktsbereichs gemeldeten Zähldelikte, zeigt sich, dass die gefährliche 

Körperverletzung (§224 StGB) mit fast der Hälfte der Delikte (46%) den weit überwiegenden An-
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teil der erfüllten Straftatbestände ausmacht.5 Allerdings ist dieser Straftatbestand bereits durch 

den Umstand der Begehung einer Tathandlung mit anderen Beteiligten oder der Verwendung 

von Waffen oder anderen gefährlichen Werkzeugen erfüllt.6 Dadurch muss es sich hier nicht 

zwangsläufig um Fälle mit besonders schwerer Tatintention und –ausführung handeln. Bei-

spielsweise sind auch häufig stattfindende jugendliche Gruppendelikte und Würfe mit Gegen-

ständen, wie sie vor allem im Zusammenhang mit Demonstrationen begangen werden, Teil die-

ses Straftatbestandes. Entsprechend waren bei nahezu zwei Drittel (64%) der ausgewerteten ge-

fährlichen Körperverletzungsdelikte mehrere Personen am Tatgeschehen beteiligt, bei einem 

Viertel (26%) handelte es sich um Würfe. 28 Prozent der gefährlichen Körperverletzungen sind 

zudem als Versuche gekennzeichnet. Dieser relativ hohe Anteil an Versuchen ist überwiegend in 

Würfen von schweren und leichten Gegenständen oder Pyrotechnik begründet, bei denen das 

Ziel – absichtlich oder unabsichtlich – verfehlt wurde. Im Umkehrschluss bedeutet das allerdings 

nicht, dass das Opfer in den Fällen, in denen die Tat als vollendet klassifiziert wurde, tatsächlich 

auch getroffen wurde. Abbildung 3.1 zeigt die Anteile der am häufigsten genannten Zähldelikte.7 

 

Taten, die das Opfer erheblich und vor allem dauerhaft verletzten (§ 226 StGB)8 machen nur ei-

nen Anteil von etwa 0,3% der ausgewerteten Gewalttaten aus. Der Straftatbestand des Totschlags 

(§ 212 StGB) wurde in vier der insgesamt 1 651 Gewalttaten als erfüllt angesehen, allerdings han-

delte es sich ausschließlich um Versuche. Mit anderen Worten: Nur in Ausnahmefällen gehen 

Gewalttaten im Bereich der Konfrontationsdelikte mit einer dauerhaften Verletzung eines Op-

fers einher. Für den Zeitraum 2011-2012 sind dies deutschlandweit insgesamt fünf Taten. Damit 

wurde lediglich in jedem 500. Fall der Tod des Opfers billigend in Kauf genommen. Das bedeutet 

im Umkehrschluss allerdings nicht, dass sich nicht auch hinter dem Straftatbestand der gefährli-

chen Körperverletzung zum Teil schwerste Gewalttaten verbergen können.  

 

                                                           
5 Als Zähldelikt wird der in einem Sachverhalt vorrangig einschlägige Straftatbestand geführt. Sind mehrere Straftatbe-
stände einschlägig, so zählt vorrangig, welche Straftat die höchste Deliktqualität aufweist. Das Zähldelikt ist regelmäßig 
auch das Delikt mit der höchsten Strafandrohung. Die weiteren Straftatbestände werden als Nebendelikte geführt. 
6 Unter dem Begriff Beteiligung ist hier sowohl die Mittäterschaft als auch die Teilnahme in Form einer Anstiftung 
oder Beihilfe gemeint. Mit gefährlichen Werkzeugen sind alle Gegenstände gemeint, mit denen aufgrund ihrer objek-
tiven Beschaffenheit und der konkreten Benutzungsweise erhebliche körperliche Verletzungen hervorgerufen werden 
können, also auch Wurfgegenstände. 
7 Aufgrund ihrer geringen Häufigkeit sind folgende Delikte nicht explizit aufgeführt: räuberische Erpressung (10 Fälle), 
schwerer Raub (7), schwere Körperverletzung (5), Totschlag (4), Erpressung (3), Herbeiführen einer Sprengstoffexplosi-
on (2), Beteiligung an einer Schlägerei (1), Räuberischer Diebstahl (1) und besonders schwere Brandstiftung (1). 
8 Schwere Körperverletzung ist wie folgt definiert: 
Hat die Körperverletzung zur Folge, dass die verletzte Person 
1. das Sehvermögen auf einem Auge oder beiden Augen, das Gehör, das Sprechvermögen oder die Fortpflanzungsfä-
higkeit verliert, 
2. ein wichtiges Glied des Körpers verliert oder dauernd nicht mehr gebrauchen kann oder 
3. in erheblicher Weise dauernd entstellt wird oder in Siechtum, Lähmung oder geistige Krankheit oder Behinderung 
verfällt. 
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Abbildung  3.1 Anteile der zehn häufigsten Zähldelikte Gewalt – einschließlich Versuche 

(N=1 651) 

Insgesamt handelt es sich bei 21 Prozent der Taten um Versuche. Dabei sind die von links verüb-

ten Gewaltdelikte überproportional als Versuche klassifiziert (23%), während der Anteil bei den 

von rechten Akteuren begangenen Taten deutlich kleiner ausfällt (15%). Grundsätzlich betreffen 

Versuche vor allem schwere Straftaten, beispielsweise Totschlag. Zwei dieser insgesamt vier Ta-

ten wurden mit Messerstichen verübt und eine mittels einer Bierflasche sowie Fußtritten gegen 

den Kopf. Im vierten Fall fuhr der Tatverdächtige das Opfer mit einem PKW an. Bei mindestens 

einer dieser Taten wurde die Vollendung der Tat wahrscheinlich nur durch das Einschreiten wei-

terer Personen verhindert.  Die Hälfte der Taten wurde von Personen aus dem linken Spektrum 

verübt. 110 (7%) der untersuchten Gewaltdelikte richteten sich nicht unmittelbar gegen ein Op-

fer. Hierunter fallen vor allem Brandstiftungsdelikte (§ 306 StGB; 54 Fälle), Landfriedensbruch (§ 

125 StGB; 21) sowie gefährliche Eingriffe in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr (§ 315 StGB; 10). 

Gefährliche Verkehrseingriffe wurden meist verübt, um die Anreise des politischen Gegners zu 

Demonstrationen zu verhindern. 

Unter den 1 055 registrierten rechtsmotivierten Straftaten befinden sich 463 Gewaltdelikte (44%). 

Im Gegensatz dazu wurden bei den 3 594 linksmotivierten Taten 1 188 Gewaltdelikte (33%) regis-

triert. Obwohl die absolute Anzahl an Gewaltdelikten bei linksorientierten Taten höher ist, zei-

gen die proportionalen Anteile auch, dass Gewaltdelikte bei rechtsmotivierten Akteuren schein-

bar eine deutlich größere Rolle spielen. 
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Die Anzahl der Gewaltstraftaten je 100.000 Einwohner lag im Bundesdurchschnitt im Jahr 2011 

bei 1,6 und sank 2012 auf einen Wert von 1,1.  

 

3.1.2 Sachbeschädigungen 

Bei 2 998 KTA geht es um Sachbeschädigungen (65% aller erfassten KTA). Diese Anfragen umfas-

sen Delikte der Straftatbestände § 303 StGB (Sachbeschädigung), § 304 StGB (gemeinschädliche 

Sachbeschädigung) sowie § 305a StGB (Zerstörung wichtiger Arbeitsmittel), wobei lediglich ein 

Fall den letztgenannten Straftatbestand erfüllt. Die Mehrheit der Sachbeschädigungen betrifft 

den Straftatbestand § 303 StGB (2 823). Darunter fallen Farbschmierereien und das Aufbringen 

von Aufklebern oder sogenannter „Spuckis“ (70%, 1 984). 13 Prozent entfallen auf Ritzereien oder 

die Zerstörung von Plakaten. Der überwiegende Anteil dieser Form der Sachbeschädigung ist mit 

308 Delikten (87%) dem Bereich „links“ zuzurechnen und äußert sich hauptsächlich in der Zer-

störung von NPD-Wahlkampfplakaten. 

 

Nur knapp sechs Prozent der ausgewerteten Sachbeschädigungen erfüllt § 304 StGB (gemein-

schädliche Sachbeschädigung) und richtet sich damit gegen religiöse Gegenstände, Grabmäler, 

öffentliche Denkmäler oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Nutzen oder zur Verschöne-

rung öffentlicher Wege, Plätze oder Anlagen dienen. Der bei weitem überwiegende Teil dieser 

Sachbeschädigungen (146 von 174 Taten; 84%) entstand auch hier durch Schmierereien oder 

durch das Aufbringen von Klebebildern. Vornehmlich handelt es sich um das Anbringen politi-

scher Schriftzüge oder Piktogramme, oftmals auch unter Verwendung von Schablonen auf öf-

fentliche Gebäude oder Denkmäler. Der Anteil an versuchten Sachbeschädigungen liegt mit 0,5 

Prozent sehr niedrig. Bei versuchten Sachbeschädigungen handelt es sich etwa um Taten, bei 

denen Tatverdächtige bei dem Versuch, eine Hauswand zu besprühen, beobachtet wurden, die 

entsprechende Spraydose allerdings defekt war und es damit nicht zu einer Vollendung der Tat 

kam. 

 

Wie auch bei den Gewaltdelikten hat die Anzeigebereitschaft der jeweils betroffenen bzw. be-

obachtenden Bürger einen maßgeblichen Einfluss auf die Anzahl der gemeldeten Fallzahlen. 

Dadurch sind mitunter auch die deutlich divergierenden Fallzahlen innerhalb der Bundesländer 

erklärbar. 
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3.2 Tatorte 

3.2.1 Methode und Vorgehen 

Bei der Untersuchung zu den Tatorten von Konfrontationsgewalt sind zwei Formen von „Ört-

lichkeit“ zu unterscheiden. Zum einen die Tatörtlichkeit, wie beispielsweise öffentlich oder nicht 

öffentlich, und zum anderen der geografische Ort der Tat. Informationen zur Tatörtlichkeit wur-

den, wenn möglich, aus dem jeweiligen Sachverhalt der KTA entnommen. Die Tatörtlichkeit 

wurde zunächst sehr detailliert codiert, um genaue Aussagen treffen zu können. Im Rahmen der 

Auswertung zeigte es sich allerdings, dass viele Tatörtlichkeiten auf Grund der heterogenen An-

gaben im Ausgangsmaterial nicht eindeutig codiert werden konnten. Diese Fehlerwahrschein-

lichkeit wurde zu Auswertezwecken minimiert, indem die detaillierten Tatörtlichkeits-

Untergruppen in drei Hauptgruppen (öffentlich, halböffentlich und privat) klassifiziert wurden. 

Es wird insofern nur beispielhaft und nur bei möglichst eindeutiger Klassifizierung auf die detail-

lierten Untergruppen eingegangen. 

 

Die Bestimmung und anschließende Auswertung der geografischen Tatorte erfolgte durch einen 

halbautomatisierten Kodierungsprozess. Hierbei sollte beachtet werden, dass Kriminalitätsphä-

nomene weder komplett zufällig noch gänzlich gleichförmig über die geografische Landkarte 

verteilt sind. Sie variieren sowohl über bestimmte Zeiträume hinweg als auch über geografische 

Räume. So verwundert es nicht, dass bereits in mehreren Studien nachgewiesen werden konnte, 

dass sich Kriminalität immer um bestimmte geografische Zentren drängt (vgl. Ratcliffe 2010, 

Shainey und Ratcliffe 2005, Tita und Radil 2010). Hierzu wird häufig die sogenannte erste Regel 

der Geografie zitiert, welche dieses Phänomen gut zusammenfasst: „Everything is related to 

everything else, but near things are more related than distant things“ (Tobler 1970, 236). Durch 

die grafische Darstellung dieser räumlichen Unterschiede und Zusammenhänge sowie die sich 

anschließende deskriptive Analyse ist es möglich, die räumlichen Muster zu erkennen und ent-

sprechende Erklärungsansätze zu erschließen. Insbesondere für die Prävention von Kriminalität 

ist es enorm wichtig, „Hotspots“ zu identifizieren, um proaktiv handeln zu können. 

 

Für die Analyse der geographischen Informationen werden sogenannte geografische Informati-

onssysteme, kurz GIS, verwendet. Diese Systeme speichern nicht nur den exakten Ort der ent-

sprechenden Tat, sondern ermöglichen über die Verknüpfung mit anderen Datenbanken auch 

den Zugriff auf weitere Informationen, die mit dieser Tat zusammenhängen. Im Falle einer Sach-

beschädigung sind so neben dem genauen Längen- und Breitengrad beispielsweise auch Infor-

mationen zum Alter des Tatverdächtigen, zur Frage eines Demonstrationszusammenhangs, oder 
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zum jeweiligen Phänomenbereich abrufbar. Um von einer möglichst exakten Darstellung und 

Interpretation der räumlichen Verteilung der politisch motivierten Konfrontation ausgehen zu 

können, wird in der Literatur eine minimale Georeferenzierung von 85 prozent empfohlen 

(Ratcliffe 2010, 9). Das heißt, dass zu mindestens 85 Prozent der Fälle ein Längen- und Breiten-

grad zugeordnet werden kann. Da im PmKg-Datensatz mehr als 99 Prozent der Fälle eine geogra-

fische Angabe enthalten ist, ist dieser Grenzwert hier unproblematisch.  

 

Bevor mit der Analyse begonnen werden kann, ist es notwendig, die vorhandenen Daten ent-

sprechend aufzubereiten. Als Grundlage diente die Angabe der Postleitzahl (PLZ) in dem erstell-

ten Datensatz PmKg. Anhand der PLZ wurden über einen halbautomatisierten Prozess der Län-

gen- und Breitengrad bestimmt. Hierzu wurde mit Hilfe der geografischen Datenbank GeoNames, 

welche frei im Internet verfügbar und nutzbar ist, über die aus den KTA entnommene PLZ genau 

der Ort gewählt, der Sitz der höchsten administrativen Ebene innerhalb des Postleitzahlbereichs 

ist. Dies kann zum Beispiel eine Kreisstadt in einer eher ländlich geprägten Region sein. In Städ-

ten, die aus mehreren Postleitzahlbezirken bestehen, wurde jeweils der geographische Mittel-

punkt des entsprechenden Postleitzahlbereichs als Referenzpunkt gewählt. Obwohl nun in eini-

gen Fällen eintreten kann, dass der gewählte geografische Längen- und Breitengrad nicht mehr 

identisch mit dem exakten Tatort ist, ist der Fehler, also die Differenz zwischen gewählten geo-

grafischen und tatsächlichen Referenzpunkt, als eher klein anzusehen. Das gilt vor allem deshalb, 

weil sich aufgrund der Vielzahl an georeferenzierten Taten im PmKg-Datensatz die Über- und 

Unterschätzung des Referenzpunktes über die Anzahl der Fälle ausgleicht. Darüber hinaus ist die 

weitere Option, nämlich in allen Fällen den geografischen Mittelpunkt zu wählen, nicht weniger 

ungenau. Die geografische Ungenauigkeit ist somit bereits in der PLZ-Angabe innerhalb der KTA 

angelegt. 

 

3.2.2 Tatörtlichkeit 

Der größte Anteil an Gewaltdelikten wird im öffentlichen Raum und hier zum weit überwiegen-

den Anteil (67%) auf Straßen, Plätzen und Freigeländen begangen. Weiterhin zum öffentlichen 

Raum zählen Bahnhöfe, an denen sieben Prozent der Gewalttaten (im Zusammenhang mit An- 

oder Abreisen zu oder von Demonstrationen) begangen wurden, aber auch vereinzelt öffentliche 

Verkehrsmittel, die in zwei Prozent aller Fälle Tatort von Gewalt waren. Durchaus auffällig ist, 

dass zwölf Prozent der Gewalttaten im privaten Raum verübt wurden. Hierzu zählen die Anga-

ben „in einer Privatwohnung“ und „vor einer Privatwohnung“ aber auch die Angabe „in/ an einer 

Einrichtung des politischen Gegners“. 
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Abbildung  3.2 Tatörtlichkeit bei Gewaltdelikten nach Phänomenbereich (N=1 651) 

Vergleicht man den Anteil an Gewaltstraftaten im öffentlichen Raum zwischen linken und rech-

ten Akteuren, zeigt sich ein etwas höherer Anteil von linken Gewaltstraftaten (siehe Abbildung 

3.4). Dieser ist primär durch den Zusammenhang mit Demonstrationen zu erklären, die  zwangs-

läufig im öffentlichen Raum begangen werden. Mehr als die Hälfte (60%) aller linken, aber nur 

knapp ein Viertel (22%) der rechten Gewaltdelikte werden im Zusammenhang mit Demonstrati-

onen verübt. Dieses Ergebnis entspricht den strategischen Überlegungen rechtsorientierter De-

monstrationsveranstalter, die die Veranstaltungsteilnehmer eher zur Zurückhaltung und rechts-

konformen Verhalten auffordern, um möglichst wenig negative Kritik in den Medien hervorzu-

rufen. Entsprechend werden rechtsorientierte Gewaltstraftaten deutlich häufiger im halböffent-

lichen und privaten Raum, wie etwa in und an Einrichtungen des politischen Gegners (10%) oder 

in und an Kneipen/ Diskotheken (7%) und Szenetreffs (5%) begangen. 

 

Eine Auswertung der Tatörtlichkeit ist bei Sachbeschädigungen nicht möglich, da sich bei der 

gewählten Kategorisierung, welche maßgeblich zur Erfassung der Gewaltdelikte entwickelt wor-

den ist, nicht zwischen tatsächlicher Tatörtlichkeit und dem jeweils angegriffenen Objekt diffe-

renzieren lässt. So wurde beispielsweise bei dem Wurf eines Farbbeutels gegen eine Schule ent-

weder der Ort der Tatausführung -„im öffentlichen Raum“-, mitunter aber auch die Schule als 

„öffentliche Einrichtung“ erfasst, da diese Ziel der Sachbeschädigung war. Im ersten Fall hätte 

sich die Tat damit im öffentlichen, im zweiten Fall im halböffentlichen Raum ereignet.  
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3.2.3 Räumliche Verteilung 

Kriminalitätsphänomene sind weder komplett zufällig noch gänzlich gleichförmig über die geo-

grafische Landkarte verteilt (vgl. Ratcliffe 2010, Shainey und Ratcliffe 2005, Tita und Radil 2010). 

Sogenannte Verdichtungsräume, in denen die Mehrzahl der Delikte stattfinden, lassen sich auch 

für das Phänomen der politisch motivierten Konfrontationsgewalt zeigen. Backes et al. (2010, 194) 

konnten in ihrer Studie beispielsweise bestimmte Räume mit Gewalttatenhäufungen identifizie-

ren. Diese Gewalt findet allerdings nicht flächendeckend in Landkreisen statt, sondern kon-

zentriert sich auf bestimmte Schwerpunktregionen mit tatbegünstigenden Gelegenheitsstruktu-

ren. Die folgenden Analysen konzentrieren sich auf die grafische Darstellung und deskriptive 

Auswertung der räumlichen Verteilung der Konfrontationsdelikte. Diese gibt einen sehr plasti-

schen Eindruck von der regionalen Häufigkeitsverteilung der Delikte und der Unterschiede zwi-

schen den Delikts- und Phänomentypen. Die Erstellung der Grafiken erfolgte mit Quantum GIS 

(QGIS) - ein kostenloses open-source GIS System. Für die Bestimmung der Verwaltungsgrenzen 

der Kreisfreien Städte und Kreise wurden Daten des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie 

(2015) verwendet. 

 

Da es sich hier um eine tatbezogene Auswertung handelt, beziehen sich die nachfolgenden Dar-

stellungen auf die Anzahl der Sachverhalte. Um eine künstliche Erhöhung der Fallzahlen zu 

vermeiden, wurden daher die sich (wegen mehrerer Tatverdächtiger) ergebenden Dopplungen 

aus dem Datensatz entfernt. Insgesamt konnten 4 621 Fälle mit einer geografischen Koordinate 

versehen werden.  

 

3.3 Sozioökonomische Zusammenhänge 

Nachdem im vorausgehenden Unterkapitel die regionale Verteilung der Konfrontationsdelikte 

betrachtet wurde, soll im Folgenden die Frage beantwortet werden, warum in bestimmten Krei-

sen die Anzahl an Delikten besonders hoch ist, während sie in anderen vergleichsweise niedrig ist. 

Bisherige Studien zur Kriminalitätsbelastung von Regionen mit Gewaltdelikten konnten zeigen, 

dass diese besonders hoch ist in städtischen Regionen und in Regionen mit einer Vielzahl an so-

zialen Problemen, wie einer hohen Arbeitslosigkeit oder einer geringen Wirtschaftskraft (Büttner 

und Spengler 2002; Messner et al. 2011; Oberwittler und Gerstner 2011). Potentielle Täter werden 

insbesondere von den Tatgelegenheiten in den großen Städten angezogen, wo im Allgemeinen 

aber eben auch speziell im Phänomenbereich der politisch motivierten Konfrontationsgewalt 

viele potentielle Opfer wohnhaft sind oder sich aufhalten (Oberwittler und Gerstner 2011, 126). 

Daher haben Städte mit einer Zentrumsfunktion für das Umland eine hohe „Import“-Quote 
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auswärtiger Tatverdächtiger (siehe auch Kapitel 4.4). Diese Mobilität entspricht im Wesentlichen 

auch der Mobilität des Alltags- und Berufslebens.  

 

Neben diesen Tatgelegenheitsstrukturen haben auch sozioökonomische Faktoren einen Einfluss 

auf die Kriminalitätsbelastung von Regionen. Hierbei wird häufig die Theorie der „sozialen Des-

organisation“ herangezogen. Demnach ergeben sich erhöhte Kriminalitätsbelastungen vor allem 

durch eine geringe Wirtschaftskraft und die damit verbundenen mangelnden Chancen und Per-

spektiven von (jungen) Leuten bei der Integration in den Arbeitsmarkt. Die konkreten Auswir-

kungen von sozialer Desorganisation können sich auch darin zeigen, dass herkömmliche Institu-

tionen, wie zum Beispiel Schulen und andere Netzwerke sozialer Beziehungen, geschwächt wer-

den und damit nicht mehr in der Lage sind, informelle soziale Kontrolle  auszuüben. Damit kann 

deviantes Verhalten — insbesondere von Jugendlichen — nicht mehr ausreichend reguliert wer-

den (Shaw und McKay 2006). Neben diesem Fehlen von informellen Kontrollmechanismen ist 

auch die kulturelle Weitergabe devianter Werte und Verhaltensnormen kriminalitätsfördernd 

(vgl. Oberwittler 2010). So konnten Backes et al. (2010, 67f) den Zusammenhang von sozioöko-

nomischen Faktoren und PMK für Nordrhein-Westfalen nachweisen. Je höher die Arbeitslosen-

quote einer Region war, desto mehr rechte Gewaltakte konnten festgestellt werden. In Sachsen 

war allerdings ein solcher Zusammenhang nicht nachweisbar. Wichtig ist bei diesen Ergebnissen 

aber zu bedenken, dass aufgrund der Verwendung von Aggregatdaten (also auf der Ebene der 

Regionen vorliegende Daten) keine Aussagen zu Zusammenhängen auf der Individualebene 

möglich sind. Das heißt, ein räumlicher Zusammenhang beispielsweise zwischen der Arbeitslo-

senquote und der Kriminalitätsrate bedeutet weder zwangsläufig, dass Arbeitslose krimineller 

sind, noch dass Arbeitslosigkeit zu Kriminalität führt.  

 

3.3.1 Methode und Vorgehen 

Mit Hilfe des bereits in Kapitel 3.2 beschriebenen Vorgehens wurde der Ort der jeweiligen Tat 

bestimmt und die Zuordnung zum entsprechenden Kreis oder zur Kreisfreien Stadt vorgenom-

men. Für die Bestimmung der Verwaltungsgrenzen der Kreise oder Kreisfreien Städte wurden 

erneut Daten des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie (2015) verwendet. Da sich der 

Zeitraum des PmKg-Datensatzes auf die Jahre 2011 und 2012 erstreckt, wurden in einem weite-

ren Schritt für diese beiden Jahre und die entsprechenden 402 Kreise und Kreisfreien Städte Da-

ten zu soziökonomischen Faktoren erhoben. Ziel war es, die Faktoren auszuwählen, bei denen 

gemäß den Ergebnissen bisheriger empirischer Studien davon ausgegangen werden kann, dass 

sie einen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit haben, dass politisch motivierte Konfrontationsge-

walt auftritt. Die in dem nachfolgend beschriebenen Modell zu erklärende (abhängige) Variable 
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ist also die Häufigkeit von Konfrontationsgewalt in einer Kreisfreien Stadt oder einem Kreis. Da-

bei wurden nur die Delikte betrachtet, die keinen Demonstrationskontext aufweisen, da Kon-

frontationsdelikte im Rahmen von Demonstrationen häufig durch das schlichte Stattfinden von 

Protestveranstaltungen und nicht durch sozioökonomische Faktoren erklärbar sind.9 Insgesamt 

wurden 3 201 Taten berücksichtigt. Neben der Gesamtanzahl an Konfrontationsdelikten wurden 

darüber hinaus auch die Anzahl der rechts- und linksmotivierten Delikte als zu erklärende (ab-

hängige) Variablen jeweils separat betrachtet (links: 2 360, rechts: 841).  

 

Analog zu den bisherigen Forschungserkenntnissen der zuvor diskutierten Studien und den vo-

rangestellten theoretischen Überlegungen wurden folgende (unabhängige) Variablen, die die 

Häufigkeit von Konfrontationsgewalt erklären können, berücksichtigt: Wahlanteil rechter Partei-

en bei Kreis- oder Gemeindewahlen, Wahlanteil linker Parteien bei Kreis- oder Gemeindewahlen 

und Arbeitslosigkeit unter 15- bis 25-jährigen. Die deskriptive Statistik aller relevanten Variablen 

findet sich in Tabelle 3.1. 

 

Um eine gewisse Einheitlichkeit zu gewährleisten, wurden für die beiden Variablen Wahlanteil 

rechter und linker Parteien nur Wahlergebnisse bei Kreis- oder Gemeindewahlen berücksichtigt, 

die während des Zeitraums 2011-2012 aktuell waren. Insofern wurden Wahlergebnisse aus dem 

Jahr 2013 beispielsweise nicht verwendet, sondern auf die Daten aus einer früheren Wahl zu-

rückgegriffen. Als Quelle wurden die Daten der einzelnen statistischen Landesämter und Lan-

deswahlleiter verwendet.10 Grundlage für die Auswahl rechter Parteien waren die Verfassungs-

schutzberichte aus den Jahren 2011 und 2012 (Bundesamt für Verfassungsschutz 2012; 2013). 

Demnach wurden die folgenden Parteien als rechts(extrem) gewertet: Nationaldemokratische 

Partei Deutschlands (NPD), Die Rechte, Deutsche Volksunion (DVU), Bürgerbewegung pro NRW 

(pro NRW), und Die Republikaner (REP). Als links(extrem) wurden eingeordnet: DIE LINKE und 

die Deutsche Kommunistische Partei (DKP). Die beiden Variablen wurden kategorial kodiert: 

1 = 0% Wahlanteil; 2 = 1 bis 3%; 3 = 3 bis 6%; 4 = über 6%. Die Variable Arbeitslosigkeit misst die 

                                                           
9 Delikte aus dem Bundesland Berlin konnten nicht berücksichtigt werden, da aus den vorliegenden Daten nicht ein-
deutig hervorging, ob ein Demonstrationskontext vorlag. 
10 Auf folgenden Internetseiten wurde für die Bestimmung der Wahlergebnisse zurückgegriffen:  
BW (statistik.baden-wuerttemberg.de/Wahlen/Landesdaten/#KW), BY (wahlen.bayern.de/kommunalwahlen),  BE 
(wahlen-berlin.de/wahlen/BE2011/Ergebnis), BB (wahlergebnisse.brandenburg.de/wahlen/KO2014/ergebnis/), HB 
(mpifg.de/projects/demokratie/Daten/Wahlen/Kommunalwahlen%20Bremen%202011.pdf), HH (statistik-
nord.de/wahlen/wahlen-in-hamburg/), HE (statistik-hessen.de/K2011/index.htm), MV (service.mvnet.de/cgi-
bin/wahlen/2011_kom_land/txt_wahlen_2011_ergebnis.pl?K), NI 
(nls.niedersachsen.de/Wahlen/KW2011/Kommunalwahl_2011.html), NW 
(alt.wahlergebnisse.nrw.de/kommunalwahlen/2009/Stadtraete_kreistage/index.htm),  RP (wah-
len.rlp.de/kw/wahlen/2009/kreistagswahlen/ergebnisse), SA (saar-
land.de/dokumente/thema_wahlen/KW8409_Kreis.pdf), ST (stala.sachsen-anhalt.de/gk/fms/fms213.htm), SH (statis-
tik-nord.de/wahlen/wahlen-in-schleswig-holstein/kommunalwahlen/2008/), TH (wah-
len.thueringen.de/wahlseite.asp?aktiv=KW01&startbei=kommunalwahlen/KW_wahlergebnisse.asp), 
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Arbeitslosenquote unter 15- bis 25-jährigen und damit genau in der Altersgruppe, die den größ-

ten Anteil in dem hier relevanten Deliktsbereich ausmacht (siehe auch Kapitel 4.2). Als Daten-

quellen wurde auf die Arbeitsmarktstatistik der Jahre 2011 und 2012 der Bundeagentur für Arbeit 

(Bundesagentur für Arbeit 2015) zurückgegriffen. Diese Variable ist ebenfalls kategorial kodiert: 

1 = weniger als 3%; 2 = 3-6%; 3 = 6-9%; 4 = 9-12%; 5 = mehr als 12%. 

 

 Mittelwert Standardabw. Minimum Maximum N 

Abhängige Variable      

Konfrontationsgewalt (gesamt) 3.99 7.31 0 57 802 

Konfrontationsgewalt (rechts) 1.05 2.75 0 34 802 

Konfrontationsgewalt (links) 2.94 5.54 0 56 802 

Unabhängige Variablen      

Wahlanteil (rechts) 1.58 .79 1 4 802 

Wahlanteil (links) 2.53 1.15 1 4 802 

Arbeitslosigkeit 2.32 1.06 1 5 801 

Kontrollvariablen      

Anteil Männer 48.9 .67 46.61 50.36 802 

BIP 30 468 12309.89 14 554 109 224 802 

Bevölkerungsdichte 505.2 648.19 37.1 4468.3 802 

Tabelle  3.1 Deskriptive Statistik 

Neben den oben genannten drei (Haupt)variablen sind noch weitere sogenannte Kontrollvariab-

len notwendig, die einen Einfluss auf die Häufigkeit des Aufkommens von Konfrontationsgewalt 

haben, und damit dem Modell hinzugefügt werden müssen. Erstens muss beachtet werden, dass 

sich die regionalen Einheiten (Kreise und Kreisfreie Städte) teilweise erheblich in ihrer Größe 

unterscheiden. Man sollte erwarten, dass mehr Ereignisse in Einheiten passieren, in denen mehr 

Menschen leben. Daher muss für diese durch Bevölkerungsdichte bedingte Anfälligkeit für Kon-

frontationsgewalt kontrolliert werden. Zweitens, da weiterhin insbesondere Männer im Bereich 

der Konfrontationsgewalt überproportional häufig vertreten sind, wird die Variable Anteil Män-

ner an der Bevölkerung als prozentualer Anteil in den entsprechenden Kreisen und Kreisfreien 

Städten ebenfalls als potentieller Einflussfaktor berücksichtigt. Drittens, da die Wirtschaftskraft 

in den jeweiligen Kreisen und Kreisfreien Städten auch einen Einfluss auf die „soziale Desorgani-

sation“ in einer Region und damit ebenso auf die Anzahl der Konfrontationsdelikte haben kann, 

wurde die Variable Bruttoinlandsprodukt (BIP) ebenfalls dem Modell als Kontrollvariable hinzu-

gefügt. Die drei Kontrollvariablen Bevölkerungsdichte, Anteil Männer an der Bevölkerung und 

Bruttoinlandsprodukt wurden für die beiden Jahre 2011 und 2012 dem Portal der Statistischen 
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Ämter des Bundes und der Länder (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2015) ent-

nommen. 

 

Ein weiterer wichtiger Faktor, der bei räumlichen Analysen unbedingt berücksichtigt werden 

muss, ist die räumliche Korrelation der zu erklärenden Variable: Ein Kreis oder eine Kreisfreie 

Stadt, die in direkter Nachbarschaft einer stark belasteten Region liegt, hat selbst ein erhöhtes 

Risiko von Konfrontationsgewalt betroffen zu sein, da Gewalt im Allgemeinen nicht vor Verwal-

tungsgrenzen halt macht. Diese Abhängigkeit wird typischerweise durch einen sogenannten 

räumlichen Lag kontrolliert (vgl. Ward und Gleditsch 2008), der als weitere Variable dem statisti-

schen Modell hinzugefügt wird. In dem hier genutzten Modell wird das durchschnittliche Auf-

treten von Konfrontationsgewalt (inklusive der im Rahmen von Demonstrationen begangenen 

Delikte) in den Nachbarkreisen als räumlicher Lag verwendet. Die Notwendigkeit eines solchen 

„Lags“ wird mit der sogenannten „Moran’s I“-Statistik nachgewiesen, die für das hier verwendete 

Modell eine deutliche räumliche Autokorrelation zeigt.11 Das heißt, das Risiko, dass ein Kreis oder 

eine Kreisfreie Stadt von Konfrontationsgewalt betroffen ist steht in einem engen Zusammen-

hang mit der Häufigkeit von Konfrontationsgewalt in den Nachbarkreisen.  

 

Um den Einfluss der oben aufgeführten Variablen auf die Wahrscheinlichkeit des Auftretens von 

Konfrontationsgewalt zu untersuchen, wird ein komplexes statistisches Verfahren angewendet. 

Mit Hilfe dieses statistischen Tests wird versucht zu bestimmen, ob entsprechende Merkmale 

einen Einfluss auf das Vorhandensein und die Stärke von anderen Merkmalen haben. Hierzu 

wird ein sogenanntes generalisiertes lineares multivariates Regressionsmodell mit einer negati-

ven Binomialverteilung geschätzt, mit der Anzahl an Konfrontationsdelikten als zu erklärende 

(abhängige) Variable.12 Ziel ist es, die Werte dieser Variable mit Hilfe der anderen oben aufgeführ-

ten (unabhängigen) Variablen vorherzusagen. 13 Die Regression versucht dabei einen generalisier-

                                                           
11 Um zu testen ob eine räumliche Autokorrelation vorliegt wurde eine Monte Carlo Simulation verwendet (permutiert 
zufällig die Spalten und Zeilen der „connectivity matrix“). Auf weitere methodische Ausführungen wird an dieser Stelle 
verzichtet. Weitere Information zur Berechnung finden sich bei Ward und Gleditsch (2008). 
12 Da es sich bei den hier verwendeten zu erklärenden Variablen um nichtnegative Zähldaten handelt, deren Varianz 
deutlich größer ist als der Mittelwert (Varianzüberschuss, engl.: overdispersion),  wurde die negative Binomialverteilung 
als Fehlerverteilung verwendet. Ebenfalls möglich wären sogenannte null-adjustierte Modelle (engl.: zero-inflated 
models), die die Wahrscheinlichkeit für das Auftreten von Null vergrößern. Tests dieser Modelle, angewendet auf die 
hier vorliegenden Daten, zeigen allerdings keine bessere Modellpassung als die negativen Binomialmodelle. Darüber 
hinaus wurde auf eine Zeitreihenanalyse aufgrund der Betrachtung von nur zwei Jahren verzichtet. Aufgrund der 
Verwendung von Zähldaten wird für die Schätzung der Parameter das „Maximum Likelihood“-Verfahren angewendet. 
Dieses Verfahren versucht genau die Werte der Regressionskoeffizienten zu finden, die die höchste Wahrscheinlichkeit 
haben, die beobachteten Werte zu verursachen. 
13 Hierbei sollte jedoch beachtet werden, dass insbesondere bei der hier angewendeten Querschnittsanalyse der allge-
meine Zusammenhang von Variablen getestet wird. Das heißt, ein potentieller Zusammenhang von Arbeitslosigkeit 
und hoher Deliktsanzahl kann sowohl bedeuten, dass Arbeitslosigkeit zu Kriminalität führt, als auch, dass Kriminalität 
Arbeitslosigkeit bedingt. Für beide Wirkrichtungen gibt es theoretisch begründbare Erklärungen. Entscheidend ist 
daher das dem statistischen Modell zugrunde liegende theoretische Modell, das den Zusammenhang versucht zu erklä-
ren. 
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ten linearen Zusammenhang zwischen den Einflussgrößen und der Zielgröße herzustellen. Auf 

weitere methodische Ausführungen und die Darstellung der exakten Formel zur Berechnung 

wird an dieser Stelle verzichtet und auf die einschlägige Methodenliteratur verwiesen (vgl. Sny-

der 2001; Gelman und Hill 2007; Ward und Gleditsch 2008; Kühnel und Krebs 2012).  

 

3.3.2 Ergebnisse 

Um den Einfluss der erklärenden Variablen auf die Wahrscheinlichkeit zu testen, dass Konfron-

tationsgewalt auftritt, wurden insgesamt sechs Modelle geschätzt. Diese sind in Tabelle 3.2 aufge-

führt.14 Modell 1 fokussiert die Gesamtheit aller Konfrontationsdelikte, während Modell 2 aus-

schließlich die von rechts begangenen Delikte und Modell 3 die von links begangenen Straftaten 

betrachtet. Die entsprechenden Modelle wurden jeweils mit und ohne Kontrollvariablen berech-

net. Die Höhe des sogenannten „Log Likelihood“ zeigt dabei an, dass die Modelle mit den Kon-

trollvariablen — insbesondere bei den Modellen 1 und 3 — besser geeignet sind, die Häufigkeit 

des Auftretens von Konfrontationsgewalt zu erklären.15 Darüber hinaus wurden den Modellen 

die Variablen Bevölkerungsdichte und BIP als natürliche Logarithmen hinzugefügt.16 Die in der 

Tabelle 3.2 angegeben Werte bezeichnen die sogenannten Regressionskoeffizienten. Da diese 

Koeffizienten bei einer negativen Binomialregression aufgrund der logarithmierten Funktion 

häufig schwierig zu interpretieren sind, wird an dieser Stelle nur auf eine allgemeine Interpreta-

tion eingegangen. Demnach beschreiben diese Koeffizienten die Veränderung der Wahrschein-

lichkeit der zu erklärenden Variable (Konfrontationsdelikte) bei einer Erhöhung der unabhängi-

gen Variable (Arbeitslosigkeit usw.) um eine Einheit, wenn die anderen unabhängigen Variablen 

gleichzeitig konstant gehalten werden. Positive Werte bedeuten, dass die entsprechende Variable 

einen ansteigenden Effekt auf das Auftreten von Konfrontationsgewalt hat, während negative 

Werte einen sinkenden Effekt implizieren. In den Klammern befinden sich die entsprechenden 

Standardfehler. Die Angabe der Sternchen und deren Anzahl geben Auskunft über das statisti-

sche Signifikanzniveau. Bei den Angaben ohne Sternchen sollte der Wert daher nur mit Zurück-

haltung interpretiert werden. 

 

                                                           
14 Die Standardfehler befinden sich in Klammern unter den Koeffizienten. Signifikanzniveaus: *: p>0.1  **: p>0.05  
***: p>0.01. p>0.05 bedeutet beispielsweise eine Irrtumswahrscheinlichkeit von unter 5%. Für weitere Ausführungen 
zu statistischer Signifikanz wird auf Kapitel 1.3 dieses Berichts und auf die entsprechende Methodenliteratur (vgl. 
Kühnel und Krebs 2012) verwiesen. 
15 Der Modellvergleich erfolgte mit dem „Likelihood Ratio Test“,  der für die Modelle 1.2 und 3.2 signifikant bessere 
„Likelihood Ratio“ Werte anzeigte, als für die entsprechenden Modelle ohne Kontrollvariablen. Dagegen ist das Mo-
dell 2.2 gegenüber dem Modell 2.1 nicht signifikant besser, obwohl der „Likelihood“ Wert leicht höher ist im Vergleich 
zum Modell ohne Kontrollvariablen. 
16 Die Logarithmierung erfolgte, um der schiefsymmetrischen Verteilung der Variablen entgegenzuwirken und diese 
insgesamt einer Normalverteilung anzunähern. 
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 PmKg gesamt PmKg rechts PmKg links 

 Modell 

1.1 

Modell 

1.2 

Modell 

2.1 

Modell 

2.2 

Modell 

3.1 

Modell 

3.2 

Wahlanteil (rechts) .22*** 

(.06) 

.19*** 

(.06) 

.15* 

(.09) 

.12 

(.09) 

  

Wahlanteil (links) .39*** 

(.06) 

.35*** 

(.06) 

  .47** 

(.06) 

.40*** 

(.06) 

Arbeitslosigkeit .19*** 

(.07) 

.20*** 

(.07) 

.66*** 

(.07) 

.66*** 

(.08) 

.13* 

(.07) 

.15** 

(.07) 

Anteil Männer  -.06 

(.09) 

 .18 

(.14) 

 -.04 

(.10) 

BIP (ln)  .26 

(.20) 

 -.45 

(.30) 

 .49** 

(.21) 

Bevölkerungsdichte (ln)  .20*** 

(.07) 

 .26*** 

(.10) 

 .21*** 

(.07) 

(räumlicher Lag) .02** 

(.01) 

.03*** 

(.01) 

.04*** 

(.01) 

.04*** 

(.01) 

.02** 

(.01) 

.04*** 

(.01) 

(Konstante) -.79*** 

(.15) 

-1.69 

(5.03) 

-2.30*** 

(.21) 

-8.00 

(7.67) 

-.73*** 

(.14) 

-4.86 

(5.22) 

N (Kreise/Krsfr. Städte) 801 801 801 801 801 801 

N (Delikte) 3 201 3 201 841 841 2 360 2 360 

Log likelihood -1805.11 -1784.05 -957.86 -954.77 -1621.20 -1591.90 

Tabelle  3.2 Negative Binomial Analyse der Wahrscheinlichkeit von Konfrontationsdelikten, 2011-2012 

Im Folgenden werden zunächst die Ergebnisse der Modellberechnungen zu den drei unabhängi-

gen Variablen kurz dargestellt und interpretiert. Anschließend werden die Ergebnisse zu den 

Kontrollvariablen erörtert. Insgesamt zeigt sich, dass alle drei Variablen über alle Modelle hinweg 

einen positiven und statistisch signifikanten Einfluss auf das Auftreten von Konfrontationsge-

walt haben. Das heißt, je höher der Wahlanteil rechter und linker Parteien sowie die Arbeitslo-

sigkeit unter 15- bis 25-jährigen, desto höher ist auch die Anzahl der Konfrontationsdelikte. Da-

bei haben die jeweiligen Variablen aber unterschiedlich starke Effekte in ihrem jeweiligen Modell, 

je nachdem ob Konfrontationsgewalt allgemein oder bezogen auf die entsprechenden Phäno-

menbereiche betrachtet wird. Für den Vergleich des Einflusses der Variablen innerhalb eines 

Modells werden die sogenannten „standardisierten“ Regressionskoeffizienten miteinander ver-

glichen.17 Diese sind nicht in Tabelle 3.2 enthalten, sondern befinden sich in Tabelle A.1 in Anla-

                                                           
17 Die standardisierten (oder „beta“) Koeffizienten wurden berechnet nach der Schätzung der jeweiligen Modelle, basie-
rend auf den entsprechenden Standardabweichungen. Die Parameter können demnach als Veränderung der Stan-
dardabweichung der zu erklärenden (abhängigen) Variable bei Veränderung der Standardabweichung der erklärenden 
(unabhängigen) Variablen interpretiert werden. Obwohl diese standardisierten Koeffizienten die Einschätzung erleich-
tern, welche der unabhängigen Variablen den größeren Effekt auf die abhängige Variable haben, ist aufgrund der 
Nichtbetrachtung der Konfidenzintervalle keine Aussage zum Signifikanzniveau möglich. Daher werden im Folgenden 
nur die signifikanten Werte miteinander verglichen.  
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ge I zu diesem Abschlussbericht. In den beiden Teilmodellen 1.1 und 1.2, welche die Konfrontati-

onsgewalt insgesamt betrachten, hat die Variable Wahlanteil linker Parteien den größten Effekt 

auf die zu erklärende (abhängige) Variable. Danach folgen mit ähnlichen Effektstärken die Vari-

ablen Arbeitslosigkeit, Bevölkerungsdichte, räumlicher Lag und Wahlanteil rechter Parteien. Im 

Gegensatz zu den ersten beiden Teilmodellen, hat die Variable Arbeitslosigkeit in den Teilmodel-

len 2.1 und 2.2 den deutlich größten Effekt unter allen unabhängigen Variablen. Zur Erinnerung: 

Modell 2 fokussiert die von rechts ausgehende Konfrontationsgewalt. Die Variablen Bevölke-

rungsdichte, räumlicher Lag, und Wahlanteil rechter Parteien folgen mit einem etwas geringerem 

Einfluss auf die abhängige Variable. In den Teilmodellen 3.1 und 3.2, die die von links ausgehende 

Konfrontationsgewalt in den Blick nehmen, übt der Wahlanteil linker Parteien den größten Ef-

fekt aus, gefolgt von den Variablen räumlicher Lag, Arbeitslosigkeit und BIP.  

 

Um den Einfluss der Arbeitslosigkeit unter jungen Erwachsenen noch etwas stärker zu verdeutli-

chen, wurden sogenannte „Erwartungswerte“ (oder auch „Vorhersagewerte“) für jede Kategorie 

der Variable Arbeitslosigkeit berechnet. Hierzu wurde nur der Einfluss dieser Variable auf die An-

zahl an gesamten Konfrontationsdelikten betrachtet und gleichzeitig die Bevölkerungsdichte im 

Mittelwert konstant gehalten. Demnach ist bei einer Arbeitslosenquote zwischen null und drei 

Prozent mit einer Anzahl von zwei Delikten pro Jahr zu rechnen. Bei einer Quote zwischen sechs 

und neun Prozent sind es bereits fünf Delikte und bei über zwölf Prozent mehr als zehn Delikte 

pro Jahr. Insbesondere mit Blick auf den Effekt der Arbeitslosigkeit unter jungen Erwachsenen 

auf die Häufigkeit von Konfrontationsgewalt bestätigen sich damit die in der Literatur vorherr-

schenden Annahmen: Eine hohe Arbeitslosigkeit in einer Region scheint nicht nur einen anstei-

genden Effekt auf allgemeine Kriminalitätsphänomene zu haben, sondern schafft offensichtlich 

auch begünstigende Umstände  für die Entstehung und Perpetuierung von extremistischer (Kon-

frontations-)Gewalt. Gerade unter Berücksichtigung präventiver Gesichtspunkte kommt der 

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit dadurch ein besonderer Stellenwert zu. 

 

Bei der Interpretation der Modelle und der einzelnen Variablen ist allerdings immer zu beachten, 

dass sie nicht als direkte Effekte verstanden werden dürfen. So bedeutet ein starker Einfluss des 

Faktors Jugendarbeitslosigkeit auf die Häufigkeit von Konfrontationsdelikten natürlich nicht, 

dass arbeitslose Jugendliche Konfrontationsdelikte begehen.18 Eine höhere Arbeitslosenquote in 

den Kreisen oder Kreisfreien Städten steht eher für ein höheres Maß an sozialer Desorganisation 

oder einer hohen Perspektivlosigkeit unter Jugendlichen, was wiederum einen Einfluss auf Kri-

                                                           
18 Diese Annahme wird als sogenannter „ökologischer Fehlschluss“ bezeichnet. Es könnte auch sein, dass arbeitslose 
Jugendliche in Regionen wohnen, in denen andere Faktoren eine höhere Belastung mit Konfrontationsgewaltdelikten 
bewirken. 
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minalität im Allgemeinen und Konfrontationsgewalt im Speziellen haben kann. Die Wirkungs-

mechanismen von sozioökonomischen Faktoren und Kriminalität sind sehr komplex und bisher 

nur in Teilen erforscht. Da außerdem bei räumlichen Untersuchungen eine Bandbreite von Ein-

flussfaktoren gemeinsam auftreten und nie alle potentiellen Faktoren berücksichtigt werden 

können, ist bei der Interpretation der Ergebnisse räumlicher Analysen immer etwas Zurückhal-

tung geboten. 

 

Hinsichtlich der Kontrollvariablen zeigt sich, dass insbesondere die Bevölkerungsdichte und die 

Anzahl an Delikten in angrenzenden Kreisfreien Städten und Kreisen einen positiven Einfluss auf 

die Anzahl an Konfrontationsdelikten haben. Diese Effekte sind in allen getesteten Modellen 

ähnlich stark und statistisch signifikant. Nicht überraschend ist somit, dass in Kreisen und Kreis-

freien Städten, die in hoch belasteten Regionen liegen und eine hohe Bevölkerungsdichte auf-

weisen, die Wahrscheinlichkeit besonders groß, dass Konfrontationsgewalt häufig auftritt. Der 

Anteil von Männern in oder die Wirtschaftskraft einer Region hat dagegen kaum einen Einfluss 

auf die Häufigkeit von Konfrontationsgewalt. Als Ausnahme ist hier nur der positive Einfluss der 

Wirtschaftskraft auf linke Konfrontationsgewalt zu nennen (Modell 3.2). Diese scheint demnach 

besonders häufig in wirtschaftlich stärkeren Regionen vorzukommen. Zusammenfassend bleibt 

festzuhalten, dass sozioökonomische Faktoren, wie die Jugendarbeitslosigkeit oder der Wahlan-

teil linker und rechter Parteien, einen nachweisbaren Einfluss auf die hohe regionale Belastung 

mit Konfrontationsgewalt haben. Hinreichend für eine umfassende Erklärung sind diese Fakto-

ren allerdings nicht. Dazu wäre es notwendig, vor allem Informationen auf individueller Ebene 

zu betrachten, die dann zu einem besseren Verständnis für die individuellen Beweggründe für 

deviantes Verhalten – in diesem Fall die Begehung von Konfrontationsdelikten – führen können.   

 

 

3.4 Zeiträume von Konfrontationsgewalt 

Neben den Informationen zum Tatort wurden den KTA auch Angaben zum Datum und der Uhr-

zeit der Tat entnommen. Vor allem bei den Sachbeschädigungen gestaltete sich dies allerdings 

häufig schwierig, da aufgrund eines häufig angegebenen längeren Zeitraums nicht klar war, 

wann genau die Tat begangen wurde. Zudem war in manchen Fällen nicht ersichtlich, ob sich die 

in der KTA angegebene Uhrzeit auf die tatsächliche Tatzeit oder den Feststellungszeitpunkt be-

zog. Da vor allem bei Sachbeschädigungen zwischen der Tatbegehung und dem Zeitpunkt der 

Feststellung der Tat mitunter Monate liegen können, sind in die Auswertung nur die Taten ein-

gegangen, zu denen auch ein konkreter Tattag vorlag. 
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Abbildung  3.3 Verteilung der Gewaltdelikte und Sachbeschädigungen nach Monaten (N= 1 547/1 435) 

Insgesamt waren bei 1 574 Gewalttaten (96% davon mit konkreter Uhrzeit) und zu 1 435 Sachbe-

schädigungen (57% mit konkreter Uhrzeit) Angaben zum Tattag vorhanden. Wie in Abbildung 

3.9 ersichtlich, lässt sich sowohl mit Bezug zu den Sachbeschädigungen als auch Gewaltdelikten 

eine leicht abnehmende Tendenz von politisch motivierten Konfrontationsgewaltdelikten über 

den betrachteten Zweijahreszeitraum feststellen. Die Fallzahlenspitzen bei den Gewaltdelikten in 

den Monaten Februar, Mai und September 2011 sowie im August 2012 ergeben sich zumeist 

durch demonstrative Veranstaltungen in deren Rahmen es zu einem vermehrten Fallzahlenauf-

kommen kam. Zu nennen sind hier vor allem die Ausschreitungen im Rahmen der Veranstaltun-

gen anlässlich des 66. Jahrestages der Bombardierung Dresdens, die für mehr als 60 Prozent der 

Fallzahlen in Sachsen in 2011 verantwortlich waren. Durch konsequentes Einschreiten der Ein-

satzkräfte kam es zwar nur vereinzelt zu schweren Auseinandersetzungen zwischen linken und 

rechten Gegnern, 110 der in diesem Rahmen begangenen 129 Gewaltdelikte richteten sich aller-

dings unmittelbar gegen die Polizei. 
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Abbildung  3.4 Verteilung der Gewaltdelikte nach Wochentag mit/ohne Demonst-
rationszusammenhang (N=775/776) 

Nahezu die Hälfte (47%) aller in den KTA erfassten Gewaltstraftaten hat sich an Samstagen ereig-

net (siehe Abbildung 3.10). Dies gilt sowohl für Taten, die im Zusammenhang mit Demonstratio-

nen verübt wurden (Demonstrationen finden zur Erreichung höherer Teilnehmerzahlen in der 

Regel am Wochenende statt), aber auch für Taten außerhalb von demonstrativen Zusammen-

hängen. Während Taten, die sich auf oder im Zuge von Demonstrationen ereignen, überwiegend 

tagsüber und hier vor allem in der Zeit zwischen 15:00h und 16:00h begangen werden, geschehen 

Gewaltstraftaten, die sich außerhalb von demonstrativen Zusammenhängen ereignen, in beinahe 

der Hälfte der Fälle (46%) nachts, d.h. in der Zeit zwischen 20:00h und 02:00h. Der größte Anteil 

entfällt hier mit elf Prozent auf den Zeitraum zwischen 00:00h und 01:00h und dabei wiederum 

auf die Nächte zwischen Freitag und Samstag sowie zwischen Samstag und Sonntag. 45 Taten 

ereigneten sich an Tagen vor einem Feiertag, 106 an Bundesfeiertagen und weitere drei an Lan-

desfeiertagen.19 Der überwiegende Anteil der Sachbeschädigungen wird nachts in der Zeit zwi-

schen 00:00 und 01:00 begangen. Hier dürfte vor allem die Anonymität der Dunkelheit tatent-

scheidend sein. Lediglich 108 der Sachbeschädigungen, zu denen Informationen zu Tatdatum 

und –uhrzeit vorlagen, wurden im Zusammenhang mit Demonstrationen verübt, überwiegend 

zwischen 16:00 und 17:00. 

 

 

                                                           
19 Hier sind Überschneidungen möglich, vor allem wenn mehrere Feiertage aufeinander folgen, wie die Oster- oder 
Weihnachtsfeiertage. 
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3.5 Tatbegehung 

3.5.1 Tatmittel 

Um feststellen zu können, ob es sich bei Konfrontationsdelikten um mehrheitlich spontane oder 

geplante Taten handelt, ist eine Auswertung der Mittel und Art der Tatbegehung notwendig. 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass eine Tatbegehung ohne besondere Tatmit-

tel eher für eine spontane und strategisch weniger durchdachte Tat spricht. In diesem Unterkapi-

tel werden die verwendeten Tatmittel genauer dargelegt. Das nachfolgende Unterkapitel zum 

Planungsgrad betrachtet die Art der Tatbegehung in Gänze, um weitere Aussagen zur Spontanität 

oder zur vermeintlichen vorherigen Planung von Konfrontationsdelikten machen zu können. 

Folgende Tatmittelkategorien wurden in dieser Untersuchung unterschieden: 

 

 Körper, inkl. des beschuhten Fußes 

 Scharfe Schusswaffen 

 Schreckschusswaffen wie Signal-, Schreckschuss-, Druckluft- und Reizstoffwaffen 

 Schlagwaffen 

 Hieb- und Stichwaffen 

 Wurfgeschosse 

 Brand- und Explosionsmittel 

 Kraftfahrzeug 

 Sonstiges  

 

In der Tatmittelkategorie „Sonstiges“ sind bei Gewalttaten im Wesentlichen Pfeffer- und Reizgas-

sprays sowie Mittel zur Vermummung enthalten. Bei Sachbeschädigungsdelikten handelte es 

sich hauptsächlich um Spraydosen, Lackstifte und Farbschablonen. Hier war ausschließlich rele-

vant, ob und nicht wie viele Tatwerkzeuge der jeweiligen Tatmittelkategorie verwandt wurden. 

Das heißt, unabhängig davon, ob jemand ein oder zwei Steine geworfen hat, erfolgte die Zuord-

nung zur Tatmittelkategorie „Wurfgeschoss“. Weiterhin ist zu beachten, dass der Körper hier als 

eigenständiges Tatmittel gezählt wurde. 
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Abbildung  3.5 Am häufigsten vermerkte Tatmittelkategorien 

In Abbildung 3.11 sind die fünf am häufigsten genannten Tatmittelkategorien neben der Katego-

rie „Sonstiges“ dargestellt.20 Dabei ist zu beachten, dass auch die Verwendung mehrerer Tatmittel 

möglich ist und daher die Anzahl der Tatmittelkategorien die Anzahl der Taten deutlich über-

steigen kann. Die Kategorie „Körper“ ist die am meisten genannte Kategorie (47%), gefolgt von 

„Sonstiges“ (22%) und „Wurfgeschoss“ (17%). Betrachtet man daher die Konfrontationsdelikte 

insgesamt, dürfte es sich bei der Mehrheit der Straftaten um nicht geplante Taten gehandelt ha-

ben. In 295 Fällen (18%) kam neben dem Körper mindestens eine weitere Tatmittelkategorie zum 

Einsatz (siehe Abbildung 3.11). Diese entfallen zu einem Großteil auf die Kategorie „Sonsti-

ges“ (54%). Grundsätzlich fallen unter „Sonstiges“ insbesondere Tatmittel, welche die Feststellung 

der Identität verhindern sollen (wie Sturmhauben oder Tücher), aber auch Pfefferspray und an-

dere Reizgase. In weiteren 21 Prozent der Fälle wurden zusätzlich zum Körper Schlagwaffen wie 

Schläger oder Stöcke eingesetzt. Bei 20 Prozent der Fälle kam es zudem zum Einsatz von Wurfge-

schossen.  

 

Durchschnittlich fanden bei der Begehung von Gewaltstraftaten 1,3 Tatmittel inklusive des Tat-

mittels „Körper“ Verwendung, wobei kein Unterschied zwischen links- und rechtsorientierten 

Tatverdächtigen feststellbar ist. Bei den verwendeten Tatmittelkategorien lassen sich insgesamt 

allerdings deutliche Unterschiede zwischen links- und rechtsmotivierten Personen feststellen. So 

werden etwa Wurfgeschosse von linken Tatverdächtigen mehr als doppelt so häufig verwendet 

wie von rechtsorientierten Tatverdächtigen. Tatverdächtige des linken Spektrums verwenden 

also deutlich häufiger Tatwerkzeuge, die aus der Distanz heraus verwendet werden und wie bei-

spielsweise Steine und Flaschen während einer Demonstration spontan beschafft werden kön-

                                                           
20 In dieser Aufzählung sind die Kategorien „Kraftfahrzeug“ (15 Nennungen), „Nicht echte Schusswaffe“ (6) und 
„Schusswaffe“ (1) nicht enthalten. 
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nen. Rechte Tatverdächtige greifen dagegen häufiger zu Tatmitteln, die gezielter, zumeist unmit-

telbar gegen den Körper des Gegners eingesetzt werden, wie etwa Schlag-, Hieb- und Stichwaffen. 

Hier ist davon auszugehen, dass diese Tatmittel bewusst mitgeführt werden, um sie bei Bedarf 

einzusetzen. Der Anteil an Gewalttaten, bei denen ausschließlich der Körper, etwa in Form von 

Schlägen oder Tritten, als Tatmittel eingesetzt wurde, liegt bei rechtsmotivierten Tatverdächti-

gen mit 246 Taten allerdings auch höher als bei linksorientierten Tatverdächtigen (53% zu 39%). 

Dies legt wiederum den Schluss nahe, dass rechtsmotivierte Gewalttaten seltener geplant sind 

und sich eher aus zufälligen Begegnungen ergeben. Diese Annahme wird auch von bisherigen 

Forschungsbefunden bestätigt. So konnte etwa gezeigt werden, dass insbesondere rechte Gewalt-

taten meist spontan und ungeplant sind, sowie häufig durch gruppendynamische Prozesse mo-

deriert werden (vgl. Wahl et al.  2001, 171; Krüger 2008, 21). 

 

3.5.2 Tatplanung 

Bei der Auswertung der Tatplanung beschränkt sich diese Analyse auf die Gewaltdelikte, da bei 

Sachbeschädigungen meist nur begrenzt Informationen zum Tathergang vorliegen. Der über-

wiegende Teil dieser Taten wird zu unbekannten Zeitpunkten begangen und erst später von den 

Geschädigten entdeckt. 

 

Die erstellte Variable Tatplanung umfasst drei verschiedene Ebenen der Handlungsmotivation, 

die vom gezielten Vorgehen über das Aufeinandertreffen der Konfrontationsparteien mit Anzei-

chen grundsätzlicher Gewaltbereitschaft bis zu Ad-hoc-Taten reichen. Unter dem Tatplanungs-

grad 1 werden Straftaten subsumiert, bei denen ganz gezielt eine bestimmte Örtlichkeit oder 

Person aufgesucht oder eine Tat mit entsprechender Vorbereitung durchgeführt wurde. In Ab-

grenzung hierzu umfasst Tatplanungsgrad 2 Taten, bei denen sich laut Sachverhaltsdarstellung 

der KTA ein gewisser Vorsatz aber keine konkrete Tatplanung erkennen lässt. Indikatoren hierfür 

sind etwa das Mitführen von Tatwerkzeugen, das „Streife“ fahren oder gezieltes Ansprechen mit 

anschließender Gewaltanwendung. Bei Gewaltstraftaten, die im Zusammenhang mit Demonst-

rationen begangen wurden, wurde grundsätzlich mindestens der Tatplanungsgrad 2 und somit 

zumindest eine grundsätzliche Gewalt-/Auseinandersetzungsbereitschaft angenommen. Resul-

tiert eine Gewalthandlung aus einer zufälligen Begegnung und war die Auseinandersetzung au-

genscheinlich von beiden Seiten ungeplant, wurde diese dem Tatplanungsgrad 3 zugeordnet. 

Indikatoren für das Vorliegen des Tatplanungsgrades 3 sind zum Beispiel das gänzliche Fehlen 

von Tatmitteln oder die Verwendung von Tatmitteln, die lediglich vor Ort zur Verfügung stan-

den, wie etwa herumliegende Steine oder Stöcke. Die Kodierung des Planungsgrades hat insge-

samt eher einen explorativen Charakter und erlaubt keine systematische und objektive Analyse.  
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Abbildung  3.6 Tatplanungsgrad Gewaltdelikte nach Phänomenbereich (NR-L=463, NL-R=1 188) 

Ad-hoc, also im Zuge einer wirklich zufälligen, ungeplanten Begegnung mit dem Kontrahenten, 

wurden zwölf Prozent aller Gewaltstraftaten begangen. Bei dem überwiegenden Anteil der be-

gangenen Gewaltstraftaten (74%) war zumindest eine grundsätzliche Gewaltbereitschaft erkenn-

bar. Selbst bei der ausschließlichen Betrachtung von Delikten, die außerhalb von Demonstrati-

onszusammenhängen begangen wurden, liegt der Anteil von Taten, die dem Tatplanungsgrad 2 

zugerechnet wurden, immer noch bei knapp zwei Drittel (65%). Grundsätzlich scheinen sich da-

mit Konfrontationsdelikte durch eine relativ hohe Gewaltbereitschaft auszuzeichnen. Diese 

Vermutung zeigt sich in dem gezielten Aufsuchen bestimmter Örtlichkeiten und Veranstaltun-

gen, an oder auf denen eine Konfrontation mit dem politischen Gegner zu erwarten ist oder 

durch das Mitführen von Waffen oder Gegenständen. Bei Betrachtung des Planungsgrads der Tat 

fällt auf, dass linke Gewaltstraftaten mit 15 Prozent etwas häufiger eine klare Tatplanung erken-

nen lassen als rechte Gewaltstraftaten mit zwölf Prozent (siehe Abbildung 3.12). Der Anteil der 

klar erkennbaren ad-hoc Taten, die aus zufälligen Begegnungen entstehen, ist hingegen bei rech-

ten Gewaltstraftaten höher als bei linken (16% zu 10%). Weiterhin lässt sich feststellen, dass die 

Anzahl verwendeter Tatmittelkategorien (siehe Kapitel 3.4.1) mit zunehmender Tatplanung an-

steigt: je höher der Planungsgrad, desto höher ist auch die Anzahl an verwendeten Tatmitteln.  

 



 

    43 

3.6 Tatschwere 

3.6.1 Methode und Vorgehen 

In einem ersten Schritt wurde die Tatschwere zunächst auf Basis eines von Mletzko (2010) entwi-

ckelten Tatschwereindex beurteilt. Dieser beruht auf der Beurteilung der entstandenen körperli-

chen Verletzungen zur Einstufung der Tatschwere. In seiner Analyse stellt Mletzko (2010) aller-

dings fest, dass eine Einstufung der Tatschwere nur auf Grund des Kurzsachverhalts in den KTA 

lediglich in knapp der Hälfte der Fälle möglich ist (vgl. ebd.). In einem ersten Pretest der für die 

Untersuchung vorliegenden KTA konnte diese Einschätzung bestätigt werden. Verletzungsmus-

ter und Tatfolgen waren nur rudimentär in den KTA dargelegt oder fehlten meist ganz. Der von 

Mletzko (2010) entwickelte Index zur Beurteilung der Tatschwere konnte somit nicht allein zur 

Anwendung kommen. Für den Bereich der Sachbeschädigungen musste zudem ein eigener 

Tatschwereindex entwickelt werden.  

 

Das Zähldelikt kam für die Beurteilung der Tatschwere ebenfalls nicht in Frage, da sich etwa hin-

ter dem Straftatbestand der gefährlichen Körperverletzung (§ 224 StGB) sowohl der Wurf eines 

unbekannten Gegenstandes in Richtung einer Personengruppe als auch der Angriff eines Einzel-

täters auf ein Opfer mit Fäusten und Schlaggegenständen verbergen kann. Zudem zählt lediglich 

das schwerste Delikt als Zähldelikt, unabhängig davon, ob neben diesem noch weitere Delikte 

begangen wurden. Für die Untersuchung wurden somit zwei verschiedene Tatschwereindizes 

entwickelt - jeweils einer für Taten gegen Personen und einer für Taten gegen Sachen - und in 

einem weiteren Pretest erprobt. Für die beiden erstellten Indizes gilt, dass ein höherer Indexwert 

eine geringere Tatschwere bedeutet. Das heißt, der Indexwert 1 bezeichnet immer die höchste 

Tatschwere mit der geringsten zu überwindenden Hemmschwelle.  

 

Bei der Entwicklung des Tatschwereindex Sache wurde versucht, basierend auf bekannten 

Hemmschwellenüberlegungen aus dem Strafrecht (vgl. Laufhütte et al. 2009, Rd. Nr. 14), eigene 

Kategorisierungen vorzunehmen. Dazu wurden verschiedene Kategorien von Sachbeschädigun-

gen gebildet und vier Codierer gebeten, diese in eine Reihenfolge nach zu überwindender Tat-

hemmschwelle zu bringen. Auf Grundlage der daraus entstandenen Reihenfolge wurde ein auf-

steigendes dreistufiges Kategoriensystem entwickelt und als Tatschwerindex Sache in der vorlie-

genden Untersuchung verwendet. Dabei wurde einstimmig dem Zerstören von Scheiben, zum 

Beispiel an Kraftfahrzeugen, eine höhere zu überwindende Tathemmschwelle zugeordnet als 

dem Zerkratzen oder Beschmieren von Gegenständen. Diese zugeordnete Tathemmschwelle 

korrespondiert in großen Teilen mit dem Entdeckungsrisiko des Täters. So dürfte das Einschla-
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gen einer Autoscheibe durch den produzierten Lärm regelmäßig ein höheres Entdeckungsrisiko 

mit sich bringen als das Zerkratzen eines Kfz. Der Wert eines Gegenstandes ist dabei nicht das 

entscheidende Kriterium, da der monetäre Schaden bei einem zerkratzten Kfz häufig höher ein-

zustufen ist, als bei einer eingeschlagenen Kfz-Scheibe. Entsprechend umfasst etwa der 

„Tatschwereindex 1“ für Sachbeschädigungen jedwede Form von Brandanschlägen unabhängig 

vom angegriffenen Objekt, während der „Tatschwereindex 3“ Taten wie Farbschmierereien oder 

das Aufbringen von Aufklebern umfasst.   

 

Ähnlich wie im Falle von Sachbeschädigungen wurde der Ansatz beim Tatschwereindex Person 

gewählt. Auch hier wurde versucht, die unterschiedliche Hemmschwelle zwischen „Face-to-

face“-Gewalt (z.B. Faustschlag) und der Gewaltanwendung aus der Distanz (z.B. Flaschenwurf) zu 

berücksichtigen bzw. die aus den KTA ersichtlichen Tatfolgen als Orientierung für die Einstufung 

zu verwenden. Grundlage war der von Mletzko (2010) entwickelte Tatschwereindex. Dieser wur-

de entsprechend den Überlegungen zur ‚Tathemmschwelle‘ erweitert. Dies geschah mit Hilfe des 

primär verwendeten Tatmittels oder des Modi operandi über die Ableitung der Hemmschwelle, 

die der Tatschwere zu Grunde liegt. Dabei wurde analog zum Tatschwereindex Sache durch ver-

schiedene Codierer im Rahmen von Pretests eine Einstufung vorgenommen und daraus an-

schließend der endgültige Tatschwereindex entwickelt. Im Gegensatz zum dreistufigen 

Tatschwereindex Sache ist der Tatschwereindex Person allerdings als aufsteigendes vierstufiges 

Kategoriensystem konzipiert, um der Heterogenität der Gewaltdelikte besser gerecht zu werden.  

 

Obwohl die Pretests erfolgreich waren, zeigte sich bei der späteren Auswertung des gesamten 

Datenmaterials, dass es trotzdem inkonsistente Zuordnungen beim Tatschwereindex gab. So 

wurde beispielsweise die Verwendung von Schreckschusswaffen in den zweitniedrigsten 

„Tatschwereindex 3“ eingeordnet. Bei der späteren Auswertung wurde allerdings ein Fall festge-

stellt, bei dem es zu einer „schweren Körperverletzung“ kam, weil dem Geschädigten mit der 

Schreckschusswaffe aus kurzer Distanz ins Auge geschossen wurde. Dieser Einzelfall wurde bei 

der Entwicklung des Tatschwereindex nicht berücksichtigt. Dieses Beispiel verdeutlicht, dass der 

hier verwendete Tatschwereindex keine vollumfängliche objektive Einordnung ermöglicht, son-

dern eher qualitativ-explorativen Charakter hat. Eine verlässlichere Untersuchung der Tatschwe-

re erfordert eine breitere Informationsbasis, wie sie etwa in den justiziellen Verfahrensakten vor-

liegt. Eine alleinige Bezugnahme auf KTA ist nicht ausreichend. Falls keine Einordnung der Fälle 

aufgrund der dünnen Informationslage in den KTA möglich war, wurde der jeweilige Fall als 

„nicht zuordenbar“ klassifiziert. 
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In den Fällen, in denen sowohl eine verletzte Person als auch eine beschädigte Sache in den KTA 

dokumentiert war, wurden beide Tatschwerindizes ausgefüllt. Diese Vorgabe führt dazu, dass 

sich die Fallzahlen bei Auswertungen zum Tatschwereindex von den oben dargelegten Fallzahlen 

(u.a. Kapitel 3.1) leicht unterscheiden. In den beiden Tabellen A.2 und A.3 in Anhang zu diesem 

Abschlussbericht wird an Beispielen illustriert, wie verschiedene Sachverhalte aus den KTA ein-

zelnen Indexwerten zugeordnet wurden. Die genauen Codierungsanweisungen und Zuordnun-

gen können beim Referat IZ32, BKA angefragt werden. 

 

3.6.2 Ergebnisse 

In Abbildung 3.13 ist die Verteilung der Kategorien sowohl für den Tatschwereindex Person als 

auch für den Tatschwereindex Sache dargestellt. Von den 1 453 Gewaltstraftaten, zu denen eine 

Aussage zum Tatschwereindex möglich war, erfüllen mehr als die Hälfte der Taten den 

Tatschwereindex 2 (54%).21 Wiederum mehr als die Hälfte (54%) dieser als Tatschwereindex 2 

kategorisierten Taten erfüllt den Straftatbestand der gefährlichen Körperverletzung (§ 224 StGB). 

Immerhin zehn Prozent der Taten sind mit der höchsten Tatschwere belegt und erforderten da-

her bei der Tatbegehung die Überwindung einer sehr hohen Hemmschwelle. Bei den Sachbe-

schädigungen handelt es sich in der Mehrzahl der Taten (83%) um Delikte, deren Begehung eher 

eine geringere Hemmschwelle voraussetzt, wie etwa Farbschmierereien, Graffiti und Ritzereien 

(Tatschwereindex 3). Nur ein kleiner Teil der Sachbeschädigungsdelikte war mit der Überwin-

dung einer hohen Hemmschwelle, wie beispielsweise bei einem Brandanschlag, belegt. 

Abbildung 3.14 zeigt im Vergleich die beiden Tatschwereindizes jeweils für Taten „rechts gegen 

links“ und „links gegen rechts“. Betrachtet man linke und rechte Gewalttaten (Tatschwereindex 

Person) im Hinblick auf die Tatschwereindizes, zeigt sich, dass deutlich mehr rechte Taten auf die 

Tatschwereindizes 1 bis 3 entfallen. Dagegen ist der Anteil linker Taten, die dem niedrigschwelli-

gen Tatschwereindex 4 zugeordnet wurden, etwa viermal so hoch, wie der Anteil rechter Gewalt-

taten. Entsprechend fällt beim Tatschwereindex Person die Tatschwere mit einem mittleren In-

dexwert von 2,2 bei rechten etwas höher aus als bei linken Tatverdächtigen (Indexmittelwert 2,4), 

da ein niedrigerer Wert eine höhere Tatschwere bedeutet. Diese Mittelwertdifferenz ist statistisch 

signifikant. Insgesamt lässt sich bei Gewalttaten, die von links verübt werden, also eine etwas 

geringere Tatschwere feststellen. Die gleiche Tendenz ist auch bei der Hemmschwelle bei Sach-

beschädigungen festzustellen. Beim Tatschwereindex Sache fällt die Tatschwere mit einem mitt-

leren Indexwert von 2,6 bei rechten etwas höher aus als bei linken Tatverdächtigen (Indexmit-

                                                           
21 Differenzen in den Größenangaben sind hier möglich, da einige Sachverhalte sowohl Gewalt- als auch Sachbeschä-
digungstatbestände sein können. 
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telwert 2,8). Diese Mittelwertdifferenz ist ebenfalls statistisch signifikant und hauptsächlich be-

gründet durch die unterschiedlichen Anteile bei den Tatschwereindizes 2 und 3. Beide Phäno-

menbereiche haben einen ähnlich hohen Anteil an Sachbeschädigungen mit einer sehr hohen 

Hemmschwelle (Tatschwerindex 1).  
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Abbildung  3.7 „Tatschwereindex Person“ (4 Kategorien, N=1 453) und 

„Tatschwerindex Sache“ (3 Kategorien, N=2 900) 
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Abbildung  3.8 Tatschwereindizes Person und Sache nach „Rechts gegen Links“ und „Links gegen Rechts“ 

Betrachtet man die hohen Straftatenzahlen und das Gewaltaufkommen bei linksorientierten 

Personen, wird häufig von einschlägigen Medien (vgl. Rietzschel 2014 oder Spiegel Online 2014) 

kritisiert, dass dies auf ein übermäßiges Vorkommen von Demonstrationsdelikten22 zurückzu-

                                                           
22 Hierbei handelt es sich nicht um einen feststehenden juristischen Begriff. Unter Demonstrationsdelikte werden 
Delikte subsumiert, die üblicherweise im Zusammenhang mit Demonstrationen begangen werden, wie etwa Delikte 
nach dem VersG, und im Fall vorliegender Untersuchung vor allem § 113 sowie 125 und 125a StGB.  
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führen sei. Diese Kritik lässt sich durch eine Aufschlüsselung der Zähldelikte und mit Hilfe der 

beiden Tatschwereindizes zumindest ansatzweise näher beleuchten. In der Tat zeigt sich, dass ein 

deutlich höherer Anteil linker Gewaltstraftaten auf klassische Demonstrationsdelikte wie Land-

friedensbruch oder Widerstandsdelikte entfällt, während rechtsorientierte Gewaltstraftaten eher 

die Straftatbestände der Körperverletzung und der gefährlichen Körperverletzung erfüllen. 

85 Prozent der Gewaltstraftaten, die von rechts begangen werden, entfallen auf die Straftatbe-

stände § 223 (Körperverletzung) und § 224 (gefährliche Körperverletzung) StGB, aber nur 62 Pro-

zent der von links verübten Gewaltdelikte. Bei den demonstrationstypischen Straftaten wie 

Landfriedensbruch und Widerstandsdelikten übersteigt der Anteil der Taten von links den Anteil 

der Taten von rechts um das Vierfache (links: 20%; rechts: 5%).  

 

Bei von Links verübten Taten, die von der Polizei mit dem Straftatbestand des Landfriedens-

bruchs belegt wurden, handelt es sich in über einem Viertel der Fälle (27%) um Würfe mit schwe-

ren Gegenständen, wie beispielsweise Steinen oder Glasflaschen. Rechte Akteure fallen im Rah-

men des Landfriedensbruchs nur mit 18 Prozent der Fälle auf. Von diesen werden dagegen fast 

ein Viertel der Taten (24%) als Fußtritte gegen den Körper, Schläge mit Fäusten gegen den Körper 

oder Schläge mit schweren Gegenständen auf den Körper ausgeführt. Hier sind linke Akteure in 

nur neun Prozent der Fälle vertreten, allerdings mit zwei Fällen (‚links gegen rechts‘), bei denen 

Schläge mit schweren Gegenständen auf den Kopf bzw. Halsbereich ausgeführt wurden. Linke 

Akteure verübten so insgesamt drei Delikte (zusätzlich zu den Schlägen gegen den Kopf-

/Halsbereich noch ein Wurf mit Molotowcocktail), die dem schwersten Tatschwerindex zuge-

ordnet wurden und unter den Tatbestand des Landfriedensbruchs subsumiert wurden. Dem 

schwersten Tatschwereindex wurde keine rechte Straftat mit dem Zähldelikt Landfriedensbruch 

zugeordnet. Grundsätzlich ist allerdings immer zu beachten, dass die Tatschwere nicht nach der 

Tatfolge beurteilt wurde, sondern nach der Tathemmschwelle. Aus dem Grund lassen sich keine 

detaillierten Aussagen über die tatsächliche Qualität der Gewalt bzw. die Tatfolgen treffen. 

 

 

3.7 Demonstrationszusammenhang 

Mehr als jedes fünfte (23%) der 4 649 in den KTA erfassten Gewalt und Sachbeschädigungsdelikte 

ereignete sich im sozialen Kontext von demonstrativen Ereignissen. In 369 Fällen wurde in der 

KTA keine Angabe über einen Demonstrationszusammenhang gemacht.23 Eine spätere Zuord-

nung im Rahmen der Auswertung war leider nicht möglich, da aus dem Sachverhalt meist nicht 
                                                           
23 Delikte aus dem Bundesland Berlin wurden hier gänzlich nicht berücksichtigt, da aus den vorliegenden Daten nicht 
eindeutig hervorging, ob ein Demonstrationskontext vorlag. 
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hervorging, ob dem Vorfall eine Demonstration vorausgegangen war. Mitunter waren Zuord-

nungen auch nicht eindeutig, wenn etwa Auseinandersetzungen zwar im Rahmen einer De-

monstration begonnen hatten, aber erst einige Tage später bei einem erneuten Aufeinandertref-

fen der Kontrahenten in Form einer körperlichen Auseinandersetzung ausgetragen wurden. Ent-

sprechende Fälle wurden mit dem Hinweis „keine Angabe“ versehen.24 Abbildung 3.15 zeigt die 

unterschiedlichen Konfrontationsdynamiken nach Phänomentyp. Dabei wird der Unterschied 

zwischen rechts- und linksorientierten Taten deutlich. Während rechtsorientierte Akteure eher 

bei den Konfrontationen bei der An- und Abreise und bei den Angriffen auf Gegendemonstrati-

onen zu finden sind, findet sich der Großteil der linksorientierten Konfrontationsdelikte bei den 

Angriffen auf Demonstrationen und bei Angriffen auf Polizeibeamte. 

0 10 20 30 40 50 60

Angriff aus Demo auf Gegendemo

Angriff aus Gegendemo auf Demo

Konfrontation innerhalb der selben Demo

Konfrontation bei An- oder Abreise

Angriff aus Demo/Gegendemo auf Polizei

bzw. Gegenstände der Polizei

Angriff aus Demo/Gegendemo auf Sache

des Gegners

Angriff aus Demo/Gegendemo auf

Passanten

sonstige Konfrontation

keine Angabe

In %

Links gegen Rechts

Rechts gegen Links

 

Abbildung  3.9 Konfrontationsdynamik bei Demonstrationen nach Phänomen  (Nr-l=95, Nl-

r=681) 

Von den 1 651 Gewaltdelikten wurden fast die Hälfte (47%) im Rahmen eines Demonstrationszu-

sammenhangs begangen. 88 Prozent dieser Taten konnte ein Tatschwereindex (siehe Kapitel 3.6) 

zugeordnet werden. Auf den zweithöchsten Tatschwereindex entfallen 378 der im Rahmen von 

                                                           
24 Auch war die Zuordnung von Taten, die im Rahmen von Wahlkampfveranstaltungen (wie etwa die NPD Sommer-
tour 2012) stattfanden. innerhalb der Länder nicht immer einheitlich erfasst, was die Aussagekraft der Daten zum 
Demonstrationszusammenhang zusätzlich einschränkt. 
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Demonstrationen begangenen Gewaltdelikte (55%). Bei etwas mehr als der Hälfte dieser dem 

Tatschwereindex 2 zugeordneten Taten handelte es sich um Würfe mit schweren Gegenständen. 

Insgesamt betrachtet sind weniger als die Hälfte (43%) der durch linksorientierte Akteure und im 

Zuge von Demonstrationsgeschehnissen begangenen Gewalttaten Würfe mit leichten sowie 

schweren Gegenständen oder Pyrotechnik. Bei rechtsorientierten Tatverdächtigen macht dieser 

Anteil 23 Prozent aus. Die deutliche Mehrheit der im Zuge von Demonstrationen begangenen 

Gewaltdelikte wurde von linksorientierten Tatverdächtigen verübt (88% zu 12%). Während 57 

Prozent der von links begangenen Gewaltstraftaten im Zuge von Demonstrationen begangen 

wurden, beträgt der Anteil bei den rechten Taten nur 20 Prozent. Linke Konfrontationsgewalt 

entfaltet sich somit deutlich häufiger im Rahmen des dynamischen Geschehens von Demonstra-

tionen.  

 

Die verhältnismäßig geringe Anzahl rechter Gewalttaten im Rahmen von Demonstrationen kann, 

wie oben bereits erwähnt, auch auf den Umstand zurückgeführt werden, dass rechte Veranstal-

tungsteilnehmer aus strategischen Überlegungen eher dazu neigen bzw. angehalten werden, sich 

bei öffentlichen Veranstaltungen rechtskonform zu verhalten (vgl. Bundeskriminalamt 2011, 53). 

Es gilt, den politischen Gegner allein durch die eigene Präsenz im öffentlichen Raum zu Überre-

aktionen zu provozieren und damit zu erreichen, dass sich der politische Gegner selbst desavou-

iert. Linke Gewalt wird vornehmlich aus Gegendemonstrationen gegen rechts und hier insbe-

sondere gegen Polizeibeamte verübt, die auf diesen Veranstaltungen zum Schutz des Demonstra-

tionsrechtes der rechtsorientierten Veranstaltungsteilnehmer eingesetzt sind. Die Polizei ist so 

häufig indirekte Zielscheibe linker Gewalt, während eine tatsächliche Konfrontation zwischen 

links- und rechtsorientierten Veranstaltungsteilnehmern oftmals ausbleibt (vgl. ebd., 52f).25 

 

Im Vergleich zeichnen sich die Taten, die im Zusammenhang mit Demonstrationen begangen 

werden, durch eine geringere Tatschwere aus, als Gewalthandlungen außerhalb von Demonstra-

tionsereignissen.26  Dies gilt für linke wie rechte Akteure gleichermaßen. Dieser Befund lässt sich 

vor allem darauf zurückführen, dass der Anteil der Gewalt, welche aus der Distanz begangen wird 

(etwa: Würfe mit leichten oder schweren Gegenständen), bei Demonstrationszusammenhängen 

deutlich größer ist, als der Anteil der tatsächlichen „Face-to-face“-Gewalt, wie unmittelbare 

Schläge oder Tritte gegen den Kopf oder Körper. So entfallen insgesamt 40 Prozent der Gewalt, 

die im Zuge von Demonstrationen begangen wird, auf „Würfe“, aber nur ein Anteil von 27 Pro-

zent richtet sich als Schlag, Tritt, Stich oder Hieb unmittelbar gegen den Körper des politischen 

Gegners. Bei den Taten ohne Demonstrationszusammenhang entsprechen diese unmittelbaren 

                                                           
25 Siehe auch Kapitel 5.1.2  zur Gewalt gegen Polizeibeamte. 
26 Mittelwert „ohne Demonstrationszusammenhang“: 2,5; mit Demonstrationszusammenhang 2,2. 
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„Face-to-face“-Gewalttaten dagegen einem Anteil von zwei Drittel (65%), wohingegen nur knapp 

acht Prozent der Taten auf Würfe mit Gegenständen entfallen. 

 

Bei den 2 998 erfassten Sachbeschädigungen ist in den KTA in neun Prozent der Fälle ein „Zu-

sammenhang mit Demonstrationen“ angegeben. Lediglich ein Bruchteil dieser Taten (8%) ist 

Tatverdächtigen des rechten Spektrums zuzuordnen. Da es sich bei dem überwiegenden Teil 

dieser Sachbeschädigungen um Farbschmierereien oder das Aufbringen von Aufklebern mit po-

litischem Inhalt handelt, können die Taten trotz meist fehlenden Tatverdächtigen mit großer 

Sicherheit dem linken Spektrum zugeordnet werden. Diese Sachbeschädigungen erfolgen zu-

meist nicht während, sondern vor Demonstrationen, wenn Angehörige der linken Szene auf 

kommende Demonstrationen oder Gegendemonstrationen hinweisen (z.B.: „Naziaufmarsch ver-

hindern“). 

 

Bei Sachbeschädigungen, die tatsächlich während der Demonstration geschehen, handelt es sich 

in der überwiegenden Anzahl der Fälle um die Zerstörung von Plakaten oder der Ausrüstung des 

politischen oder polizeilichen Gegners. Diese Sachbeschädigungen während einer Demonstrati-

on machen allerdings lediglich einen Anteil von einem Zehntel der Sachbeschädigungen aus, die 

im „Zusammenhang mit Demonstrationen“ begangen wurden. 18 Prozent der Sachbeschädigun-

gen, bei denen in der KTA ein Demonstrationszusammenhang angegeben wurde, konnten dem 

Tatschwereindex 2 zugeordnet werden. Lediglich zwei Prozent der Sachbeschädigungen sind 

dagegen dem höchsten Tatschwereindex zuzuordnen. Hierbei handelt es sich ausschließlich um 

Brandanschläge. Da die Zuordnung des Tatschwereindexes nach der Höhe der zu überwinden-

den Hemmschwelle bei der Tatbegehung erfolgte, entfällt auf diesen Tatschwereindex neben 

dem Inbrandsetzen eines PKW auch das Werfen eines Plastikeimers in ein bereits brennendes 

Feuer. Hier zeigt sich erneut die Schwierigkeit, differente Sachverhalte auf der Grundlage einer 

mitunter nur sehr oberflächlichen, skizzenhaften Sachverhaltsdarstellung eindeutig zu bewerten 

und zu kategorisieren. Zudem ist bei der Hälfte der Taten mit dem höchsten Tatschwerindex 

zwar der Demonstrationszusammenhang in der KTA bejaht, allerdings nicht aus dem Sachver-

halt ohne weiteres erkennbar. Ob es sich um eine Fehlerfassung beim Erstellen der KTA handelte 

oder der Demonstrationszusammenhang nicht explizit auch in der Sachverhaltsdarstellung an-

gegeben wurde, kann abschließend nicht geklärt werden. 
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4 Tatverdächtige 

Da die hier untersuchten Konfrontationsdelikte auf dem Meldesystem PMK beruhen, basieren 

die Daten meist auf einen sehr frühen Ermittlungsstand. Daher handelt es sich bei den nachfol-

genden Betrachtungen nicht um eine Täteranalyse, sondern eine Tatverdächtigenanalyse. Wenn 

wir uns im Folgenden mit diesen Tatverdächtigen beschäftigen, können wir uns in der Regel nur 

auf einige soziodemographische Eckdaten beziehen, wie Alter, Geschlecht, geographische Her-

kunft, polizeiliche Vorerkenntnisse. Weitergehende personenbezogene Angaben, wie etwa zum 

Beschäftigungsstatus oder Bildungshintergrund, sind allenfalls sporadisch verfügbar, da sie in 

den KTA nicht systematisch erfasst werden und damit einer systematisch-vergleichenden Analy-

se nicht zugänglich sind. Die hier untersuchten Merkmale der Tatverdächtigen bieten trotz ein-

geschränkter Informationsbasis einen guten Überblick zum soziodemographischen und krimi-

nellen Hintergrund des Personenspektrums. 

 

ZENTRALE ERGEBNISSE 

 

 Anzahl der Tatverdächtigen: Sowohl Sachbeschädigungsdelikte als auch Gewaltdelikte, 

die im Zusammenhang mit Konfrontationen mit dem politischen Gegner begangen wer-

den, sind überwiegend Gruppendelikte. Allerdings gibt es durchaus Unterschiede zwi-

schen rechten und linken Akteuren. Aufgrund der hohen Anzahl an Delikten, die von 

linker Seite im Zuge von demonstrativen Zusammenhängen verübt werden, findet linke 

Gewalt beispielsweise deutlich häufiger als rechte Gewalt aus Gruppenzusammenhängen 

heraus statt. 

 Staatsangehörigkeit, Alter und Geschlecht: Die deutliche Mehrheit der Tatverdächtigen 

hat die deutsche Staatsangehörigkeit. Zum Zeitpunkt der Tat waren die ermittelten Tat-

verdächtigen durchschnittlich 23,2 Jahre alt. Männliche Tatverdächtige sind gegenüber 

weiblichen deutlich überrepräsentiert. 

 Alkohol: Ein vorangegangener Konsum von Alkohol hat sowohl einen Einfluss auf den 

Grad der Tatplanung als auch auf die Hemmschwelle (Tatschwere), welche zur Tatbege-

hung überwunden werden muss. Betrachtet man die Anzahl der Tatverdächtigen, zeigt 

sich, dass der Anteil der Akteure des rechten Spektrums, die bei der Tatbegehung alkoho-

lisiert waren, beinahe zehnmal höher liegt als bei linken. 

 Mobilität: Ein Großteil der Tatverdächtigen – fast 60 Prozent – begeht Konfrontationsde-

likte in unmittelbarer Nähe zu seinem Wohnort. Dagegen sind Demonstrationen mit ei-

nem sehr großen überregionalen Mobilisierungspotential verbunden, das sich dann auch 
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auf die räumliche Distanz zwischen Tat- und Wohnort auswirkt. Insbesondere Tatver-

dächtige einer Gewaltstraftat nehmen eine deutlich größere Distanz auf sich. Allgemein 

sind linke und weibliche Tatverdächtige deutlich mobiler als ihre rechten und männli-

chen Pendants.  

Delinquenz: Nahezu 69 Prozent der hier untersuchten Tatverdächtigen hat polizeiliche 

Erkenntnisse im Zeitraum 2009 bis 2013. Dabei fällt ein Großteil der Straftaten in die Ka-

tegorien Sachbeschädigung und Körperverletzung. Hinsichtlich der Anzahl der Straftaten 

und der Deliktsbreite fallen insbesondere männliche und rechte Tatverdächtige auf. So-

wohl im allgemeinkriminellen Bereich als auch bei den Konfrontationsdelikten lassen 

sich ähnliche regionale Schwerpunkte identifizieren. 

 

 

4.1 Anzahl der Tatverdächtigen 

Zu 1 424 Gewalt- und Sachbeschädigungsstraftaten konnten 3 001 Tatverdächtige ermittelt wer-

den. Da vor allem Gewaltdelikte häufig von mehr als nur einem Täter begangen werden, über-

steigt die Anzahl der Tatverdächtigen die der aufgeklärten Taten. In 525 Fällen wurde mehr als 

ein Tatverdächtiger festgestellt (min.: 2; max.: 248). In elf Prozent aller Taten konnten mehr als 

zwei am Tatgeschehen beteiligte Personen ermittelt werden. Die Zahlen der ermittelten Tatver-

dächtigen dürfen allerdings nicht automatisch mit der tatsächlichen Tätergruppengröße gleich-

gesetzt werden. Eine Tat kann durchaus von einer Gruppe begangen worden sein, aus der nur ein 

Tatverdächtiger ermittelt werden konnte. 

 

Um eine bessere Differenzierung der Anzahl der Tatverdächtigen und der verschiedenen Grup-

penkonstellationen zu erreichen, wurden drei unterschiedliche Gruppenvariablen erstellt. Zu-

nächst wurde versucht, die Gruppengröße gesamt aus den Angaben in der KTA soweit wie mög-

lich zu bestimmen. Wenn beispielsweise in einer KTA angeben war, dass an einer Demonstration 

„ca. 100 Personen“ teilgenommen haben, war dieser Wert „100“. Eine weitere Variable bezog sich 

auf die Gruppenstärke Tätergruppe, also die Anzahl der Personen, die die Tat unmittelbar began-

gen haben. Die dritte Gruppenvariable Anzahl ermittelter Tatverdächtiger beziffert die Anzahl 

der festgestellten Tatverdächtigen, deren Personalien bei der Erstellung der KTA vorgelegen ha-

ben. Besagt die Darstellung etwa „Im Rahmen der Demonstration, an der ca. 100 Personen teil-

nahmen, schlugen die fünf Täter den Geschädigten ins Gesicht. Zwei Tatverdächtige konnten vor 

Ort festgestellt werden“, ist die „Gruppengröße gesamt“ 100, die „Gruppenstärke Tätergruppe“ 5 

und die „Anzahl ermittelter Tatverdächtiger“ 2. 
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Bei den 2 998 Sachbeschädigungsdelikten konnten in 15 Prozent der Fälle Tatverdächtige ermit-

telt werden. In fast der Hälfte dieser Taten (49%) wurden mindestens zwei Tatverdächtige ermit-

telt. Betrachtet man hingegen die Gesamtgröße der Gruppe, die am Tatgeschehen beteiligt waren, 

und die Größe der Gesamtgruppe, die hinter den Tätern stand, zeigt sich, dass deutlich mehr Ta-

ten aus einem Gruppenkontext heraus begangen werden. Dies ist ein durchaus bekanntes Phä-

nomen bei politisch motivierter Sachbeschädigung, wie zum Beispiel Vandalismus (vgl. Schwind 

et al. 1990, 247). So beträgt der Anteil der Sachbeschädigungen, an denen mehr als zwei Täter 

unmittelbar am Tatgeschehen beteiligt waren und zu denen Angaben vorliegen, etwa 59 Prozent. 

Betrachtet man die Größe der Gesamtgruppe, steigt der Anteil an Taten, die zumindest mithilfe 

ideeller Unterstützung begangen wurden, nochmals etwas an - auf knapp zwei Drittel (64%). Zwi-

schen linksorientierten und rechtsorientierten Sachbeschädigungen sind hinsichtlich der drei 

unterschiedlichen Täterkonstellationen keine signifikanten Unterschiede feststellbar. 

 

Bei den 1 651 Gewaltdelikten konnten im Vergleich zu den Sachbeschädigungen deutlich mehr 

Tatverdächtige ermittelt werden (56%). Dies dürfte vor allem durch den Umstand begründet sein, 

dass Täter und Opfer sich in vielen Fällen zumindest „vom Sehen“ kennen und der Täter bei An-

zeigeerstattung der Polizei quasi „mitgeliefert“ wurde. Bei fast jeder dritten Gewalttat (31%) wur-

den mindestens zwei Tatverdächtige ermittelt. In fast der Hälfte der Fälle (44%) waren mindes-

tens zwei Personen am unmittelbaren Tatgeschehen beteiligt. Betrachtet man zusätzlich die 

Größe der Gruppe, die den Täter bei Tatbegehung umgibt und zumindest ideell unterstützt hat, 

zeigt sich, dass lediglich 27 Prozent aller Taten von Einzeltätern ohne einen bei Tatausführung 

unterstützenden Gruppenhintergrund begangen wurden. Wie bei den Sachbeschädigungsdelik-

ten sind Gewaltdelikte, die im Zusammenhang mit Konfrontationen mit dem politischen Gegner 

begangen werden, demnach zum weit überwiegenden Anteil Gruppendelikte.  

 

Entsprechend der hohen Anzahl an Delikten, die von linker Seite im Zuge von demonstrativen 

Zusammenhängen verübt werden, findet linke Gewalt deutlich häufiger als rechte Gewalt aus 

Gruppenzusammenhängen heraus statt. Zwar wird bei linksorientierten deutlich häufiger als bei 

rechtsorientierten Taten nur ein Tatverdächtiger ermittelt, das bedeutet aber nicht, dass linke 

Täter bei den Gewalthandlungen tatsächlich allein handelnd sind. Dieses Resultat ist durch den 

hohen Anteil an Gewalttaten von links, die im Zusammenhang mit Demonstrationen verübt 

werden und durch die für linke Tatverdächtige typischen Steinwürfe, die jeweils nur von einer 

Person verübt werden können, zu erklären. Der Eindruck relativiert sich zudem, wenn die Grup-

penstärke der Personen betrachtet wird, die unmittelbar am Tatgeschehen beteiligt waren, un-

abhängig davon, ob diese als Tatverdächtige registriert wurden. Hier liegt der Anteil an allein-
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handelnden Personen bei Angehörigen des rechten Spektrums etwas höher als bei Personen, 

welche dem linken Spektrum zuzurechnen sind (47% zu 43%). 

 

Betrachtet man zusätzlich die Größe der Gesamtgruppe, aus der heraus der oder die Täter agiert 

haben, liegt der Anteil an allein handelnden Personen bei rechtsmotivierten Personen bei 24 Pro-

zent und bei linksmotivierten nur bei 15 Prozent. Deutlich überproportional ist der Phänomen-

bereich links bei Gruppengrößen über 50 Personen vertreten. Bei der Betrachtung der Anzahl der 

Täter oder Tatverdächtigen sollte allerdings bedacht werden, dass die Erfassung in den einzelnen 

Ländern stark variiert. Bei der Auswertung der verschiedenen KTA konnte beispielsweise festge-

stellt werden, dass in einigen Bundesländern aus einer Konfrontation dreier linker mit drei rech-

ten Personen mitunter sechs KTA mit jeweils einem Einzeltäter statt maximal zwei Anfragen mit 

jeweils drei Tatverdächtigen resultierten. 

 

 

4.2 Staatsangehörigkeit, Alter und Geschlecht 

Von den 3 001 ermittelten Tatverdächtigen verfügten zum Zeitpunkt der Sachverhaltsaufnahme 

durch die Polizei lediglich 102 Personen nicht über die deutsche Staatsbürgerschaft. Neben der 

deutschen Staatsbürgerschaft am stärksten vertreten sind Staatsbürger der Niederlande (19 Per-

sonen), türkische Staatsangehörige (15 Personen) sowie Tatverdächtige mit belgischer Staatsan-

gehörigkeit (13 Personen). Bei insgesamt 151 Personen, die als Tatverdächtige registriert wurden, 

war in den KTA keine Angabe zur Staatsangehörigkeit enthalten. 

 

41 der 102 Tatverdächtigen mit einer anderen als der deutschen Staatsangehörigkeit waren auch 

tatsächlich im Ausland wohnhaft. Mehr als die Hälfte der Tatverdächtigen mit Wohnsitz im Aus-

land stammt aus den Niederlanden (15) oder Belgien (8). Bis auf eine Ausnahme verübten die 

Täter ihre Taten in den an die Niederlande und Belgien angrenzenden Bundesländern.. Alle fünf 

Tatverdächtigen mit Wohnsitz in Schweden sowie die fünf Tatverdächtigen mit Wohnsitz in 

Dänemark waren wegen einer Großveranstaltung angereist, wo sie teilweise unter zu Hilfenah-

me von Flaschen, Fahnenstangen und Metallpollern versuchten, eine Polizeiabsperrung zu 

überwinden. Über eventuelle Gruppenzugehörigkeiten sowie über die Motive der Anreise der 

Tatverdächtigen konnten der entsprechenden KTA keine Angaben entnommen werden. 

 

Mit 99 Personen ist der weit überwiegende Teil der 102 Tatverdächtigen mit ausländischer 

Staatszugehörigkeit dem linken Spektrum zuzurechnen. Inwieweit hiermit eine stärkere interna-
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tionale Vernetzung der linken gegenüber der rechten Szene angezeigt ist, kann mit Hilfe der hier 

vorhandenen Information nicht beurteilt werden. Lediglich drei der 763 Tatverdächtigen des 

rechten Spektrums haben eine andere als die deutsche Staatsbürgerschaft (französisch, nieder-

ländisch, kasachisch). Angaben zu einem etwaigen Migrationshintergrund wurden nicht erfasst. 
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Abbildung  4.1 Alter der Tatverdächtigen nach Geschlecht (NMänner=3 189, NFrauen=498) 

Die Abbildung 4.1 zeigt die Altersverteilung der ermittelten Tatverdächtigen zum Zeitpunkt der 

Tat. Die Tatverdächtigen waren durchschnittlich 23,2 Jahre alt. Der jüngste Tatverdächtige war 

13 und der älteste 76 Jahre alt.27 Männliche Tatverdächtige sind gegenüber weiblichen deutlich 

überrepräsentiert.28 Lediglich 13 Prozent der Tatverdächtigen sind weiblich. Der Altersdurch-

schnitt weiblicher Tatverdächtiger (23,4 Jahre) unterscheidet sich nicht signifikant von männli-

chen (23,1 Jahre). Die mit 0,8 höhere Standardabweichung bei den weiblichen Tatverdächtigen 

zeigt allerdings, dass sie sich etwas gleichmäßiger über die einzelnen Altersklassen verteilen als 

männliche Tatverdächtige mit einer Standardabweichung von 6,9. Die Altersverteilung in den 

beiden Phänomenbereichen ist identisch (links: 23,2; rechts: 23,2). Auch bei ausschließlicher Be-

trachtung der Gewaltdelikte ergibt sich kaum eine Differenz zwischen den Phänomenbereichen 

(links: 23,5; rechts: 23,8). Betrachtet man nur die Gewalttaten, liegt der Anteil der weiblichen Tat-

verdächtigen an den ermittelten Tatverdächtigen bei 14 Prozent und damit fast gleichauf mit 

dem Anteil am Gesamtaufkommen der Konfrontationsdelikte (13%). Die Altersverteilung ähnelt 

                                                           
27 Tatverdächtige, die Mehrfachtaten begangen haben, wurden bei altersbedingten Auswertungen mehrfach berück-
sichtigt, da das Alter zum Tatzeitpunkt zählt. Wurde ein Täter innerhalb des Betrachtungszeitraumes also fünfmal 
auffällig, wurde er bei auf Tatverdächtige bezogenen Auswertungen auch fünfmal berücksichtigt. Die Standardabwei-
chung beträgt: 7,1. N = 3 697. 
28 Die Fallzahlen zum Geschlecht fallen höher aus als die Fallzahlen zum Alter. Dies ist dadurch bedingt, dass Aussagen 
zum Geschlecht meist auch dann getroffen werden können, wenn der Täter nicht mit Personalien ermittelt werden 
konnte. 
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damit jener der allgemeinen Kriminalitätsbelastung. Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 

weist die Spitze der statistischen Belastung regelmäßig bei der Gruppe der jungen Männer zwi-

schen etwa 18 und 25 aus. Junge Männer sind in dieser Altersgruppe mehr als dreimal so hoch 

mit Kriminalität belastet wie die gleichaltrigen Frauen.  

 

Betrachtet man die Altersverteilung der Gewalttäter mit und ohne Demonstrationszusammen-

hang, zeigt sich, dass die Altersgruppe der über 35-jährigen Tatverdächtigen auf Demonstratio-

nen anteilsmäßig etwas häufiger vertreten ist. Dagegen begehen die hoch mit Gewalt belasteten 

Jugendlichen und Heranwachsenden offenbar Taten eher außerhalb von Demonstrationen. Dar-

über hinaus sind Tatverdächtige, die Gewalttaten im Zusammenhang mit Demonstrationen be-

gehen gegenüber Tatverdächtigen die Gewalttaten außerhalb von Demonstrationsgeschehen 

verüben etwas älter (Mittelwertdifferenz: 1 Jahr). 29 

 

 

4.3 Alkohol 

Die Analyse der Konfrontationsdelikte zeigt, dass ein vorangegangener Konsum von Alkohol 

sowohl einen Einfluss auf den Grad der Tatplanung als auch auf die Hemmschwelle (Tatschwere) 

(siehe Kapitel 3.5.2 und 3.6), welche zur Tatbegehung überwunden werden muss, hat. Obwohl die 

Ergebnisse nicht statistisch signifikant sind, zeigen sie doch, dass sich Taten, die unter dem Ein-

fluss von Alkohol begangen werden, eher durch eine geringere Tatplanung und eine niedrigere 

Hemmschwelle auszeichnen. Es handelt sich demnach eher um Delikte, die ad-hoc begangen 

werden und die Überwindung einer höheren Hemmschwelle erfordern. So ist es nicht überra-

schend, dass Täter selbst immer wieder den Konsum von Alkohol und damit die Intensivierung 

von Affekten wie Wut und Hass sowie die Reduktion der Hemmschwelle als auslösendes Mo-

ment der Eskalation von Gewalt benennen (vgl. Heitmeyer und Müller 1995, 176). Insbesondere 

rechtsorientierte Akteure scheinen dabei besonders anfällig für den Einfluss von Alkohol zu sein 

(vgl. Wahl et al.  2001, 171; Krüger 2008, 21).  

 

Bei ausschließlicher Betrachtung der Gewaltdelikte ist feststellbar, dass bei 415 Personen Anga-

ben über einen möglichen Alkohol- oder Drogenkonsum vorlagen. In 156 dieser Fälle wurde der 

Konsum explizit bejaht und in 24 Fällen konnte der Konsum anhand der Sachverhaltsdarstellung 

zumindest vermutet werden. Bei fünf Personen wurde sowohl der Konsum von Alkohol als auch 

Drogen festgestellt und in vier Fällen nur der Konsum von Drogen. Das heißt, von den 415 Per-

                                                           
29 Der Altersdurchschnitt innerhalb von Demonstrationen liegt bei 23,9, der außerhalb von Demonstrationen bei 22,9 
Jahren. Dieser Unterschied ist statistisch signifikant. 
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sonen, bei denen Angaben vorlagen, standen knapp die Hälfte (46%) unter Drogen- und/oder 

Alkoholeinfluss. In 82 der insgesamt 185 Fälle, bei denen offenbar Alkoholkonsum vorlag, konn-

ten zudem Angaben zur gemessenen Alkoholkonzentration aus der KTA entnommen werden. 

Der höchste gemessene Wert lag bei 2,77 Promille. Drei Viertel (76%) der Fälle, bei denen ein Al-

koholkonsum zumindest angenommen werden konnte, entfielen auf Freitage, Samstage und 

Sonntage - hier vor allem auf frühe Morgenstunden - also auf Tage, denen kein Arbeitstag folgt. 

Von den 185 Tatverdächtigen waren 77 Prozent dem rechten und 23 Prozent dem linken Spekt-

rum zuzuordnen. Betrachtet man zusätzlich die Anzahl der Tatverdächtigen, die den jeweiligen 

Szenen angehören (links: 2 635; rechts: 925), zeigt sich, dass der Anteil der Tatverdächtigen des 

rechten Spektrums, die bei der Tatbegehung alkoholisiert waren, beinahe zehnmal höher liegt als 

bei linken Tatverdächtigen. 

 

 

4.4 Mobilität 

Wie in Kapitel 3.2 gezeigt wurde, lassen sich für das Deliktsfeld der Konfrontationsgewalt geogra-

fische Schwerpunkte identifizieren. Auch die hier betrachteten Delikte sind wie andere Krimina-

litätsphänomene weder komplett zufällig noch gänzlich gleichförmig über die Bundesrepublik 

verteilt. Als regionale Schwerpunkte mit einer hohen Anzahl an Konfrontationsdelikten konnten 

vor allem einige größere identifiziert werden. Darüber hinaus sind die Neuen Bundesländer 

überproportional betroffen. Neben der Identifikation von regionalen Schwerpunkten ist es ins-

besondere für die Prävention dieser Taten von hoher Bedeutung zu wissen, ob die Täter aus der 

Region kommen oder als „Krawalltouristen“ aus anderen Regionen anreisen. 

 

In einer Studie zu linker Gewalt in Berlin konnte beispielsweise gezeigt werden, dass bei Gewalt-

taten gegen rechts die direkte Nähe zum eigenen Wohnumfeld eine Rolle spielt (SennInnSport, 

Abteilung Verfassungsschutz 2009, 2015). Dies spricht für ein gewisses „Revierverhalten“ der Tat-

verdächtigen. Bei demonstrationsbezogenen Gewaltdelikten wird dagegen aus weiterer Ferne 

angereist und Taten werden häufig von „Krawalltouristen“ begangen (Tatverdächtige mit Wohn-

sitz in über 50 km Entfernung vom Tatort). Die Berliner Studie weist ebenfalls nach, dass die geo-

grafischen Räume linker Gewalt mit den Zentren der linksextremistischen Szene übereinstim-

men. Das heißt, dort wo sich die meisten Treff- und Wohnorte des aktionsorientierten Linksext-

remismus befinden, werden auch die meisten Gewalttaten begangen. Dies ändert sich allerdings, 

sobald nur Konfrontationsdelikte betrachtet werden. Hier zeigt sich, dass bewusst die gewalttäti-
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ge Konfrontation mit „Rechten“ in deren Wohngebieten gesucht wird (SennInnSport, Abteilung 

Verfassungsschutz 2009, 60).  

 

Um nun zu überprüfen, ob die Tatverdächtigen im PmKg-Datensatz eher in direkter Nähe zum 

eigenen Wohnumfeld ihre Delikte begehen oder dafür größere Entfernungen in Kauf nehmen, 

wurde der in der KTA angegebene Wohnort, wie bereits bei den Tatorten geschehen, mit einer 

geografischen Koordinate versehen. Dazu wurde über die angegebene PLZ der Längen- und Brei-

tengrad bestimmt. Dieser halbautomatisierte Prozess erfolgte analog zu dem in Kapitel 3.2.1 be-

schriebenen Vorgehen. In der Regel handelt es sich bei den Wohnorten um die jeweiligen Melde-

anschriften der Tatverdächtigen, unabhängig von deren tatsächlichen Aufenthaltsort. Insgesamt 

konnte so in 3 519 Fällen die Kombination zwischen Tatort und Wohnort bestimmt werden. Hie-

rin sind auch die Straftaten enthalten, bei denen es mehrere Tatverdächtige gab und diese auch 

bestimmt werden konnten. Zudem wurde in der Analyse auf die 41 Personen verzichtet, deren 

Wohnort nicht in Deutschland liegt. Zu diesen 3 519 Konfrontationsdelikten konnten 2 874 Tat-

verdächtige ermittelt werden. 

 

Neben dem Bewegungsmuster bei der Begehung von Konfrontationsdelikten ist für die Analyse 

der Mobilität der Tatverdächtigen auch die Frage wichtig, wie groß die Entfernung zwischen 

Wohnort und Tatort ist. Bleibt der überwiegende Teil der Tatverdächtigen eher in der unmittel-

baren Umgebung zu seinem Wohnort oder nimmt er auch größere Distanzen in Kauf? Dieses 

Verhältnis ist bei der Betrachtung der Bewegungsmuster nicht unbedingt ersichtlich, da keine 

Verbindung grafisch erkennbar ist, wenn Tatverdächtige in ihrem PLZ-Bezirk bei der Begehung 

der Straftat verbleiben. Um diese Frage zu klären, wurde die Distanz zwischen dem Tatort und 

dem Wohnort pro Tat bestimmt. Hierzu wurde die direkte Verbindung zwischen den beiden 

Orten in Kilometer berechnet.30 Da sich die Frage nach der Mobilität auf die Personen selbst be-

zieht und nicht auf die Taten, wurde für jeden ermittelten Tatverdächtigen die durchschnittliche 

Distanz berechnet. Beging ein Tatverdächtiger also drei Taten, wurde die Distanz jeder Tat zum 

Wohnort berechnet und daraus dann der Mittelwert bestimmt.  

 

                                                           
30 Diese Berechnung stellt eine annähernde Schätzung der tatsächlichen Entfernung dar, da der Radius der Erde nur 
geschätzt wird und nicht exakt bestimmt werden kann. Allerdings ist der „Fehler“ sehr gering und über alle Berech-
nungen gleich verteilt. Er kann somit vernachlässigt werden. 
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Abbildung  4.2 Durchschnittliche Distanz zwischen Wohn- und Tatort pro Person 

Um zum entsprechenden Tatort zu gelangen, legten die Tatverdächtigen durchschnittlich eine 

Distanz von 62 km zurück. Abbildung 4.4 zeigt die Verteilung der durchschnittlichen Entfernung 

zwischen gemeldeten Wohnort und Tatort. 40 Prozent der Tatverdächtigen bleibt in direkter 

Nähe zum jeweiligen Wohnort (bis max. 5 km Entfernung) bei der Begehung der Straftaten und 

19 Prozent legen maximal 20 km zurück. Damit begeht ein Großteil der Tatverdächtigen – fast 60 

Prozent – Konfrontationsdelikte in unmittelbarer Nähe zu seinem Wohnort. Demgegenüber 

stehen 28 Prozent der Tatverdächtigen, die mehr als 50 km Entfernung zwischen Wohnort und 

Tatort in Kauf nehmen. Die Entfernung ist zudem im Hinblick auf verschiedene Täter- und Tat-

kontexte nicht gleich verteilt und es zeigen sich erhebliche Gruppenunterschiede. Vergleicht 

man männliche und weibliche Tatverdächtige, zeigt sich, dass Frauen wesentlich mobiler sind als 

Männer (80 zu 59 km). Darüber hinaus legen linke Tatverdächtige größere Distanzen zurück als 

ihre rechten politischen Gegner (69 zu 41 km). 

 

Auch bei den Tatmerkmalen zeigen sich deutliche Unterschiede im Hinblick auf die zurückgeleg-

ten Distanzen. So ist es beispielsweise nicht überraschend, dass die Entfernung zwischen gemel-

deten Wohnort und Tatort bei politisch motivierten Konfrontationen im Demonstrationszu-

sammenhang überproportional höher ist als bei einer Tat, die nicht mit einer Demonstration im 

Zusammenhang steht (125 km im Vergleich zu 19 km im Durchschnitt). Da eine Demonstration 

meist in mittelgroßen bis großen Städten veranstaltet wird, ist es für einen Großteil der Teil-

nehmer notwendig, aus anderen (kleineren) Städten oder entfernteren Stadtteilen zum Veran-

staltungsort anzureisen. Wie in der Studie der Senatsverwaltung für Inneres und Sport Berlin, 
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Abteilung Verfassungsschutz (2009) lässt sich auch in der vorliegenden Studie empirisch belegen, 

dass demonstrationsbezogene Taten häufig von reisenden Tätern („Krawalltouristen“) begangen 

werden. Vergleicht man Gewaltstraftaten mit Sachbeschädigungen, sind Tatverdächtige mit Ge-

waltstraftaten signifikant mobiler (82 km zu 25 km). Während im Demonstrationszusammen-

hang dieser Effekt noch stärker zu Tage tritt (129 km zu 57 km), ist er außerhalb von Demonstra-

tionen allerdings nicht mehr feststellbar. 

 

Festzuhalten ist, dass das „eigene Revier“ bei einem Großteil der hier untersuchten Konfrontati-

onsdelikte eine messbar größere Rolle spielt als bei der Teilmenge der demonstrationsbezogenen 

Straftaten. Demonstrationen sind somit mit einem sehr großen überregionalen Mobilisierungs-

potential verbunden, das sich dann auch auf die räumliche Distanz der Tatverdächtigen auswirkt. 

Insbesondere Tatverdächtige einer Gewaltstraftat nehmen eine deutlich größere Distanz auf sich. 

Hier zeigt sich wiederum das Phänomen des „Krawalltourismus“ sehr deutlich. Allgemein sind 

linke und weibliche Tatverdächtige deutlich mobiler als ihre rechten und männlichen Pendants. 

Betrachtet man die insgesamt hohe Mobilität bei beiden Phänomenbereichen, zeigt sich, dass 

offensichtlich weniger der Schutz des „eigenen Reviers“ bei der Begehung von Konfrontations-

gewalt im Vordergrund steht, sondern vielmehr die schlichte Möglichkeit des Aufeinandertref-

fens mit dem jeweiligen politischen Gegner. Diese Gelegenheit eröffnet sich wiederum insbeson-

dere während oder am Rande von (Groß-)Demonstrationen, die für einen großen Teil der Mobi-

lität der Tatverdächtigen verantwortlich sind.  

 

4.5 Delinquenz  

Ein weiteres Phänomen, das bei der Analyse von Konfrontationsgewalt in Betracht gezogen wer-

den muss, ist die sogenannte Mehrfachtäterschaft. Sie stellt in der Forschung seit Jahrzehnten ein 

viel beachtetes kriminalistisches Phänomen dar und ist häufig mit den Begriffen Wiederholungs-, 

Rückfall- oder Karrieretäter verbunden. Es umschreibt eine besondere Gruppe der Täter bzw. 

Tatverdächtigen mit einer überdurchschnittlich hohen Deliktsbelastung. Dies gilt auch für das 

Phänomenfeld der politisch motivierten Straftaten. So konnte polizeilich eine eher kleine Grup-

pe identifiziert werden, die einen Großteil der Straftaten begeht (Backes et al. 2014, 41). Allerdings 

gibt es nur wenige Untersuchungen von Mehrfachtätern in diesem Kriminalitätsbereich. In einer 

Studie zu rechten Straftaten in Sachsen im Zeitraum 2001-2011 konnte beispielsweise gezeigt 

werden, dass nahezu die Hälfte der Taten unter Beteiligung von Mehrfach- oder Intensivtätern 

dem Themenfeld „Konfrontation – Gewalt gegen links“ zugeordnet werden kann (Backes et al. 
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2014, 75). Dies legt den Schluss nahe, dass sich Straftaten von rechten Mehrfach- und Intensiv-

straftätern vor allem gegen den politischen Gegner richten.  

 

Ferner können drei Berliner Studien zu linker und rechter Gewalt mehr Aufschluss geben. Be-

trachtet man etwa nur linke Gewalttaten und Sachbeschädigungen im Zeitraum 2009 bis 2013, 

zeigt sich, dass 41 Prozent der Taten von Tatverdächtigen begangen wurden, die bereits vorher 

straffällig geworden waren (SennInnSport, Abteilung Verfassungsschutz 2015, 42). Im Vergleich 

zu einer Vorgängerstudie, die den Zeitraum 2003 bis 2008 abdeckt, offenbarte sich zudem ein 

deutlicher Anstieg bereits vorbestrafter linker Gewalttäter. So waren in dem früheren Zeitraum 

lediglich 16 Prozent der Tatverdächtigen zum Zeitpunkt der Tat vorbestraft (SennInnSport, Ab-

teilung Verfassungsschutz 2009, 45; 2015, 42).31 Der Anstieg betrifft dabei sowohl politische als 

auch unpolitische/allgemeinkriminelle Straftaten.  

 

Mit Blick auf rechte Tatverdächtige wird deutlich, dass mit 56 Prozent ebenso ein großer Teil 

bereits vorher straffällig geworden war. Betrachtet wurde hier der Zeitraum 2003 bis 2012. Wie 

bei linken Gewalttätern sei auch hier im Vergleich zu den Vorjahren der Anteil an vorbestraften 

Tätern nochmals angestiegen (SennInnSport, Abteilung Verfassungsschutz 2014, 40). Es sei zu-

dem darauf hinzuweisen, dass es sich bei den genannten Zahlen jeweils um absolute Untergren-

zen handelt, da aufgrund von Löschfristen und der Tatsache, dass man sich nur auf verurteilte 

Täter konzentrierte, die tatsächlichen Zahlen höher liegen dürften. Die drei Berliner Studien un-

terstreichen somit, dass sowohl rechte als auch linke Straftäter zum Zeitpunkt der Tat größten-

teils bereits auf „kriminelle Erfahrungen“ zurückgreifen können. Es ist also nicht so, dass es sich 

bei den Straftaten in beiden Phänomenbereichen um „bloße Ausrutscher“ handelt, sondern diese 

sind nicht selten Teil einer „kriminellen Karriere“. Die hohe Kriminalitätsbelastung von Tätern 

politisch motivierter Gewalt konnte ebenfalls in anderen empirischen Studien nachgewiesen 

werden (vgl. Willems et al. 1993, Wahl et al. 2001). 

 

Der überwiegende Anteil der Tatverdächtigen wurde in dem hier betrachteten Zeitraum von 

2011 bis 2012 und im Bereich der Konfrontationsdelikte „links gegen rechts“ oder „rechts gegen 

links“ nur einmal polizeilich auffällig (89%). Dieser Befund gilt für linke und rechte Tatverdächti-

ge gleichermaßen. Die Höchstzahl der strafrechtlich relevanten Auffälligkeiten eines Tatverdäch-

tigen, bezogen auf Sachbeschädigungen, lag innerhalb des Betrachtungszeitraumes bei 17 Taten, 

die Höchstzahl der von einem Tatverdächtigen begangenen Gewaltdelikte betrug sechs (derselbe 

Tatverdächtige beging im betrachteten Zeitraum zudem eine Sachbeschädigung). Somit kann 

                                                           
31 Überprüft wurde dies mit Hilfe des Bundezentralregisters, welches vom Generalbundesanwalt beim Bundesge-
richtshof geführt wird. 
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zwar gezeigt werden, dass der überwiegende Anteil der Tatverdächtigen nur einmal polizeilich 

auffällig geworden ist. Allerdings beziehen sich diese Aussagen nur auf das Deliktsspektrum der 

Konfrontationsdelikte und nur auf die beiden Jahre des Analysezeitraums. Um nun einen länge-

ren Zeitraum zu betrachten und zusätzliche Deliktsformen aus dem allgemeinkriminellen Be-

reich in die Untersuchung miteinzubeziehen, wurden in einem weiteren Schritt die Tatverdäch-

tigen des PmKg-Datensatzes mit den Daten der PKS abgeglichen. Die Beschreibung des Vorge-

hens bei dieser Analyse und die Ergebnisse finden sich in den beiden nachfolgenden Unterkapi-

teln. 

 

4.5.1 Methode und Vorgehen 

Um das Phänomen der Mehrfachtäterschaft genauer zu untersuchen und dabei sowohl einen 

längeren Zeitraum zu betrachten als auch zusätzliche Deliktsformen aus dem allgemeinkriminel-

len Bereich in die Untersuchung miteinzubeziehen, wurden die Tatverdächtigen des PmKg-

Datensatzes mit den Daten der PKS abgeglichen. Dieser Abgleich war durch folgendes Vorgehen 

möglich. Bei der Codierung der KTA wurden personenbezogene Daten, wie Name, Vorname und 

Geburtstag des Tatverdächtigen miterfasst. Aus diesen Daten wurde ein individualisierter Ano-

nymisierungsschlüssel, ein sogenannter BSI-Schlüssel, generiert und die personenbezogenen 

Daten wieder entfernt, sodass keine Rückschlüsse auf die jeweilige Person mehr möglich sind. 

Diese BSI-Verschlüsselung erlaubt die Daten mit der PKS abzugleichen. 

 

Die in der PKS registrierten Taten erstrecken sich nur auf die im Inland begangenen Taten und 

beinhalten weder Ordnungswidrigkeiten, politisch motivierte Straftaten (Staatsschutzdelikte)32, 

Verkehrsdelikte noch Verstöße gegen Strafvorschriften der Länder (Bundeskriminalamt 2014, 2).  

Zudem sollte folgender wichtiger Unterschied zwischen den KTA und der PKS beachtet werden: 

Die hier kodierten KTA stellen eine eingangsstatistische Erfassung dar, die lediglich widerspiegelt, 

was an die Polizei herangetragen wurde oder dieser bekannt geworden ist. Im Gegensatz dazu ist 

die PKS eine „Ausgangsstatistik“. Das heißt, die Erfassung erfolgt erst nach Abschluss der polizei-

lichen Ermittlungen und vor der Aktenabgabe an die Staatsanwaltschaft oder das Gericht. Hier 

spielt es somit keine Rolle, ob die entsprechenden Sachverhalte zu gerichtlichen Konsequenzen 

führten, wie beispielsweise einer Verurteilung. Die hier untersuchten Daten der PKS sind - ana-

log zur Datenqualität der KTA - somit eher als polizeiliche Erkenntnisse im Sinne eines Tatver-

dachtes zu verstehen und damit nicht mit Vorstrafen zu verwechseln. Trotz dieser Einschrän-

                                                           
32 Folgende Staatsschutzdelikte werden in der PKS nicht erfasst: §§ 80-83, 84-86a, 87-91, 94-10a, 102-104a, 105-108e, 
109-109h, 129a und 129b, 234a oder 241a StGB. Delikte der allgemeinen Kriminalität, die dem Definitionssystem poli-
tisch motivierte Kriminalität zuzuordnen sind, sind jedoch auch in der allgemeinen PKS enthalten. 
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kungen ermöglicht ein Abgleich mit den in der PKS registrierten Taten einen näheren – wenn 

auch ausschnitthaften - Einblick in die Kriminalitätskarrieren der hier untersuchten Tatverdäch-

tigen. 

 

Straftaten ohne 
ermittelte 

Tatverdächtige

Straftaten mit 
ermittelten 

Tatverdächtigen

BSI-Schlüssel

Ausschließlich 
Konfrontationsdelikte 
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Erfolgreicher Abgleich 
mit PKS-Daten

2009 - 2013

Dunkelfeld 

der PKS

Konfrontationsdelikte 
(PmKg)

2011 - 2012

PMK – Delikte
(KPMD-PMK)

Dunkelfeld 
Konfrontationsdelikte

 

Abbildung  4.3 Überblick zum Abgleich PmKg und PKS 

Die aus den KTA-Angaben erstellten BSI-Schlüssel wurden in einem ersten Schritt mit den Daten 

innerhalb der PKS verglichen. Betrachtet wurde der Berichtszeitraum von 2009 bis 2013.33 Es ist 

somit möglich, sowohl die „Historie“ als auch die „Zukunft“ der Tatverdächtigen näher zu analy-

sieren. Die Daten wurden anschließend den jeweiligen Tatverdächtigen im PmKg-Datensatz zu-

geordnet. Abbildung 4.5 verdeutlicht diesen Abgleich der Daten mit der PKS. Von den 3 002 iden-

tifizierten Tatverdächtigen im PmKg-Datensatz konnten bei 2 751 Personen insgesamt 19 064 

aufgeklärte Fälle ermittelt werden. Allerdings besteht bei diesem Abgleich der Daten zwischen 

den beiden Datensätzen noch ein fundamentales Problem. Da es keine eindeutige Identifikati-

onsnummer der einzelnen Taten im KPMD-PMK und in der PKS gibt, ist es nicht auszuschließen, 

dass einzelne Taten doppelt erfasst sind. Das könnte beispielsweise im Rahmen einer Sachbe-

schädigung vorkommen, die sowohl der allgemeinen als auch der politisch motivierten Krimina-

lität - in unserem Fall der Konfrontationsgewalt- zugeordnet wurde.  

 

Eine Identifikation dieser Doppelungen ist allerdings äußerst schwierig bis unmöglich, da eben 

keine gemeinsame Identifikationsnummer der Taten existiert. Um potentielle Doppelungen zu 

                                                           
33 Eine Betrachtung vor 2009 ist nicht möglich, da die PKS erst seit 2009 als Einzeldatensatz geführt wird und damit die 
Zuordnung  von Taten zu Personen (anonymisiert) ermöglicht wird. 
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vermeiden, wurde daher entschieden, die Taten der PKS auszuklammern, wenn sie sich an dem 

gleichen Tag ereignet haben, wie die vom gleichen Tatverdächtigen begangene im PmKg-

Datensatz dokumentierte Tat. Zudem sollte einschränkend bedacht werden, dass die Vielzahl an 

Taten stellenweise in mehreren einzeln aufgeführten Sachbeschädigungsdelikten begründet liegt. 

Um der Masse an möglichen Deliktskategorien Herr zu werden und eine gewisse Übersichtlich-

keit zu gewährleisten, erfolgte in einem weiteren Schritt die Komprimierung dieser Delikte in 

verschiedene Straftatengruppen, geordnet nach dem Jahr, in dem die Tat begangen wurde. Wei-

terhin wurden die einzelnen Delikte nach dem aus Kapitel 3.2 bekannten Verfahren den jeweili-

gen Kreisen und Kreisfreien Städten zugeordnet, um auch eine räumliche Betrachtung der all-

gemeinkriminellen Straftaten zu ermöglichen. 

 

4.5.2 Ergebnisse 

Obwohl im Rahmen dieses Projektes nur der Zeitraum 2009 bis 2013 für die Analyse der Delin-

quenz betrachtet wird, lässt sich bereits bei einem flüchtigen Blick auf die Tabelle 4.1 und die 

Anzahl begangener Taten vermuten, dass nur wenige der Tatverdächtigen innerhalb des PmKg-

Datensatzes ohne polizeiliche Vorerkenntnisse sind. So konnten von den 3 002 identifizierten 

Tatverdächtigen im PmKg-Datensatz bei 2 068 Personen insgesamt 16 257 aufgeklärte Fälle er-

mittelt werden. Das entspricht einer Quote von 68,9 Prozent an polizeilich bekannten Personen. 

Die Gruppe der Tatverdächtigen mit polizeilichen Vorerkenntnissen ist analog zur Gesamtstich-

probe (87% Männer, 13% Frauen) mit 89 Prozent mehrheitlich männlich. Frauen machen mit 

entsprechend elf Prozent einen wesentlich kleineren Anteil aus. Die einzelnen Straftaten vertei-

len sich wie folgt auf die Straftatengruppen (Tabelle 4.1). Ein Großteil der Straftaten fällt in die 

Kategorie Sachbeschädigung. Danach folgen mit geringem Abstand Körperverletzung, Wider-

stand gegen die Staatsgewalt und Straftaten gegen die öffentliche Ordnung, Vermögens- und 

Fälschungsdelikte, sowie Diebstahl und Raub. Straftaten gegen die persönliche Freiheit, Rausch-

giftdelikte und Verstöße gegen die Versammlungsgesetze sind vergleichsweise weniger häufig 

von den hier untersuchten Tatverdächtigen begangen worden. 
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Lfd. Nr. Straftatengruppe Erfasste Taten 

1 Sachbeschädigung §§ 303-305a StGB 4 386 (27%) 

2 Körperverletzung §§ 223-227, 229, 231 StGB 2 509 (15%) 

3 Widerstand gegen die Staatsgewalt und Straftaten gegen die öffentliche 

Ordnung §§ 111, 113, 114, 120, 121, 123-127, 129, 130-134, 136, 138, 140, 

145, 145a, 145c, 145d StGB 

2 108 (13%) 

4 Vermögens- und Fälschungsdelikte 1 911 (12%) 

5 Diebstahl ohne erschwerende Umstände §§ 242, 247, 28a-c StGB 

Diebstahl unter erschwerenden Umständen §§ 243-244a StGB 

Raub und räuberische Erpressung §§ 249-252, 255, 316a StGB  

1 719 (11%) 

6 Versammlungsgesetze des Bundes und der Länder 657 (4%) 

7 Straftaten gegen die persönliche Freiheit §§232-233a, 234-237, 238-239b, 

240-241, 316c StGB 

634 (4%) 

8 Rauschgiftdelikte 517 (3%) 

9 Sonst. Straftatbestände 1 816 (11%) 

 Gesamt 16 257 

Tabelle  4.1 Straftatengruppen im Überblick 

Im Fokus der Delinquenzanalyse steht das Phänomen der Mehrfachtäterschaft. Dazu wurden die 

im PmKg-Datensatz enthaltenen Tatverdächtigen dahingehend untersucht, wie häufig sie im 

Zeitraum 2009-2013 durch eine Straftat auffällig wurden und in wie vielen der oben aufgeführ-

ten Straftatengruppen. Neben der allgemeinen Betrachtung aller Tatverdächtigen, erfolgte auch 

eine Differenzierung zwischen rechten und linken Akteuren, Frauen und Männern, Tatverdäch-

tigen einer Straftat mit Demonstrationszusammenhang und anderen sowie Tatverdächtigen 

einer Straftat gegen Polizeibeamte und andere. In Deutschland gibt es keine einheitliche Defini-

tion von Mehrfachtätern, die eine exakte Grenzsumme an Taten nennt und damit eine „objekti-

ve“ Bestimmung von Mehrfachtäterschaft begründet. 

 

Die Bezeichnung „Mehrfachtäterschaft“ wird in dieser Analyse für Täter verwendet, die wieder-

holt mit allgemeinkriminellen Straftaten in Erscheinung getreten sind und denen daher eine 

besonders hohe kriminelle Energie zugeschrieben wird. Als Untergrenze wurde eine Deliktsan-

zahl von mindestens sechs Taten definiert, die in wenigstens zwei Jahren im hier untersuchten 

Zeitraum von 2009 bis 2013 begangen wurden. Täter, die mehrere Delikte in nur einem Jahr be-

gangen haben, fallen folglich nicht unter diese Definition. Ein wesentlicher Grund für diesen 

Ausschluss war die Vermeidung einer fehlerhaften Zuordnung der Mehrfachtäterschaft zu Per-
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sonen, die innerhalb eines Tages mehrere Sachbeschädigungsdelikte begangen haben. Da in die-

sen Fällen den einzelnen Taten in der Regel keine separaten Tatentschlüsse vorausgehen, würden 

diese Tatverdächtigen irrtümlich als Mehrfachtäter geführt werden. 

 

Im Folgenden werden die differenzierten Gruppen der Tatverdächtigen aus dem PmKg-

Datensatz im Hinblick auf die Anzahl begangener Straftaten, die Deliktsbreite – also der Anzahl 

an Straftatengruppen – und die potentielle Mehrfachtäterschaft untersucht. Tabelle 4.2 zeigt da-

zu exemplarisch eine Übersicht der Anzahl an Straftaten und Straftatengruppen jeweils für alle 

Tatverdächtigen und differenziert zudem nach linken und rechten Tatverdächtigen. Während 

739 Personen (36%) „nur“ ein bis zwei Straftaten begangen haben, sind 437 Personen (21%) mit 

mehr als zehn allgemeinkriminellen Straftaten auffällig geworden. Diese Tatverdächtigen sind 

im entsprechenden Zeitraum für insgesamt 10 326 Taten verantwortlich. Das entspricht fast 

64 Prozent aller hier untersuchten allgemeinkriminellen Taten. 

 

Anzahl Straftaten Anzahl Straftatengruppen (28 Gruppen) 

 Tatver-

dächtige 

gesamt 

Tatver-

dächtige  

rechts 

Tatver-

dächtige  

links 

 Tatver-

dächtige  

gesamt 

Tatver-

dächtige 

rechts 

Tatver-

dächtige 

links 

1-2 739 (35,7%) 132 (20,6%) 605 (56,4%)   1-2 914 (44,2%) 184 (28,7%) 727 (51,2%) 

3-5 503 (24,3%) 152 (23,7%) 350 (16,7%)   3-4 528 (25,5%) 160 (25%) 368 (25,9%) 

6-10 389 (18,8%) 147 (22,9%) 241 (13,2%)   5-6 308 (14,9%) 131 (20,4%) 176 (12,4%) 

11-20 269 (13,0%) 126 (19,7%) 142 (7,6%)   7-8 184 (8,9%) 89 (13,9%) 94 (6,6%) 

> 20 168 (8,1%) 84 (13,1%) 83 (6,1%)   > 8 134 (6,5%) 77 (12%) 56 (3,9%) 

Gesamt 2 068 641 1 421  2068 641 1421 

Tabelle  4.2 Häufigkeit der Straftaten und Straftatengruppen nach Tatverdächtigen34 

Auf die Deliktsbreite gibt die Anzahl der Straftatengruppen einen ersten Hinweis. Um die Breite 

an Delikten bestimmen zu können, wurden aus den PKS-Daten insgesamt 28 verschiedene 

Gruppen neu gebildet, die im Anhang in Tabelle A.4 aufgeführt sind. Wie in Tabelle 4.2 darge-

stellt, haben nahezu 70 Prozent der Täter polizeiliche Erkenntnisse in bis zu vier Straftatengrup-

pen. Mehr als sechs Prozent decken mit den von ihnen begangenen allgemeinkriminellen Straf-

taten mehr als acht Kategorien ab. Nach der oben angeführten Definition können 691 der 2 068 

                                                           
34 Beim Vergleich rechter und linker Tatverdächtiger ergibt sich eine etwas geringere Gesamtzahl (2 062 im Gegensatz 
zu 2 068), da die Tatverdächtigen entfernt wurden, die sowohl mit rechts- als auch linksmotivierten Taten registriert 
wurden. 
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identifizierten Tatverdächtigen als Mehrfachtäter bezeichnet werden. Dies entspricht einem An-

teil von 33 Prozent. Diese Tätergruppe vereint auf sich insgesamt 12 414 der innerhalb der PKS 

identifizierten allgemeinkriminellen Straftaten und damit 76 Prozent aller polizeilichen Er-

kenntnisse. Da hier nur der Zeitraum 2009 bis 2013 untersucht wurde, ist es sehr wahrscheinlich, 

dass bei einer darüber hinaus gehenden Betrachtung noch höhere Zahlen zu den polizeilichen 

Vorerkenntnissen festgestellt worden wären. 

 

Vergleicht man nun rechte und linke Tatverdächtige miteinander, so ist erkennbar, dass der Mit-

telwert an begangenen allgemeinkriminellen Straftaten bei linken Tätern (6,5 Taten)  geringer ist 

als bei rechten (10,9 Taten).  Dieser Unterschied legt den Schluss nahe, dass rechte Täter im Ver-

gleich deutlich häufiger im allgemeinkriminellen Bereich auffällig sind. Bei der Deliktsbreite lässt 

sich ebenfalls ein statistisch signifikanter Unterschied feststellen. Hier zeigt sich, dass rechte Tat-

verdächtige im Durchschnitt mehr Straftatenkategorien abdecken, als linke Tatverdächtige (4,7 

im Vergleich zu 3,2 Kategorien). Es bleibt festzuhalten: Rechte Tatverdächtige begehen im Durch-

schnitt nicht nur mehr allgemeinkriminelle Taten, sondern auch mit einer größeren Deliktsbrei-

te als ihre linken Pendants. Nicht ganz überraschend spiegelt sich diese Beobachtung auch in 

Bezug auf eine potentielle Mehrfachtäterschaft wider: Rechte Tatverdächtige sind weitaus häufi-

ger als Mehrfachtäter verzeichnet als linke Tatverdächtige. 

 

Beim Vergleich der Geschlechter zeigen sich weitere statistisch signifikante Unterschiede. So 

weisen Männer einen höheren Mittelwert als Frauen auf (8,1 zu 5,3 Taten) und haben damit deut-

lich mehr allgemeinkriminelle Taten begangen. Männer decken im Vergleich zu den Frauen au-

ßerdem eine größere Deliktsbreite ab (3,7 zu 2,7 Kategorien im Durchschnitt). Hinsichtlich des 

Geschlechterverhältnisses dominieren die Männer mit fast 94 Prozent die Gruppe der Mehrfach-

täter. Dieser Anteil ist damit noch etwas höher, als man es aufgrund der Geschlechterverteilung 

der hier relevanten Gesamtstichprobe (89% Männer, 11% Frauen)  eigentlich erwarten könnte.  

 

Ergänzend wurden zwei weitere Gruppen aus dem PmKg-Datensatz exemplarisch auf ihre po-

tentielle Mehrfachtäterschaft hin untersucht. Zum einen die Tatverdächtigen, deren konfronta-

tive Auseinandersetzung ausschließlich im Rahmen von Demonstrationen stattgefunden hat, 

und zum anderen die Tatverdächtigen, deren im PmKg-Datensatz dokumentierte Taten sich 

mindestens einmal gegen die Polizei richteten. Von den Tatverdächtigen, die im Zeitraum 2011 

bis 2012 ausschließlich im Rahmen von Demonstrationen auffällig geworden sind, weisen 890 

Personen polizeiliche Erkenntnisse zwischen 2009 und 2013 auf. Vergleicht man diese Gruppe 

mit den anderen Tatverdächtigen mit polizeilichen Erkenntnissen, so ist festzustellen, dass erste-

re durchschnittlich weniger Taten begangen haben (5,4 im Vergleich zu 9,9 Taten) und zudem im 
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Durchschnitt eine geringere Deliktsbreite aufweisen (3 zu 4,2 Kategorien). Angesichts dieser Zah-

len überrascht nicht, dass sich unter den ermittelten Tatverdächtigen, die auch außerhalb von 

Demonstrationen polizeilich auffällig geworden sind, deutlich mehr Mehrfachtäter anzutreffen 

sind. In der Gruppe der nur im Rahmen von Demonstrationen Auffälligen ist bisher jeder fünfte 

ermittelte Tatverdächtige (22%) als Mehrfachtäter in Erscheinung getreten, während dies in der 

Vergleichsgruppe auf zwei von fünf Personen zutrifft (43%). Das heißt, der im Demonstrations-

kontext auffällige Tatverdächtige agiert insgesamt „rechtskonformer“ als der nur außerhalb von 

Demonstrationen auffällige Tatverdächtige. 

 

Den Gewaltdelikten im PmKg-Datensatz, die sich gegen die Polizei richteten, konnten 706 Tat-

verdächtige zugeordnet werden, zu denen ebenfalls polizeiliche Erkenntnisse aus der PKS im 

Zeitraum 2009 bis 2013 vorlagen. Betrachtet man diese Gruppe an Tatverdächtigen, zeigt sich ein 

statistisch signifikant niedrigerer Mittelwert als in der Vergleichsgruppe aller anderen Tatver-

dächtigen (5,9 zu 8,8 Taten). Wie auch schon in den anderen drei Gruppenvergleichen ist dieses 

Ergebnis ein guter Indikator für Deliktsbreite und Mehrfachtäterschaft. Demnach ist die Delikts-

breite etwas geringer (3,2 zu 3,8 Kategorien im Durchschnitt) und Tatverdächtige, deren Taten 

sich auch gegen Vollzugsbeamte gerichtet haben, sind weniger häufig Mehrfachtäter. Obwohl sie 

34 Prozent der Tatverdächtigen mit polizeilichen Erkenntnissen ausmachen, sind „nur“ 25 Pro-

zent dieser Gruppe im Sinne der hier verwendeten Definition mehrfach auffällig geworden. 

 

 

Räumliche Darstellung und Mobilität der Tatverdächtigen 

In einem letzten Arbeitsschritt wurde die Delinquenz der Tatverdächtigen aus dem PmKg-

Datensatz auch aus einer räumlichen Perspektive betrachtet. Die Aufbereitung der Daten erfolgte 

analog zu dem in Kapitel 3.2.1 beschriebenen Verfahren. Anhand der Angabe der PLZ wurde über 

einen halbautomatisierten Prozess mit Hilfe der geografischen Datenbank GeoNames der Län-

gen- und Breitengrad des Ortes bestimmt, wo die Tat stattgefunden hat. Neben der räumlichen 

deskriptiven Darstellung und Auswertung der aus der PKS entnommenen Straftaten, wurde 

ebenfalls untersucht, ob diese allgemeinkriminellen Straftaten in den gleichen Räumen began-

gen werden, wie die Konfrontationsdelikte. Zudem wurde die Mobilität der Tatverdächtigen bei 

der Begehung von allgemeinkriminellen Straftaten analysiert und mit der Begehung von Kon-

frontationsdelikten verglichen. 

 

Beim Vergleich der Verteilung von Konfrontationsdelikten und allgemeinkriminellen Straftaten 

fällt auf, dass sich die Räume durchaus überschneiden. Es liegt also die Vermutung nahe, dass 

Täter sowohl die Konfrontationsdelikte als auch die allgemeinkriminellen Straftaten in den glei-
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chen geografischen Räumen begehen. Um diesen vermeintlichen Zusammenhang und damit die 

Mobilität der Tatverdächtigen bei der Begehung beider Kategorien von Straftaten etwas systema-

tischer zu untersuchen, wurde der neue Datensatz PKS-PmKg erstellt. Dieser ist täterbezogen 

aufgebaut und enthält zu jedem identifizierten Tatverdächtigen, der auch allgemeinkriminelle 

Straftaten im Zeitraum 2011 bis 2012 begangen hat, den Wohnort, die Zuordnung zum Phäno-

menbereich und das Geschlecht.35 Aufgrund der Fokussierung auf die Tatverdächtigen, die auch 

allgemeinkriminelle Straftaten begangen haben, ist die Anzahl der betrachteten Personen nicht 

identisch mit dem Datensatz, der für die Untersuchung der Mobilität der Tatverdächtigen mit 

Blick auf Wohn- und Tatort in Kapitel 4.4. verwendet wurde. Der neue Datensatz beschränkt sich 

auf den Zeitraum 2011 bis 2012 um eine Vergleichbarkeit zwischen den PmKg- und den PKS Da-

ten zu gewährleisten. Für jeden ermittelten Tatverdächtigen wurde zudem die durchschnittliche 

Distanz zwischen seinem Wohnort und dem Tatort berechnet. Beging ein Tatverdächtiger also 

drei Taten, wurde die Distanz jeder Tat zum Wohnort berechnet und daraus dann der Mittelwert 

bestimmt. Diese Berechnung erfolgte sowohl für die allgemeinkriminellen Taten als auch für die 

Konfrontationsdelikte. 

 

48%

27%

7%

18%

Distanz Wohnort - PKS

54%

21%

8%

17%

Distanz Wohnort - PmKg

weniger als 10 km

10 bis 50 km

51 bis 100 km

mehr als 100 km

1 379 
Personen

1 379 
Personen

 

Abbildung  4.4 Durchschnittliche Distanz zwischen Wohnort und Tatort (PmKg und PKS) 

Insgesamt wurde so die Mobilität von 1 397 Personen untersucht, die im Zeitraum 2011-2012 

verdächtigt werden, sowohl Konfrontations- als auch allgemeinkriminelle Taten begangen zu 

haben. In Abbildung 4.7 ist die durchschnittlich zurückgelegte Distanz zwischen einerseits dem 

Tatort des Konfrontationsdelikts (PmKg) und andererseits dem Tatort der allgemeinkriminellen 

                                                           
35 Für die Bestimmung des Wohnortes wurde auf die Angabe im PmKg-Datensatz zurückgegriffen. In Fällen in denen 
keine Angabe zum Wohnort in dem entsprechenden Jahr vorhanden war, in dem die allgemeinkriminelle(n) Tat(en) 
begangen wurde(n), wurde der Wohnort jeweils aus dem folgenden oder vorangehenden Jahr entnommen. 
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Straftat (PKS) dargestellt. Insgesamt ist ein ähnliches Mobilitätsmuster erkennbar. Knapp die 

Hälfte der Personen (54% bzw. 48%) legt im Durchschnitt weniger als 10 km zwischen dem Woh-

nort und dem entsprechenden Tatort zurück. Bei 17 bzw. 18 Prozent der Tatverdächtigen liegen 

dagegen mehr als 100 km zwischen Wohnort und Tatort. Trotz ähnlicher Mobilität gibt es aber 

durchaus einen statistisch signifikanten und damit nicht zufälligen Unterschied zwischen den 

beiden Deliktstypen. Tabelle 4.3 zeigt diesen und die folgenden Durchschnittswerte in einer 

Übersicht. Mit einem Durchschnittswert von 64 km legen die Tatverdächtigen bei der Begehung 

von PmKg-Delikten mehr Entfernung zurück als bei der Begehung von PKS-Delikten. Hier be-

trägt die durchschnittliche Entfernung 59 km. Klammert man jedoch die Tatverdächtigen aus, 

die Konfrontationsdelikte im Rahmen von Demonstrationen begangen haben, ändert sich das 

Verhältnis. Bei der Begehung von PmKg-Delikten liegt die durchschnittliche Entfernung nun bei 

17 km und bei PKS-Straftaten bei 33 km. Auch dieser Unterschied ist statistisch signifikant. Dies 

verdeutlicht den Einfluss der im Rahmen von Demonstrationen begangenen Delikte sowohl im 

Bereich der Konfrontationsgewalt als auch hinsichtlich allgemeinkrimineller Straftaten. Tatver-

dächtige, die Konfrontationsdelikte im Rahmen von Demonstrationen begehen sind somit so-

wohl bei den PmKg-Delikten als auch bei den PKS-Straftaten wesentlich mobiler als die entspre-

chende Vergleichsgruppe. 

 

 

Einschließlich Tatverdächtige mit Delikten im Rahmen von Demonstrationen 

 Männer Frauen Rechts Links Ost West Gesamt 

Distanz PmKg 62 84 36 79 25 87 64 

Distanz PKS 58 69 34 72 42 69 59 

Ohne Tatverdächtige mit Delikten im Rahmen von Demonstrationen 

Distanz PmKg 17 16 13 20 9 24 17 

Distanz PKS 34 20 27 39 33 32 33 

Tabelle  4.3 Durchschnittliche Distanz zwischen Wohnort und Tatort (PmKg und PKS) nach 

Phänomentyp, Geschlecht und Region36 

Aufgrund dieses bedeutsamen Unterschiedes bei der Betrachtung mit und ohne Einbeziehung 

der Demonstrationsdelikte, wurde bei der Betrachtung der drei folgenden Gruppen ebenfalls 

diese Differenzierung vorgenommen. Verglichen wurden Männer und Frauen, linke und rechte 

                                                           
36 Im Folgenden findet sich die konkrete Anzahl an Personen auf denen sich die jeweiligen Werte beziehen. Einschließ-
lich Konfrontationsdelikte: 1 397 Personen, außer beim Vergleich Ost, West: 1 294 Personen. Ohne Konfrontationsde-
likte: 805 Personen, außer beim Vergleich Ost, West: 759 Personen. 
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Akteure sowie Personen mit Wohnsitz in den Neuen und in den Alten Bundesländern. Die ge-

nauen Werte sind ebenfalls der Tabelle 4.3 zu entnehmen. Zu beachten ist, dass nicht alle opti-

schen Unterschiede zwangsläufig statistisch signifikant sind. Daher sind statistisch signifikante 

Befunde mit einem Doppelpfeil markiert. Betrachtet man alle zeigt sich nur ein optischer, aber 

kein statistisch signifikanter Unterschied zwischen Männer und Frauen. Allerdings sind Frauen 

bei der Konfrontationsgewalt mobiler als bei allgemeinkriminellen Taten (84 zu 69 km). Klam-

mert man wiederum die Tatverdächtigen mit Delikten im Rahmen von Demonstrationen aus, 

zeigt sich ein Unterschied zwischen PmKg- und PKS-Delikten nur bei den Männern (17 zu 34 

km). Zudem sind Männer bei der Begehung von PKS-Taten mobiler als Frauen (34 zu 20 km). 

 

Unterscheidet man nun die beiden Phänomentypen, wird deutlich, dass linke Tatverdächtige in 

allen Konstellationen mobiler sind als rechte. Während bei der Betrachtung aller Konfrontati-

onsdelikte linke Akteure bei PmKg-Delikten mobiler zu sein scheinen als bei PKS-Delikten (79 zu 

72 km), kehrt sich dieses Verhältnis um, sobald die Tatverdächtigen, die Konfrontationsdelikte 

im Rahmen von Demonstrationen begangen haben, ausgeklammert werden (20 zu 39 km). Auch 

rechte Tatverdächtige sind bei dieser eingeschränkten Betrachtung mobiler bei allgemeinkrimi-

nellen Taten (27 zu 13 km). Hinsichtlich der Ost-West Unterscheidung wird in fast allen Konstel-

lationen deutlich, dass Tatverdächtige mit Wohnsitz in den Alten Bundesländern mobiler sind 

als Tatverdächtige aus den Neuen Bundesländern. Während im Osten durchgängig die durch-

schnittliche Distanz bei den PKS-Delikten höher ist, ist man im Westen bei der Betrachtung aller 

Konfrontationsdelikte mobiler bei PmKg-Taten (87 zu 69 km) und bei der Ausklammerung von 

der Tatverdächtigen mit Demonstrationsdelikten, mobiler bei PKS-Taten. Insgesamt zeigt dieser 

Vergleich der Mobilität zwischen Konfrontationsdelikten und allgemeinkrimineller Taten eine 

hohe Heterogenität zwischen und innerhalb der einzelnen Gruppen. Deutlich wurde die im di-

rekten Vergleich hohe Mobilität linker Tatverdächtiger und von Personen mit Wohnsitz in den 

Alten Bundesländern. 

 

 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass nahezu 69 Prozent der im PmKg-Datensatz identifi-

zierten Tatverdächtigen auch polizeiliche Erkenntnisse im Zeitraum 2009 bis 2013 haben. Bei den 

Straftaten in beiden Phänomenbereichen handelt es sich also nicht nur um „bloße Ausrutscher“, 

sondern sie sind häufig Teil einer „kriminellen Karriere“. Ein Großteil der bekannten allgemein-

kriminellen Straftaten lässt sich den Kategorien Sachbeschädigung und Körperverletzung zuord-

nen. 437 Personen (21%) sind mit mehr als zehn allgemeinkriminellen Straftaten auffällig gewor-

den und damit im entsprechenden Zeitraum für insgesamt 10 326 Taten verantwortlich. Durch 

eine besonders hohe Zahl an Straftaten und eine große Deliktsbreite zeichnen sich vor allem fol-
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gende Gruppen aus: Rechte Akteure, Männer sowie Tatverdächtige, deren Delikte sich nicht ge-

gen die Polizei richteten und die nicht ausschließlich im Rahmen von Demonstrationen auffällig 

geworden sind. Personen in diesen vier Gruppen sind ebenso überproportional Mehrfachtäter im 

Vergleich zu ihren jeweiligen Vergleichsgruppen. Vergleicht man die Mobilität zwischen Kon-

frontationsdelikten und allgemeinkrimineller Taten, zeigt sich eine hohe Heterogenität zwischen 

und innerhalb der einzelnen Gruppen. Hier fällt auf, dass Tatverdächtige, die Konfrontationsde-

likte im Rahmen von Demonstrationen begehen, sowohl bei den PmKg-Delikten als auch bei den 

PKS-Straftaten wesentlich mobiler sind als die entsprechende Vergleichsgruppe. Deutlich wurde 

zudem die hohe Mobilität linker Tatverdächtiger und von Personen mit Wohnsitz in den Alten 

Bundesländern. Außerdem zeigt die Analyse, dass sich die Tatverdächtigen bei der Begehung 

ihrer Straftaten sowohl im allgemeinkriminellen Bereich als auch bei den Konfrontationsdelik-

ten in Richtung ähnlicher Regionen bewegen. 
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5 Opfer 

Konfrontative Gewalt richtet sich entweder gegen Personen oder gegen Sachen. Dabei kann sich 

eine Tat zunächst formal gegen eine Institution (z.B. die Polizei) richten, im Tatverlauf kann sich 

aber daraus durchaus auch Gewalt gegen Personen (Polizeibeamte) oder Gewalt gegen Sachen 

(Polizeifahrzeug) entwickeln. Im Folgenden konzentrieren wir uns auf Gewalt gegen Personen, 

da Sachbeschädigungen in Kapitel 3.1.2 bereits ausführlich besprochen wurden.  Im Rahmen des 

KPMD-PMK werden alle Personen als Opfer von Konfrontationsgewalt gezählt, die körperlich 

geschädigt wurden oder geschädigt werden sollten. Im Fokus stehen hier Gewalttaten gegen den 

politischen Gegner und gegen Polizeibeamte. Neben der Betrachtung der Opfer werden in die-

sem Kapitel auch die zu jeder Tat angegebenen Themenfelder untersucht. Diese Themenfelder 

sind Teil der Erfassung der politisch motivierten Kriminalität und durch sie können die Umstän-

de und der Charakter einer Tat beschrieben werden. Darüber hinaus ermöglichen sie Rück-

schlüsse auf die Motivation der Täter bezüglich der Auswahl ihrer Opfer.  

 

ZENTRALE ERGEBNISSE 

 

 Gewalt gegen den politischen Gegner: 36 Prozent der hier untersuchten Konfrontations-

delikte richteten sich gegen Personen. In zwei Drittel (68%) der Fälle waren die Betroffe-

nen als Einzelpersonen Opfer von Konfrontationsgewalt. In der überwiegenden Anzahl 

der Fälle waren die Tatverdächtigen ihren Opfern zahlenmäßig überlegen oder standen 

ihnen zumindest in ähnlicher Anzahl gegenüber. 

 Gewalt gegen Polizeibeamte: Konfrontationsdelikte, bei denen auch Polizeibeamte direkt 

oder indirekt Opfer werden, sind primär linksorientierten Akteuren zuzuordnen. Mit 

knapp einem Drittel (31%) der Taten macht die gefährliche Körperverletzung den größ-

ten Anteil der gegen Polizeivollzugsbeamte verübten Gewalttaten aus. 

 Zielrichtung nach Themenfeldern: Neben dem Motiv der Konfrontation mit dem politi-

schen Gegner wurden folgende weitere tatauslösende Motive (Unterthemen) am häufigs-

ten genannt: „Innen- und Sicherheitspolitik – Polizei“ (24%),  „Konfrontation/Politische 

Einstellung – gegen den Staat, seine Einrichtungen und Symbole“ (15%) und „Innen- und 

Sicherheitspolitik – Landtagswahlen“ (15%). 
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5.1 Gewalt gegen Personen 

5.1.1 Gewalt gegen den politischen Gegner 

Wie bereits dargelegt, richten sich 36 Prozent der hier untersuchten Konfrontationsdelikte gegen 

Personen. Als Opfer von Gewalttaten werden im Rahmen des KPMD-PMK alle Personen gekenn-

zeichnet, die körperlich geschädigt wurden oder geschädigt werden sollten. Insgesamt konnten 

in zwei Drittel (67%) der hier untersuchten 1 651 Gewalttaten die Anzahl der Opfer ermittelt 

werden. In den anderen Fällen war die Anzahl der Opfer unbekannt oder es war kein Opfer fest-

stellbar, was insbesondere auf Landfriedensbruch- oder Widerstandsdelikte zurückzuführen ist. 

Wie aus Abbildung 5.1 deutlich wird, wurden in zwei Drittel (68%) der Fälle die Betroffenen als 

Einzelpersonen Opfer von Konfrontationsgewalt. In 17 Prozent gab es zwei Opfer, in sieben Pro-

zent drei Opfer pro Tat und in acht Prozent der Fälle wurden vier oder mehr Opfer von linken 

oder rechten Tätern angegriffen. Diese Ergebnisse stehen in einem auffälligen Kontrast zu den 

Ergebnissen aus Kapitel 4.1, wonach die im Zusammenhang mit Konfrontationen begangenen 

Gewaltdelikte zum weit überwiegenden Anteil Gruppendelikte sind.  

1 Opfer pro Tat

(68%)

2 Opfer pro Tat
(17%)

3 Opfer pro Tat

(7%)

4 oder mehr Opfer 
pro Tat
(8%)

1 101
Taten

 

Abbildung  5.1 Opferanzahl pro Tat bei Gewaltdelikten 

Nimmt man die Gruppenstärke Tätergruppe und die Anzahl an Opfern als Vergleichspunkte, 

sieht man, dass in fast der Hälfte der Fälle (48%) die Gruppe der Opfer und die der Täter gleich 

groß waren. In weiteren 40 Prozent war die Gruppe der Täter größer und nur in zwölf Prozent 

der Fälle gab es mehr Opfer als beteiligte Täter. Das heißt, in der überwiegenden Anzahl der Fälle 

waren die Tatverdächtigen ihren Opfern zahlenmäßig überlegen oder standen ihnen zumindest 

in ähnlicher Anzahl gegenüber. Unterscheidet man linke und rechte Gewalttaten lässt sich be-
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züglich des zahlenmäßigen Täter/Opfer-Verhältnisses kein Unterschied feststellen. Ebenso fin-

det sich kein Unterschied bei der Anzahl der Opfer zwischen den beiden Phänomentypen. In 

beiden Bereichen richtet sich die Gewalt primär gegen Einzelpersonen. 

 

5.1.2 Gewalt gegen Polizeibeamte 

In die Auswertung eingegangen sind 460 Gewalttaten gegen Polizeibeamte, die in direktem Zu-

sammenhang mit dem Konfrontationsgeschehen zwischen linken und rechten Akteuren standen. 

Hierbei handelt sich in der absoluten Mehrheit (97%) um Gewalttaten, die in Zusammenhang mit 

öffentlichen Veranstaltungen (vor allem Demonstrationen und Protesten gegen Demonstratio-

nen), zumeist in Form von Steinwürfen und Widerstandshandlungen, begangen wurden. Die 

Anzahl der Angriffe auf Polizeibeamte in dieser Untersuchung spiegelt somit nur einen kleinen 

Teil der Gesamtanzahl von Angriffen auf Polizeibeamte aus dem linken oder rechten Spektrum 

wider. Darüber hinaus sollte hier bemerkt werden, dass bei Gewalttaten, die sich gegen Polizeibe-

amte richten, die Polizei nicht durch eine Opferzahl gekennzeichnet, sondern nur die angegriffe-

ne Institution ‚Polizei‘ vermerkt ist. 

 

Unter den 460 Gewaltdelikten mit dem Angriffsziel Polizei befinden sich 432 aus dem linken 

Phänomenbereich und 28 aus dem rechten. Mehr als ein Drittel (37%) aller im Rahmen dieser 

Untersuchung erfassten und von linksorientierten Personen begangenen Gewaltdelikte richteten 

sich gegen das Angriffsziel Polizei. Bei den rechtsorientierten richteten sich dagegen lediglich 

sechs Prozent aller Taten gegen Polizeibeamte. Konfrontationsdelikte, bei denen auch Polizeibe-

amte direkt oder indirekt Opfer werden, sind somit primär linksorientierten Akteuren zuzuord-

nen. Nur elf Gewalthandlungen, bei denen das Angriffsziel die Polizei war, ereigneten sich au-

ßerhalb von Demonstrationen. Dabei handelte es sich vorwiegend um Widerstandshandlungen 

oder um Körperverletzungen im Zusammenhang mit Konfrontationen mit dem politischen 

Gegner oder mit der Festsetzung oder Personalienfeststellung durch die Polizei. Auch außerhalb 

von Demonstrationen sind linksorientierte Täter mit acht von zehn Gewalthandlungen gegen 

die Polizei gegenüber rechtsorientierten Tätern deutlich überrepräsentiert. 

 

Der überproportionale Anteil linker Gewaltdelikte, die sich auch gegen Polizeibeamte richteten, 

ist vor allem durch zwei Aspekte erklärbar. Zum einen sei an dieser Stelle die situative Entwick-

lung bei Demonstrationen gegen rechtsextremistische Veranstaltungen genannt (SennInnSport, 

Abteilung Verfassungsschutz 2015, 52). Hier sind Polizeibeamte weniger das eigentliche Ziel vie-

ler Delikte, sondern fungieren als eine Art „Prellbock“ zwischen den rechten und linken Protest-

teilnehmern. Ziel der Polizei ist es, gegenseitige Übergriffe der beiden Parteien zu verhindern. In 
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diesen oft unübersichtlichen und hoch emotionalisierten Situationen werden Polizeibeamte 

oftmals Opfer linker Gewalttaten, ohne deren eigentliches Ziel zu sein. Zum anderen sollte die 

ideologische Komponente linker Gewalttaten auf die Polizei nicht unterschätzt werden (Sen-

nInnSport, Abteilung Verfassungsschutz 2015, 52). Das „Feindbild Polizei“ als Vertreter des Staa-

tes wird gerade in der linksextremistischen Szene gepflegt und ist geeignet, gewaltsames Vorge-

hen gegen Polizeibeamte zu befördern und ideologisch zu legitimieren. Im Gegensatz dazu steht 

die rechtsextremistische Strategie, die vorsieht bewusst keine Gewalt gegen Polizeibeamte zu 

begehen, um damit die linke Gewalt zu „entlarven“. 

 

 Rechts gegen Links Links gegen Rechts 

Gefährliche Körperverletzung  9 135 

Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 7 93 

Landfriedensbruch 6 84 

Besonders schwerer Fall des Landfriedensbruch 4 57 

Körperverletzung 2 55 

Tabelle  5.1 Die fünf häufigsten Gewalttaten nach dem Zähldelikt bei Angriffsziel Polizei 

Mit knapp einem Drittel (31%) der Taten macht die gefährliche Körperverletzung den größten 

Anteil der gegen Polizeivollzugsbeamte verübten Gewalttaten aus (siehe Abbildung 5.1). Danach 

folgen Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Landfriedensbruch, besonders schwerer Fall des 

Landfriedensbruchs und die Körperverletzung. Bei mehr als einem Drittel (39%) der Gewaltdelik-

te gegen die Polizei handelt es sich um Würfe mit leichten oder schweren Gegenständen, wie 

Molotov-Cocktails, Steinen, Glasflaschen oder auch Tomaten.  

 

Vergleicht man die Gewaltstraftaten, die sich gegen Polizeibeamte richten,37 mit den Angriffen 

gegen Zivilpersonen, lässt sich kein auffälliger Unterschied bei der Tatschwere feststellen.38 Hier-

bei ist jedoch zu berücksichtigen, dass es sich bei Gewalttaten gegen Polizeibeamte vorwiegend 

um Steinwürfe handelt. Da diese zumeist aus der Distanz und aus Gruppenzusammenhängen 

heraus begangen werden, wurden diese in der vorliegenden Untersuchung mit einem höheren 

Tatschwereindex und damit niedrigeren Tathemmschwelle belegt, als Taten die sich unmittelbar 

gegen den Körper des Gegners richten. Um zu überprüfen, ob Gewaltdelikte, die sich gegen Poli-

zeibeamte richten, mit einem schwereren Straftatbestand belegt wurden, obwohl sie eine gleiche 

oder gar niedrigere Tatschwere aufweisen, als Taten gegenüber Zivilpersonen, wurden die 

Tatschwereindizes (siehe Kapitel 3.6) der drei Straftatbestände §223, §224 und §226 StGB verglei-

                                                           
37 Herausgenommen wurden hier die Widerstandsdelikte, da diese sich ausschließlich gegen Vollstreckungsbeamte 
richten können. 
38 Mittelwert des Tatschwereindex von 2,4 gegenüber 2,3. 
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chend betrachtet.39 Zwar weisen Körperverletzungen, die sich gegen Polizeivollzugsbeamte rich-

ten, eine in der Tendenz niedrigere, aber statistisch nicht auffälligere Tatschwere auf, als identi-

sche Zähldelikte gegen Zivilpersonen. Dieser Unterschied verringert sich allerdings mit zuneh-

mender Schwere des Straftatbestands. Die Annahme, dass in den KTA Angriffe gleicher Tat-

schwere einem schwereren Straftatbestand zugeordnet werden, wenn sie sich gegen Polizeivoll-

zugsbeamte richten, kann im Rahmen dieser Untersuchung daher nicht bestätigt werden. 

 

                                                           
39 § 223 StGB bezeichnet den Straftatbestand Körperverletzung, §224 StGB bezeichnet gefährliche und §226 StGB 
schwere Körperverletzung. 
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6 Sozialzeitlicher Hintergrund 

Das dritte Modul des Forschungsprojektes „Politisch motivierte Konfrontationsgewalt“ war so-

wohl dem sozialzeitlichen Hintergrund, vor dem sich die Tatverdächtigen radikalisiert haben, als 

auch den rechts- und linksextremen Szenediskursen gewidmet. Die Umsetzung dieses Moduls 

wurde an ein Team von Wissenschaftlern am Institut für Interkulturelle und Internationale Stu-

dien (InIIS) der Universität Bremen vergeben. Die folgenden Ausführungen beinhalten das we-

sentliche Vorgehen des Bremer Forscherteams und deren hauptsächliche Ergebnisse. Detaillier-

tere Ausführungen enthält der Abschlussbericht für das Modul III (Sirseloudi und Reinke der 

Buitrago 2016). Kapitel 6 stellt die Ergebnisse der sozialzeitlichen Analyse dar und Kapitel 7 ist auf 

die Auswertung der entsprechenden Szenediskurse fokussiert. Zusammenfassungen der zentra-

len Ergebnisse finden sich in den Kapiteln 6.3 und 7.4, sowie jeweils in kurzer Form zu den ein-

zelnen Szenediskursen am Ende der Kapitel 7.2 und 7.3. 

 

6.1 Theoretischer Hintergrund und Methode 

Das Ziel der hier durchgeführten sozialzeitlichen Analyse ist das bessere Verständnis des politi-

schen und gesellschaftlichen Klimas in der Phase der politischen Sozialisation heutiger Täter. 

Sozialisation wird dabei generell als Prozess gesehen, „in dem der Mensch in die ihn umgebende 

Gesellschaft und Kultur hineinwächst und durch das Erlernen sozialer Normen und Rollen zum 

eigenständigen, handlungsfähigen sozialen Wesen wird“ (Weiß 1986: 269). Politische Sozialisati-

on bezieht sich dabei hauptsächlich auf Aspekte der politischen Kultur, der politischen Meinun-

gen und der politischen Werte und umfasst die gesamte – bewusste und unbewusste – Aneig-

nung gesellschaftsbezogener Kenntnisse, Fähigkeiten, Einstellungen und Werte (Sirseloudi und 

Reinke de Buitrago 2016, 37). Radikalisierung kann dabei ebenso als eine Sozialisation gesehen 

werden – nämlich als eine Art Um- oder Resozialisierung, die häufig mit einer Einengung der 

Sichtweisen, einfachen und vereinfachten Erklärungen für komplexe Probleme, sich aufeinander 

einschwörende Gruppendynamiken und eine enge Gruppenbindung einhergeht (ebd., 45). 

 

Bei der Aufarbeitung der sozialzeitlichen Entwicklungen seit Mitte der 1990er Jahre stand im 

Vordergrund herauszufiltern, welche Ereignisse und sozialzeitlichen Entwicklungen die politi-

sche Sozialisation derjenigen Altersgruppe geprägt haben könnten, die heute verstärkt im Rah-

men politisch motivierter Konfrontationsgewalt in Erscheinung tritt. Da das Gros der Täter zwi-

schen 18 und 25 Jahre ist (siehe Kapitel 4.2) und sich das „Einstiegsalter“ in die politische Soziali-

sation entsprechend einschlägiger Forschung (vgl. Rippl 2008) um das 15. Lebensjahr verorten 
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lässt, waren für die Täter der Konfrontationsdelikte im Zeitraum 2011-2012 die sozialzeitlichen 

Entwicklungen seit Mitte/Ende der 1990er Jahre von Bedeutung. Aus diesem Grund wurde für 

die Analyse das Jahr 1994 als Anfang des Betrachtungszeitraums gewählt. Folgende Leifragen 

standen im Mittelpunkt der Untersuchung (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 43): 

 Welche gesellschaftlichen Kernthemen wurden im Zeitraum 1994 bis 2012 in Gesellschaft 

und Politik mit welcher Kontextualisierung diskutiert? 

 Inwiefern weisen diese Themen einen Bezug zu politisch motivierter Gewalt auf oder 

sind für Gewalt relevant? 

 

Die Gewinnung von Informationen über das aktuelle Zeitgeschehen und die Entwicklungen in 

Staat und Gesellschaft erfolgt primär über die Medienberichterstattung. Medien beeinflussen 

und prägen öffentliche Diskurse und auch die Wahrnehmung von sozialzeitlichen Entwicklun-

gen durch die Art ihrer Berichterstattung (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016).  Dabei spielen 

sogenannte Leitmedien eine entscheidende Rolle, denn diese besitzen eine große Reichweite und 

an deren Berichterstattung werden die zur jeweiligen Zeit dominanten politischen und gesell-

schaftlichen Diskussionen ablesbar. Leitmedien setzen dabei bewusst oder unbewusst die rele-

vanten Themen, da sie häufig über exklusive Informationen verfügen und diese durch die Veröf-

fentlichung in den Prozess der öffentlichen Meinungsbildung einbringen (vgl. Müller, Ligensa 

und Gendolla 2009). Durch die Leitmedien aufbereitete Informationen werden häufig von den 

Journalisten der Massenmedien übernommen und somit einer noch größeren Konsumentenzahl 

zur Verfügung gestellt (vgl. Wilke 2008). Aufgrund der Bedeutung von Leitmedien für die politi-

sche Meinungsbildung und Sozialisation wurden folgende drei überregionale Printmedien für 

die vertiefte Analyse ausgewählt: die eher konservativ orientierte Frankfurter Allgemeine Zei-

tung (FAZ), die eher sozial-liberale Süddeutsche Zeitung (SZ) und die primär populistische BILD-

Zeitung. Die internetbasierten sozialen Medien wurden hier nicht berücksichtigt, da sie in dem 

Untersuchungszeitraum, insbesondere in den 1990er und Anfang 2000er Jahren, noch keine rele-

vante oder nur eingeschränkte Bedeutung für die politische Sozialisation hatten. 

 

Die Analyse unterteilte sich in drei Arbeitsschritte. In einer ersten Grobanalyse wurden gesell-

schaftlich relevante Themen und Sozialisierungsaspekte identifiziert, um eine Reduzierung des 

Textmaterials zu erreichen. Die Frage, welche Themen und Ereignisse für die politische Sozialisa-

tion der Täter entscheidend waren, kann damit allerdings nur bedingt beantwortet werden. In 

der daraufhin folgenden Feinanalyse spielten sowohl die identifizierten Themen als auch deren 

konkreter Kontext eine Rolle, um anschließend konkrete Kategorien zu erkennen. Insgesamt 

wurden 800 Artikel mit Hilfe folgender in der Grobanalyse identifizierten Schlagwörter heraus-

gearbeitet: Ängste, Arbeitslosigkeit, Arbeitsplatz, Ausländer, Existenzangst, Extremismus, Frem-
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denfeindlichkeit, Gewalt, Gleichberechtigung der Frau, Grundgesetz, Integration, Islam, Islamis-

mus, Kultur, Linksextremismus, Migranten, Migration, Muslime, Ostdeutschland/Ostdeutsche, 

Perspektivlosigkeit, Radikalisierung, Rechtsextremismus, Rechtsordnung, Rechtstaatlichkeit so-

ziale Verunsicherung, Sozialisierung, Sozialstaat, Überfremdung, Unsicherheit, Wachstum, 

Westdeutschland/Westdeutsche, Wiedervereinigung, Wirtschaft, Zukunft, Zuwanderung. Die 

Artikel, die sowohl quantitativ als auch qualitativ nicht den Kriterien entsprachen, wurden ver-

worfen, sodass schlussendlich 386 Artikel (BILD: 124; FAZ: 129; SZ: 133) für die Interpretation 

genutzt wurden. 

 

 

6.2 Ergebnisse der Analyse 

Die Ergebnisse der Feinanalyse bestätigen im Wesentlichen die vorherigen allgemeinen Annah-

men (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 51f). Beispielsweise zeigt sich, dass die Wiederver-

einigung einen prägenden Einfluss auf die Menschen in den neuen Bundesländern hatte. Er-

kennbar ist dieser Einfluss noch heute über die Elterngenerationen, das allgemeine Umfeld und 

die spezifisch ostdeutschen Lebensbedingungen. Neben dem Aspekt der Wiedervereinigung wir-

ken sich die Erfahrungen der (Langzeit-)Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit negativ auf die 

Menschen aus und beeinflussen damit ihre Sozialisierung. Außerdem spielen Überfremdungs-

ängste und Integrationsprobleme - reale oder auch nur subjektiv wahrgenommene - eine Rolle 

in der individuellen und kollektiven Sozialisation. Diese Befunde sind allerdings natürlich je 

nach politischen Grundhaltungen, existierenden Weltbildern und Ideen zu differenzieren. Neben 

den benannten Kategorien können „Opfererfahrungen“ und Ab- und Ausgrenzungen einen we-

sentlichen Einfluss auf die Sozialisation haben. Dabei sind Faktoren wie die Marginalisierungser-

fahrung von Migranten, die Überfremdungsängste von Deutschen, Migrations- und Integrati-

onsproblematiken und hier insbesondere die wachsende Sichtbarkeit des Islam und der Muslime 

- von manchen als schleichende Islamisierung Deutschlands empfunden -, zu nennen. So dreht 

sich der gesellschaftliche Diskurs häufig um persönliche und materielle Ängste und Unsicherhei-

ten oder deren Kombination. Erfahrungen wie Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit führen 

natürlich nicht allein zu einer individuellen oder kollektiven Unterstützung oder Ausübung von 

politischer Gewalt. Gruppeneffekte wirken hier verstärkend, indem sie Ideen und Sichtweisen 

einengen und so eine Radikalisierung bewirken können.  

 

Neben den zeitraumübergreifenden Themen spielten bestimmte sozialzeitliche Hauptereignisse 

ebenfalls eine Rolle bei der politischen Sozialisation heutiger Täter. Hier sind beispielsweise die 
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Wiedervereinigung, die Anschläge des 9. September 2001, die Einführung von Hartz IV oder die 

Finanzkrise 2007 zu nennen. Eine ausführliche Übersicht zu den sozialzeitlichen Hauptereignis-

sen und Kernthemen findet sich im Anhang in Tabelle A.5. Grundsätzlich sollte bei der hier 

durchgeführten Analyse bedacht werden, dass es sich bei dem Analysezeitraum gewiss nicht um 

einen homogenen Zeitraum handelt. Bestimmte Themen überlagern sich und es kommt nicht 

selten zu einem Aufkommen und Abflauen im Diskurs. Eine Abgrenzung eines genauen Anfangs 

und Endes einer Diskussion zu einem Thema ist so kaum möglich. Trotz dieser Einschränkungen 

lassen sich zwischen 1994 und 2012 gesellschaftliche Kernthemen identifizieren und in insge-

samt sieben übergeordneten Clustern zusammenfassen (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016). 

Diese sieben Themencluster werden im Folgenden kurz vorgestellt und anschließend in einem 

Fazit nochmals zusammengefasst. 

 

Überfremdung, Integration, Migration und Asyl 

Überfremdungsgefühle oder Ansichten einer drohenden Überfremdung, die in Teilen der Bevöl-

kerung existieren, werden im Untersuchungszeitraum in verschiedenen zeitlichen Phasen von 

den Medien diskutiert und bestimmen in dieser Zeit den Diskurs (ebd., 55f). Diese Diskussionen 

sind beispielsweise in der Mitte der 1990er Jahre, kurz nach den Anschlägen des 11.9. sowie ab 

2005/2006 wahrnehmbar. Mitte der 1990er werden diese Themen vor Allem vor dem Hinter-

grund von vermehrten Ausschreitungen von rechtsextremistischen Gruppen gegenüber Asylbe-

werbern debattiert. So wird in den Medien diskutiert, dass zu viele Ausländer und Migranten in 

Deutschland wären und dies zum Verlust der deutschen Kultur, deutscher Werte, der deutschen 

Sprache und Lebensweisen führen könne. Insgesamt spielen im Diskurs teils konkrete Verlust-

ängste eine Rolle und eine in Teilen diffuse Furcht vor dem Fremden, das man nicht kennt oder 

versteht. Das Thema Zuwanderung und Integration nimmt ebenfalls einen großen Raum im un-

tersuchten Diskurs ein. Dabei wird die Sicht auf das Thema Integration durchaus differenziert 

betrachtet. Integration wird sowohl mit Ängsten als auch mit Chancen verbunden und Deutsch-

land wird zumindest im öffentlichen Diskurs auch als Einwanderungsland gesehen. Bei der Dis-

kussion dieser Themen findet keine klare Unterscheidung zwischen Migranten und Asylsuchen-

den statt. 

 

Fremdenfeindlichkeit und Gewalt gegen Ausländer 

Fremdenfeindlichkeit wird in den untersuchten Medien als verbale Aufhetzung und im Hinblick 

auf Gewalt gegen Ausländer thematisiert (ebd., 58f). Die Diskussion zur Thematik Fremdenfeind-

lichkeit findet dabei mit einigen wenigen Ausnahmen über den gesamten Betrachtungszeitraum 

statt. So wird auf verschiedene Gewalttaten, wie beispielsweise Angriffe auf Asylbewerberheime, 
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insbesondere in den frühen 1990er Jahren und Mitte der 1990er verwiesen. Als Begründung für 

die Gewalt gegen Ausländer werden Befürchtungen vor einer multikulturellen Gesellschaft ge-

nannt und es wird argumentiert, dass es in der deutschen Gesellschaft eine diffuse Fremden-

feindlichkeit gäbe, zu der sich aber die wenigsten öffentlich bekennen würden. Regionale Unter-

schiede werden bei der Diskussion der Fremdenfeindlichkeit, gerade im Hinblick auf den Ver-

gleich alte und neue Bundesländer, durchaus betont. Gerade in den neuen Bundesländern gebe 

es demnach eine hohe Ausländerfeindlichkeit, die sich häufiger in Gewalttaten äußere. Rechtsra-

dikale Gedanken seien insgesamt aber sowohl im „Westen“ als auch im „Osten“ gleichermaßen 

vorhanden. Im späteren Untersuchungszeitraum wird auch die gesellschaftliche Debatte zum 

Verbot der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) thematisiert und die Nutzung 

der neuen Medien durch politische Extremisten. 

 

Islam und Muslime in Deutschland 

Themen zum Islam und zu Muslimen in Deutschland werden im analysierten Mediendiskurs 

vielfältig diskutiert (ebd., 61f). Insbesondere seit den Anschlägen des 11. September 2001 und den 

damit einhergehenden Fragen der öffentlichen Sicherheit hat dieser Diskurs einen nochmaligen 

Auftrieb bekommen. Das Oberthema Islam und Muslime wurde ebenfalls durch Diskussion zum 

Zuwanderungsgesetze, zu Moscheebauten in Deutschland, zu den Islamkonferenzen und zum 

verstärkten Engagement von Muslimen in der deutschen Gesellschaft und Politik geprägt. Zu 

großen Teilen ist der Diskurs allerdings negativ konnotiert. So geht es beispielsweise um die 

Angst vor einer Islamisierung Deutschlands, um die von gewaltbereiten Salafisten ausgehende 

Gefahr auch für Deutschland, deren Ablehnung des Grundgesetzes und der Gleichheit von Mann 

und Frau, die Rekrutierung der Salafisten in Deutschland, Radikalisierungstendenzen, eine in 

Teilen vorgebrachte Dialogverweigerung von Muslimen, den Dschihad und den Einfluss von 

Hasspredigern in deutschen Moscheen Dabei wird ebenfalls diskutiert, ob die Religion des Islam 

überhaupt zu Deutschland passe. Zwar wird der Islam im Mediendiskurs mittlerweile durchaus 

als Teil Deutschlands gesehen, allerdings gebe es bei der Integration und dem Dialog zwischen 

Christen und Muslimen noch  Verbesserungsbedarf. 

 

Soziale Verunsicherung, Existenz- und Zukunftsängste, Arbeitslosigkeit 

Das Thema Arbeitslosigkeit wird im gesamten Analysezeitraum diskutiert und dies vor allem mit 

dem Fokus auf den Anstieg der Arbeitslosigkeit (ebd., 64f). Dabei spielen insbesondere die 

marktwirtschaftlichen Reformen und die damit einhergehenden sozialen Einschnitte sowohl 

nach der Wiedervereinigung als auch in späteren Jahren eine Rolle. Zu nennen sind hier die 

Hartz-IV Reformen im Jahr 2003 und die Finanzkrise ab 2007. Arbeitslosigkeit wird dabei in Ver-

bindung gebracht mit sozialer Verunsicherung und Unsicherheit, sowie mit Existenzängsten und 
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Perspektivlosigkeit - hauptsächlich verbunden mit Langzeitarbeitslosigkeit. Im Zusammenhang 

mit der Problematik Arbeitslosigkeit wird auch die steigende ökonomische Ungleichheit und 

soziale Ungerechtigkeit in Deutschland thematisiert. Darüber hinaus findet sich im Mediendis-

kurs eine Diskussion allgemeiner wirtschaftlicher Entwicklungen und der negativen Folgen der 

Globalisierung. Dazu zählen die Verschiebung von Arbeitsplätzen und Produktionsstätten in 

Länder mit geringeren Lohnkosten, die Deregulierung und Flexibilisierung auf dem Arbeits-

markt sowie die daraus folgenden negativen Konsequenzen für viele Arbeitnehmer. Ein ebenso 

diskutiertes Thema ist die Fragilität der Renten- und Sozialsysteme. Bei all diesen Themen ergab 

sich häufig auch eine regionale Schwerpunktsetzung zu den Neuen Bundesländern. Hier sei 

demnach eine besonders hohe Arbeitslosigkeit, Perspektivlosigkeit und soziale Verunsicherung 

festzustellen. Daneben werden auch die Arbeitslosigkeit und die damit einhergehende Perspek-

tivlosigkeit unter Migranten thematisiert. 

 

Politische Gewalt, Demokratische Werte, die deutsche Rechtsordnung 

Die Gewalt zwischen verschiedenen Gruppen (Linksextremisten, Rechtsextremisten, radikale 

Islamisten) wird im hier untersuchten Mediendiskurs ebenfalls behandelt (ebd., 68f). In Bezug auf 

linksextremistische Gewalt stehen die jährlichen Krawalle am 1. Mai in Hamburg und Berlin im 

Fokus. Der Nationalsozialistische Untergrund (NSU) und dessen über Jahre hinweg begangenen 

Morde waren wiederum bestimmendes Thema hinsichtlich rechtsextremer Gewalt. Bezogen auf 

die Gefahren für den deutschen Rechtsstaat und westliche Rechtsordnungen lag der Schwer-

punkt der Berichterstattung auf dem Bereich der Islamisten und Salafisten. Die meisten diesbe-

züglichen Quellen stammen aus der Zeit ab dem 11.9.2001 mit einem stärkeren Fokus auf Sicher-

heitsmaßnahmen gegen Extremismus, sowie ab Mitte der 2000er Jahre mit Bezug zur Radikalisie-

rung von jungen Muslimen als auch zur Aufdeckung des NSU.  

 

Demokratische Werte und die Rechtsordnung in Deutschland werden in den untersuchten Leit-

medien einhellig hervorgehoben und verteidigt. Das Grundgesetz und die darin festgeschriebe-

nen Rechte und Werte seien zu schützen, sowohl gegen Bedrohungen von innen (politische Ext-

remisten verschiedener Couleur) als auch gegen solche von außen (Terrorismus). Der Staat müsse 

demnach das Gewaltmonopol behalten und demokratische Rechte, sowie Frieden und Freiheit 

für alle schützen, und er dürfe nicht akzeptieren, dass Bürger ihren Wertvorstellungen gewalt-

sam Geltung verschafften. Im Mediendiskurs wird darüber hinaus auch gefordert, dass radikale 

Strömungen im Islam bekämpft werden und die demokratische Leitkultur in Deutschland be-

schützt werden müsse.  
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Wirtschaftsstandort Deutschland, Fachkräfte, Rentensystem 

Mit Verweis auf die globalisierte Welt und die sich daraus ergebenden nötigen Anpassungen an 

eine globale Wettbewerbsfähigkeit, wie auch auf die alternde Gesellschaft in Deutschland, dem 

steigenden Problem der Rentenfinanzierung und der Sicherung der Sozialsysteme wird vor einer 

Überregulierung des Arbeitsmarktes und dem drohenden Fachkräftemangel in Deutschland ge-

warnt. Dieser Diskurs beginnt Mitte der 1990er Jahre, flacht dann aber etwas ab und wird danach 

weniger stark über den gesamten Untersuchungszeitraum fortgeführt. Zudem scheint die Dis-

kussion weniger an konkreten Ereignissen festgemacht zu sein. Fachkräfte aus dem Ausland 

werden im Mediendiskurs ebenfalls thematisiert. Um diese zu gewinnen, seien insgesamt bessere 

Gehälter, unbefristete Arbeitsverträge, langfristige Aufenthaltsgenehmigungen, die Anerken-

nung ausländischer Abschlüsse, eine bessere Integration und eine bessere Vereinbarkeit mit dem 

Familienleben notwendig. Dies gelte in Teilen auch für deutsche Arbeitnehmer. 

 

Unterschiede zwischen Ostdeutschen und Westdeutschen 

Im Mediendiskurs werden ebenfalls die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen disku-

tiert. Die Unterschiede in der Kultur und Identität spielen dabei eine wichtige Rolle (ebd., 72f). 

Diskussionen hierzu finden sich in Abständen immer wieder über den Analysezeitraum hinweg. 

Schwerpunkte sind dabei auch die marktwirtschaftlichen Anpassungen und Arbeitsmarktrefor-

men, welche sich auf die Lebensverhältnisse in „Ost“ und „West“ teils unterschiedlich stark aus-

wirken. Ein weiterer häufig thematisierter Aspekt betrifft die Arbeitsmarktsituation und die da-

mit einhergehende Perspektivlosigkeit. Der Fokus liegt hier auf den Neuen Bundesländern. Re-

formen in den Sozial- und Arbeitsmarktgesetzen könnten die bestehenden Probleme noch ver-

schärfen und somit ein Konfliktpotenzial in Deutschland aufbauen. Ebenfalls immer wieder in 

der Diskussion war die Rechtfertigung und Notwendigkeit für den sogenannten Solidaritätszu-

schlag. Damit einhergehend werden auch die strukturellen Unterschiede thematisiert. So be-

stünden noch  immer große Unterschiede in der wirtschaftlichen Entwicklung und die Arbeitslo-

sigkeit sei im Osten deutlich höher als im Westen. Auch verdienten Ostdeutsche immer noch ca. 

ein Drittel weniger als Westdeutsche. Zum Thema Rechtsextremismus und Ost-West-

Unterschiede wird im untersuchten Mediendiskurs von einer höheren Gewaltbereitschaft von 

Rechtsextremen und mehr Anschlägen im Osten, von einem größeren Nährboden für rechtsext-

reme Ideen, höheren Wahlergebnissen von rechtsextremen Parteien und einer dortigen „Auslän-

derfeindlichkeit ohne Ausländer“ gesprochen. 
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6.3 Zusammenfassung 

Für die Analyse der Leitthemen, die mutmaßlich die politische Sozialisation der heute in Kon-

frontationsgewalt involvierten Täter beeinflusst haben, wurde der Betrachtungszeitraum von 

1994 bis 2012 gewählt. Es stellte sich heraus, dass der öffentliche Diskurs in dieser Zeit stark ge-

prägt war von sozialer Verunsicherung und diffusen Ängsten, die vor allem mit der gesellschaft-

lichen Situation und den Herausforderungen nach der deutschen Wiedervereinigung verknüpft 

waren. Als weitere Leitthemen dieser Zeit konnten Arbeits- und Perspektivlosigkeit im Zuge des 

„Sozialabbaus“, die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Deutschland sowie den Fragen nach mögli-

cher Überfremdung durch Zuwanderung und der Rolle des Islams und der von ihm vermittelten 

Werte in Deutschland, identifiziert werden. 

 

Sowohl die konkrete schwierige sozio-politische Situation dieser Übergangsphase in den 1990er 

Jahren, vor allem in den neuen Bundesländern, die Einführung des Euro und die EU-

Osterweiterung, haben sich stark auf die Konstituierung der Konfliktlinie „Rechts - Links“ aus-

gewirkt. Während gerade im linken Spektrum mit der Wiedervereinigung die Angst vor einem 

Wiedererstarken eines „faschistischen Großdeutschlands“ wiederbelebt wurde, und in den 

rechtsextrem-motivierten Gewaltwellen der frühen 1990er Jahre sich auch bestätigt sah, besann 

man sich im rechtsextremen Spektrum auf in der DDR eingefrorene Ideologiestränge und 

Ressentiments, die nach der Wiedervereinigung auch offen kommuniziert werden konnten. 

Hierbei sind die Angst vor Überfremdung und später auch die Ablehnung des Islam Leitthemen 

des öffentlichen Diskurses, die im rechtsextremistischen Milieu verstärkt aufgegriffen wurden. 

Diese fanden in den westdeutschen rechtsextremen Strukturen Verbündete.  

 

Der sich zunächst primär um soziale Abstiegs- und Existenzängste, soziale Verunsicherung und 

Arbeitslosigkeit drehende öffentliche Diskurs, der mit einem Erstarken rechtsextremer Gewalt 

und deren fremdenfeindlicher Motivation einherging, bekam mit den Anschlägen des 11. Sep-

tember 2001 eine neue Wendung. Diese Anschläge und die von da ab stärker wahrgenommene 

Bedrohung, die von dschihadistisch motivierten Gruppierungen ausging, brachten Themen wie 

den Islam, Integration und Fremdenfeindlichkeit in den Vordergrund. Erst mit dem Einsetzen 

der Finanzkrise fand wieder eine Verbreiterung der Themen statt und eine „Rückkehr“ zur Prob-

lematisierung sozialer Ungleichheit und ihrer Folgen. Die übergeordneten Themen Verunsiche-

rung und Zukunftsangst bestimmten somit weiterhin den Grundtenor der ausgewählten Leit-

medien und damit weitgehend auch der deutschen Öffentlichkeit. 
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7 Links- und rechtsextreme Szenediskurse 

7.1 Theoretischer Hintergrund und Methode 

Für die Analyse der links- und rechtsextremistischen Szenediskurse ist das Konzept der Feind- 

und Selbstbilder eine entscheidende Grundlage. Feindbilder, deren Ziel häufig die Diskreditie-

rung des Feindes ist, werden vielfach in Verbindung mit verwandten Begriffen wie Vorurteil oder 

Stereotype gebracht (Pörksen 2005). Ziel der Analyse ist es zu untersuchen, wie sich mittels 

Feindbildern Konfliktlinien verstetigen und sich gegenseitig aufschaukelnde extremistische 

Gruppierungen überhaupt erst entstehen. Ausgangspunkt der Feindbildforschung ist die An-

nahme, dass es sich bei den Bildern meist nicht um die Realität handelt. In extremistischen 

Gruppierungen sind Feindbilder mehrheitlich ideologisch besetzt und gehen damit über typische 

Stereotype und Vorurteile hinaus (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 26). Eine andere 

Gruppe, Person, Volk oder Ideologie wird hier auf einer nicht rational geprägten Grundlage abge-

lehnt und schließlich bekämpft. Dabei sind die Feindbilder gleichzeitig auch konstitutiv für die 

jeweilige extremistische Gruppe. Sie wirken identitätsstiftend nach innen und gewaltlegitimie-

rend und sorgen für eine Reduktion von Komplexität (Flohr 1991; Pfahl-Traughber 2003, 231). 

Zugleich dienen sie als vereinfachte Erklärungen für sozialen und politischen Wandel und seiner 

negativen Folgen. Diese negativen Folgen können so einer bestimmten Gruppe zugeschrieben 

werden, wodurch sich sowohl ein einfaches Erklärungsmuster anbietet als auch ein personifizier-

ter Sündenbock (Weiss 2002). Die Selbstaufwertung nach innen (Selbstbild) funktioniert über die 

Fremdabwertung nach außen (Feindbild). Dabei sind Schwarz-Weiß-Kategorisierungen ent-

scheidend. Dem Feind werden ausschließlich negative Eigenschaften zugewiesen und er dient als 

Angst-, Projektions- und Aggressionsobjekt (Jesse 2006).  

 

Für die Analyse der Szenediskurse mit Bezug auf Konfrontationsgewalt wurden milieuspezifi-

sche Publikationen, die insbesondere für Gewaltrechtfertigung und Feinbildkonstruktion rele-

vant sind, untersucht (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 40). Hierzu wurden nicht nur 

schriftlich verfasste Texte sondern auch Transkripte von Musikstücken – sowohl aus dem rechts-

extremen (Rechtsrock) als auch linksextremen („Zeckenrap“) Milieu – analysiert. Die für die Kon-

frontationslinie „Rechts - Links“ ausgewählten Akteure und damit auch relevanten Träger der 

jeweiligen Feindbilddiskurse waren auf der einen Seite die NPD und ihre rechten Netzwerke so-

wie der Partei nahestehende Kameradschaften (Anti-Antifa) und auf der anderen Seite die Anti-

fa-Bewegung und darin die auch militant auftretenden Autonomen, die teilweise bundesweit 

gegen rechte Demonstrationen mobilisieren. Darüber hinaus wurden ebenso Gespräche mit Ex-

perten und Angehörigen der jeweiligen Szene geführt.  
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Um die szenetypischen Diskurse besser einordnen zu können, wurden folgende Kategorien un-

terschieden: Gewaltaufrufe nach innen, Drohungen nach außen, Feindbilder und Selbstbilder. 

Bei den Gewaltdiskursen differenzierte man gewalterklärende, gewaltlegitimierende, gewaltbe-

schreibende, gewaltglorifizierende und zur Gewalt mobilisierende Textpassagen. Darüber hinaus 

wurden die Adressaten der Materialien unterschieden und ob sich die Kommunikation eher nach 

innen oder nach außen richtete. Die gesamte Analyse wurde sowohl manuell als auch automati-

siert mittels der Software MAXQDA durchgeführt.  

 

 

7.2 Szenediskurs der Antifa/Autonomen 

Bei der „Antifa“, wie sie im Folgenden diskutiert wird, handelt es sich um eine besondere Varian-

te des Antifaschismus, nämlich dem militanten und oftmals gewaltsamen Ableger dieses politi-

schen Spektrums. Dieser ist vor allem für die Szene der sogenannten „Autonomen“ charakteris-

tisch. Aufgrund ihrer martialischen Selbstdarstellung, dem radikalen Gestus sowie ihrer Aktions- 

und Mobilisierungsfähigkeit dominiert die Autonome Antifa häufig sowohl den öffentlichen als 

auch wissenschaftlichen Diskurs zum Thema Linksextremismus. Ihnen geht es in erster Linie um 

die direkte Interaktion und Konfrontation mit der rechtsextremistischen Szene und nur am 

Rande um die Konfrontation mit der „Staatsmacht“. Autonome Antifas verstehen ihr Handeln 

daher primär als Not- und Abwehrreaktion gegen ein Anwachsen eines vermeintlich omniprä-

senten „(Neo)Faschismus“ (Backes et al. 2010, 166). Damit sind sie Hauptträger der hier diskutier-

ten linken Konfrontationsgewalt. 

 

Dem Staat wird vorgeworfen, dass er die rechtsextremistischen Akteure nicht nur gewähren lässt, 

sondern auch durch seine „bürgerlich-kapitalistische“ Orientierung fördere. Da aus diesem 

Grund kein wirksames Eintreten staatlicher Sicherheitskräfte zu erwarten sei, müsse man aus der 

Sicht autonomer Antifas auf das Mittel des militanten Kampfes zurückgreifen. Gewalt sei aber 

immer nur als letztes Mittel zu befürworten (ebd., 81).40 Die Legitimation von Gewaltanwendung 

ist in der linksextremistischen Szene durchaus umstritten und wird entsprechend kontrovers 

und oft theoretisch anspruchsvoll diskutiert. Ziel sei es deshalb, sich bei notwendiger Anwen-

dung von Gewalt mit gezielter und zielgerichteter Militanz  vom „menschenverachtenden und 

mörderischen“ (Backes et al. 2010, 171) Gegenüber zu distanzieren. Diese Ambivalenz zwischen 

Gewaltbereitschaft und gleichzeitigem Interesse an einer Dosierung der Gewalt spiegelt sich in 

vielen Aktionen wieder. So sind beispielsweise im Bereich „Links gegen Rechts“ häufig Konfron-
                                                           
40 Militanz ist nur ein Bestandteil antifaschistischer Politik und viele Gruppen organisieren auch politische oder kultu-
relle Veranstaltungen, erstellen Zeitschriften oder engagieren sich in der Jugendarbeit.  
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tationsdelikte im Rahmen von Demonstrationen zu verzeichnen, wie Steinwürfe aus der Distanz, 

bei relativ wenigen „Face-to-face“-Gewalttaten (siehe auch Kapitel 3).  

 

Für die qualitative Inhaltsanalyse des linksextremistischen Diskurses wurden folgende Quellen 

betrachtet. Erstens Musikvideos, vor allem aus dem sogenannten „Zeckenrap“. Zweitens Mobili-

sierungsvideos, die meistens im Kontext von geplanten Demonstrationen gegen rechtsextremis-

tische Aufmärsche zur Teilnahme mobilisieren sollen. Drittens Artikel aus der autonomen Sze-

nezeitschrift „Interim“, deren Ausgaben aus den Jahren 2010-2012 untersucht wurden. Wie be-

reits erläutert, wurden die aus den drei Quellen entnommenen Ausführungen in die vier Katego-

rien Gewaltaufrufe nach innen, Drohungen nach außen, Feindbilder und Selbstbilder eingeord-

net.  

 

Betrachtet man die Feindbilder der Antifa/Autonomen, so zeigt sich, dass die zu bekämpfenden 

Rechtsextremen fast durchgängig als „Nazis“ oder „Faschisten“ bezeichnet werden (Sirseloudi 

und Reinke de Buitrago, 89). Damit wird eine historische Kontinuität suggeriert, die sowohl dem 

eigenen Widerstand Legitimität verleiht, als auch die heutigen rechten Akteure ganz bewusst mit 

all den historischen Assoziationen und Konnotationen in Verbindung bringt, die bei dieser Be-

zeichnung mitschwingen. Typisch für den Diskurs sind zum Beispiel Mobilisierungsflyer mit 

Titeln wie „Kein Fußbreit den Faschisten – am 27.03.2010 auf nach Neuruppin! (Interim Nr. 706: 

Umschlag) oder „Bericht zur Anti-Nazi-Demo am 13.02 in Dresden“ (Interim Nr. 706: Vorwort). 

Rechtsradikale gelten im linken Diskurs als genuin gewalttätig. Dies wird häufig mit dem Geden-

ken an die Opfer rechtsextremer Gewalt belegt. Insgesamt wird der Feind als dümmlich, feige 

und wenig intellektuell gezeichnet. Aufgrund seiner fehlenden Beeinflussbarkeit durch rationale 

Argumente erscheint er aber auch als besonders gefährlich, als ein „prügelnder Mob“ oder auch 

„hirnleere Glatzen“.  

 

Das Selbstbild der autonomen Antifa orientiert sich an den Leitwerten der Bewegung. Vielfach 

vorkommende Zuschreibungen sind etwa: „Aufstehen, durchdrehen, auf seine Gruppe achtgeben. 

Smart sein, stark sein, für alle Leute da sein“41. Die häufig bekundete Solidarität mit Opfern 

rechtsextremer Gewalt dient dabei ebenso als Bestärkung des Zusammenhalts des Milieus (Sirse-

loudi und Reinke de Buitrago 2016, 90). Darüber hinaus werden diese Opfer auch nicht selten mit 

den „Opfern“ des kapitalistischen Systems verglichen. Die Betonung der eigenen Überlegenheit 

ist ebenfalls ein wesentlicher Bestandteil des Selbstbildes. Man sieht sich als intelligent und stra-

tegisch als voran gehende Avantgarde im Untergrundkampf (ebd., 91).  Außerdem ist die Rolle, 

                                                           
41 Boykott: Abriss (Musikvideo) 
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die man einnimmt, die des Aufklärers, der die wahren politischen Tatmotive hinter Gewaltkri-

minalität aufdeckt. Man verweist darauf, dass man die „Nazi-Szene“ ständig beobachte und dabei 

nicht nur der Gewalt sondern auch ihrer vermeintlichen Akzeptanz in breiteren Gesellschafts-

schichten entgegenwirke. Um den Erfolg dieser Praxis zu betonen, wird beispielsweise auf die 

breite gesellschaftliche Beteiligung an Demonstration gegen rechte Aufmärsche verwiesen. 

 

An herausgehobener Stelle des Selbstbildes steht die Erfüllung der Widerstandspflicht, welche 

durch folgendes Zitat verdeutlicht wird: „Faschismus bekämpfen ist keine Kunst für sich, hör mir 

zu, sondern unsere Pflicht“42. Dem Feind wird dabei der eigene Zusammenhalt gegenübergestellt, 

der gleichzeitig auch als Voraussetzung gilt für die erfolgreiche Verhinderung und Störung der 

öffentlichen Inszenierung des rechten Feindes. Omnipräsenz und Siegesgewissheit prägen au-

ßerdem das eigene Selbstverständnis. Wenn zum Widerstand explizit aufgerufen wird, ist dieser 

häufig ambivalent, das heißt ob Gewalt angewendet werden soll, wird offen gelassen. Ausnahme 

ist hier der sogenannte „Zeckenrap“, der durchaus konkrete Aufforderungen enthält: „Bau auf 

und bleibe schlau am 14. sieh zu das du laut bist! Hau drauf aufs braune Nest!“43. Physische Ge-

walt spielt in den Rap/HipHop Musikstücken des „Zeckenrap“ eine nahezu genrespezifische Rolle. 

Die Gewaltaufforderungen sind dabei in den hier untersuchten Musikstücken ausschließlich 

gegen rechtsextreme Akteure gerichtet und können dabei sehr explizit und dehumanisierend 

sein (ebd., 96). Beispiele sind „Denn der Zeitpunkt ist längst da, den Kopf der Glatzen umzudre-

hen“44 oder „[…] töte die Ratte, wo du sie siehst, zeig ihr, dass du sie nicht liebst!“45. Insgesamt sind 

somit Gewaltaufrufe im Antifa-Diskurs zwar maßgeblich vertreten, diese Aufrufe dienen aber 

häufig eher der Mobilisierung und dem Zusammenhalt des Milieus. Elaborierte Argumentatio-

nen, die diese Gewalt legitimieren, finden sich in den hier untersuchten Quellen nicht.   

 

Die meisten impliziten Aufrufe beinhalten oftmals ebenso keine konkreten Handlungsaufforde-

rungen, sind aber so formuliert, als ob man sich dem jeweiligen Autor oder Sprecher anschließen 

soll. Beispiele dafür sind: „Auf die BRD mit ihren Organen Verfassungsschutz und Polizei werden 

wir uns nicht verlassen“46 oder „sie marschieren in deinem Block, aber wo bist du“47. Die nach 

innen gerichteten Aufrufe sind meist sehr aktionsbezogen und sollen mobilisieren. Man versucht 

sich dabei vom Staat abzugrenzen, da dieser als Kollaborateur der rechtsextremistischen Akteure 

und als ein zu überwindendes faschistisches Konstrukt gesehen wird (ebd., 94). Aufrufe nach au-

ßen sind meist direkt an den „Feind“ gerichtet, als Drohungen formuliert und sollen diesen ein-

                                                           
42 La resistance: Kein Platz in der Stadt (Musikvideo) 
43 Kurzer Prozess: Nie mehr (Musikvideo) 
44 Kurzer Prozess: Nie mehr (Musikvideo) 
45 Slime: Nazis Raus! (Musikvideo) 
46 Kanal von antifanbgnord: Mobi-Video Antifa Demonstration 31. März in Nürnberg (Mobi-Video) 
47 Captain Gips und Johnny Mauser: Nazi Freie Zone (Musikvideo) 
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schüchtern. Hierzu gehören auch die Outings von Angehörigen der rechtsextremen Szene: „Ich 

habe dich erkannt, gestern in der Stadt, ich kenne dich und wir kriegen dich […] Ich kenne deine 

Taten, weiß auch wo du wohnst!"48 

 

Bezüge zur sozialzeitlichen Entwicklung 

Die Gründungszeit der Autonomen in den 1980er Jahren ist auch mit Themen verbunden, die 

noch heute in diesem Milieu diskutiert und in ihren einschlägigen Medien behandelt werden. Die 

für das Milieu zentrale Zeitschrift „Interim“ behandelt beispielweise neben Fragen des Selbstver-

ständnisses und der Begründung links-autonomer Militanz auch zahlreiche der in Kapitel 6 iden-

tifizierten sozialzeitlichen Themen.  Das gilt für den Zeitraum von 1988 bis 2001 vor allem für die 

Fragen nach einem neuen deutschen Nationalismus, der beobachtbaren Stärkung rechtsradikaler 

Tendenzen in den 1990er Jahren, der „sozialen Frage“, aber auch dem (zweiten) Golfkrieg (Haunss 

2013, 31). Andere Themen finden hingegen in den Diskurs der Szene keinen oder nur oberflächli-

chen Eingang. Das gilt etwa für die Frage nach der Gefährdung der Rechtsordnung Deutschlands, 

die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland oder die Zukunft des Wirtschaftsstandorts 

Deutschland. Wiederum anders verhält es sich mit dem sozialzeitlichen Thema „Rolle der Mus-

lime in der deutschen Gesellschaft“. Gerade dieses Thema erfährt indirekt eine prominente Be-

handlung, insofern als das die Abwehr fremdenfeindlicher Tendenzen – in der Regel vereinfacht 

als „rechts“ oder „faschistisch“ beschrieben – zu einem Generalthema der Antifa/Autonomen 

geworden ist. 

 

Zusammenfassung 

Im Gegensatz zu den Musikvideos und dem Szenegenre „Zeckenrap“, wo ein hochemotionalisier-

tes Selbstbild und stellenweise hohe Gewaltbereitschaft gezeichnet werden, ist das Selbstbild in 

der szenetypischen Zeitschrift „Interim“ eher durch einen intellektuellen Anspruch geprägt. Hier 

sieht man sich selbst als intelligent und theorie-fundiert argumentierend und damit auch im 

(Gewalt-)Handeln reflektiert. Zum Selbstbild der Antifa kommt zudem eine Selbstwahrnehmung 

der Stärke, die sich aus dem solidarischen Zusammenhalt vormals Schwacher und vor allem aus 

der Bedrohung  seitens „der Rechten“ schöpft. Gleichzeitig wird – vor allem in den vor größeren 

Aktionen publizierten Mobilisierungsvideos und –flyern – die Verankerung in breite gesell-

schaftliche Bündnisse betont. Man versteht sich als Vertreter mehrheitsgesellschaftlicher Werte 

und einer abstrakten Solidargemeinschaft. Zudem verortet man sich in der historischen Konti-

nuität des Widerstands gegen den Nationalsozialismus.  

 

                                                           
48 Machtkampf: All die Jahre (Musikvideo) 
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Der heutige Staat wird dabei in Teilen als Fortführung faschistischer Strukturen und als „verlän-

gerter Arm“ der rechtsextremistischen Akteure gesehen. So fügt er sich kohärent in das breitere 

Feindbildraster der Antifa/Autonomen ein. Der Feind wird in erster Linie in rechtsextremen 

Gruppierungen gesehen. Dieser wird als dümmlich, feige und wenig intellektuell gezeichnet. 

Aufgrund seiner fehlenden Beeinflussbarkeit durch rationale Argumente erscheint er aber auch 

als besonders gefährlich. Gegen eine solche Unvernunft – so die Gewaltrechtfertigung – kann 

effektiv nur gewalttätig vorgegangen werden. Die Legitimation von Gewaltanwendung ist in der 

linksextremistischen Szene durchaus umstritten und wird eher als defensive Strategie interpre-

tiert.  

 

 

7.3 Szenediskurs der Anti-Antifa 

Eine militante Anti-Antifa bildete sich als Reaktion auf die zunehmenden Aktivitäten der mili-

tanten Antifa zu Beginn der 1990er Jahre mit der teilweisen Übernahme ihrer Methoden. Die 

Antifa ist dabei das zentrale Feindbild der Anti-Antifa. Ziel ist sowohl der Kampf gegen eben die-

sen politischen Gegner und die Einigung des heterogenen nationalen Lagers (Backes et al. 2010, 

164). Letzteres Ziel wurde allerdings nur bedingt erreicht. Es gab zwar Zusammenschlüsse, die 

betrafen aber nur bestimmte Teile der Szene (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 99). Ob-

wohl die Antifa ihr erklärter Feind ist, hat die Anti-Antifa Diskurs- und Organisationselemente 

von ihr übernommen. Hierzu zählt insbesondere das Konzept der Individualisierung, denn die 

darauf aufbauende Strukturlosigkeit macht ein Verbotsverfahren sehr schwierig und verschafft 

der Gruppierung ein Höchstmaß an Flexibilität und Operationsfähigkeit. An diesem orientieren 

sich zwei zentrale Gruppierungen der Anti-Antifa, die „Freien Nationalisten“ und die „Autono-

men Nationalisten“. 

 

Neben den sehr expliziten und bekannten Formen des Rechtsextremismus, wie beispielsweise 

den einschlägigen Internetseiten, die sich durch ein hohes Maß an verbaler Propaganda aus-

zeichnen und durch martialische Bilder und eine hohe Professionalität gekennzeichnet sind, gibt 

es auch weniger sichtbare Formen (ebd., 99). Die Anti-Antifa tritt in diesen eher unpolitisch kon-

notierten Kontexten auf, wie zum Beispiel Musikvideos, oder ist in ihrer Außendarstellung etwas 

zurückhaltender. Insbesondere die letztere Tendenz scheint in Teilen strategisch motiviert zu 

sein (ebd., 99). Ziel einer seit längerem im Rechtsextremismus diskutierten Strategieänderung ist 

die Ansprache der gesellschaftlichen und politischen Mitte. Zu dieser strategischen Anpassung 

zählt auch die Übernahme und Umdeutung  teils linker Symbolik durch die AN, sodass sie klei-

dungsmäßig häufig von linken Autonomen kaum noch zu unterscheiden sind. Darüber hinaus 
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wird versucht, den Freizeitcharakter und die Erlebnisorientierung mit politischen Botschaften zu 

verbinden (Busch 2014, 62). Hier ist insbesondere der Rechtsrock zu nennen, der Angebote zur 

emotionalen Identifikation schafft, politische Ideen stabilisiert und zur Integration und Festi-

gung im Rechtsradikalismus beiträgt (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 101). Die Analyse 

stützt sich somit auch auf die Liedtexte im Rechtsrock - vergleichbar mit der Untersuchung des 

sogenannten „Zeckenrap“ im linksextremistischen Diskurs. 

 

Trotz prinzipiell öffentlich verfügbarer Medien, gestaltete sich der Zugang zu Quellen eher 

schwierig, da beispielsweise einschlägige Zeitschriften im relevanten Zeitraum nicht zur Verfü-

gung standen und auf Internetseiten kein Archiv vorhanden war, das einen retrograden Blick 

ermöglicht hätte (ebd., 102). Insgesamt wurden über 100 unterschiedliche Quellen gesichtet und 

davon 42 anschließend codiert und einer näheren Analyse unterzogen. Zu den Quellen gehörten 

die Zeitschrift „Zuerst!“, Internetseiten der NPD und ihres Bildungswerkes, die Aussagen rechts-

extremer Gruppen und Organisationen, sowie Online-Videos und –Musikvideos. Als Kategorien 

wurden folgende verwendet: Gewaltaufruf gegen Linke, Art der Feindbilder, positive Eigendar-

stellung, Änderungen der Gewalt-/Strategie- /des Handelns und Begründung. 

 

Wie bereits im linksextremistischen Diskurs erkennbar, erfolgt auch hier die Konstruktion des 

Selbstbildes durch die Abgrenzung und Gegenüberstellung eines Feindbildes. Als Feindbild wer-

den die Linken durch die Anti-Antifa als „Zecken“ dehumanisiert und gerne als unfähig und in-

kompetent bezeichnet, obwohl unterschwellig das linke Reflexionsniveau bewundert wird (Ba-

ckes et al. 2010, 175). Zudem werden Autonome häufig mit anderen Feindbildern der rechtsext-

remistischen Szene gleichgesetzt, wie Homosexuelle oder Juden, und als „Judenfreunde“ oder 

„Schwuchteln“ bezeichnet (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 99). In dem Diskurs erfolgt 

die Diskreditierung des Gegners ebenfalls durch Verweis auf dessen Gewaltbereitschaft. So be-

zeichnet man die Linken als gewalttätig, als Gefahr für Deutschland und betont dabei insbeson-

dere die vom Gegner selbst zugefügten Gewalttaten oder auch Sachbeschädigungen. Darüber 

hinaus wird linke Gewalt gegen Polizisten thematisiert und als Anzeichen gesehen, dass diese 

immer gefährlicher werden würden. Das Outing von Rechten wird ebenso diskutiert: Schon die 

„Teilnahme an einer Demonstration reicht aus, um ins Fadenkreuz von linksextremen Hecken-

schützen zu geraten“49. Zum Feindbild Antifa zählen auch linke Journalisten, die sogenannte 

„Linksjournaille“. Diese würden willkürlich Fotos von Veranstaltungen und Teilnehmern ma-

chen, diese veröffentlichen, wo sie wiederum für Outings durch die Antifa genutzt werden. Ihnen 

                                                           
49 Heinitz, Knut. 2011. Die Heckschützen. Zuerst! 8-9: 32. 
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sei nichts zu „verschlagen, und nichts zu erbärmlich“, dem „hetzenden  Lumpenpack“50. Im Be-

reich Rechtsrock spielen Feindbildzeichnungen der Antifa ebenfalls eine wesentliche Rolle. Hier 

werden Linke als „fieser, ganz mieser Steineschmeißer, Hosenscheißer..., dumm, feige, … Verbre-

cher, hinterlistig Messerstecher“51 beschrieben. Sich selbst sieht man im Diskurs als verantwort-

lich handelnden Bewahrer der Nation (ebd., 114). Zudem stellt man sich als offen, fähig zur sach-

lichen Diskussion und kameradschaftlich dar. 

 

Der Gewaltdiskurs in der rechten Szene ist sehr begrenzt. Meist sind Gewaltaufrufe eher indirekt 

formuliert, was wohl mehr auf das Wissen um deren Strafbarkeit zurückzuführen ist. So werden 

beispielsweise Tipps gegeben, wie man linke Akteure auf Veranstaltungen „loswerden“ oder ver-

treiben könne, zum Teil auch mit „Handgreiflichkeiten“ (ebd., 110). Begründungen für die Gewalt 

gegen Linke gibt es wenige und wenn, dann meist nur angedeutet. Mit Blick auf das Outing von 

rechtsextremen Akteuren findet sich im Liedtext einer rechtsextremen Musikgruppe etwa fol-

gende Formulierung: „Wird euch wieder mal in den Arsch getreten, … eure feigen Aktionen aus 

dem Hinterhalt unsre Reaktion provoziert“52. Auch gegen Journalisten richten sich die indirekten 

Gewaltaufrufe. Diese zeichnen sich jedoch durch eine stärkere Ausdifferenzierung im Diskurs aus, 

da sich Rechtsextreme durchaus damit auseinandersetzen, wie ihre Themen und Interessen öf-

fentlich wahrgenommen werden. Gerade im Bereich Rechtsrock finden sich aber auch viele di-

rekte Aufrufe zur Gewalt. So wird über die Antifa gesungen: „… eure Zeit ist vorbei, … bei eurer 

Beerdigung sind wir dabei“53 oder „wenn Du dann selber bis zum Hals in Scheiße steckst, drücken 

wir Dich mit der Schnauze auch noch rein“54.  

 

Bezüge zur sozialzeitlichen Entwicklung 

Themen der sozialzeitlichen Analyse tauchen im rechtsextremen Diskurs unter Begriffen wie 

„Volkstod“, aber auch unter gängigen Bezeichnungen wie „Globalisierung“ oder „Arbeitslosig-

keit“ wieder auf. Hier spielt vor allem die Angst vor Überfremdung, die soziale Verunsicherung 

sowie die Stellung des Islam in Deutschland, eine Rolle. Insbesondere das Thema „Volkstod“ aus 

dem rechtsradikalen Diskurs hat Bezüge zu den sozialzeitlichen Themen. Dieser „Tod“ des deut-

schen Volkes und der deutschen Kultur sind die Katastrophe aus rechtsradikaler Sicht. Es wird 

Bezug genommen zu Diskussionen zu Flüchtlingsströmen aus Krisengebieten, zu der Angst vor 

religiösen Fanatikern und einer vermeintlich zunehmenden Kriminalität. Hier wird im rechts-

extremen Diskurs behauptet, dass sich die Rechten bemühen, das deutsche Volk gegen Über-

                                                           
50 Nationaler Beobachter. 2011. Und täglich hetzt die Linksjournaille (18. August). 
http://natbeobachter.wordpress.com/2011/08/18 , Zugriff 23.12.2014 
51 Nordfront: HuHa Antifa (Lied) 
52 Kraftschlag: HaHa Antifa (Lied) 
53 Ebd. 
54 Krawallbrüder: Blut, Schweiss Und Keine Tränen (Lied) 
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fremdung zu schützen, während Linke „gegenüber dem frauen- und menschenverachtenden 

Islam“ versagt hätten.55 Die Linken, insbesondere auch die Antifa, werden so als „volksschädi-

gend“ dargestellt, da sie nichts gegen die angebliche Überfremdung und Islamisierung Deutsch-

lands unternehmen und diese sogar noch unterstützen würden. Beides führe dazu, dass man 

tätig werden müsse – gegen links und deren Unterstützer. Ein weiterer Themenkomplex, der 

sowohl im rechtsextremistischen Diskurs auftaucht als auch bei den Themen der sozialzeitlichen 

Analyse, bezieht sich auf die Themen Arbeitslosigkeit, Perspektivlosigkeit und die Globalisierung. 

Diese Themen, besonders mit Bezug zu den Neuen Bundesländern, werden in Teilen des rech-

ten/rechtsextremen Diskurses reflektiert. So zeigt sich beispielsweise die NPD als interessiert und 

verantwortlich für die Belange das ‚kleinen Mannes‘, der hauptsächlich von Arbeitslosigkeit, so-

zialer Ungerechtigkeit oder den negativen Auswirkungen der Globalisierung betroffen ist. 

 

Zusammenfassung 

Für die Anti-Antifa ist das zentrale Feindbild die linke Szene/Antifa, die von ihr in zweierlei Wei-

se gezeichnet wird. Zum einen sieht sie die Antifa in einer milderen Version als unfähige Chaoten 

und zum anderen in einer stärkeren Feindbildzeichnung als undemokratisch, gewalttätig und als 

Gefahr für Deutschland. Gewaltaufrufe finden sich im Diskurs der Anti-Antifa immer wieder, 

auch wenn sie zumeist indirekter Natur sind. Direkte Aufrufe zur Gewalt finden sich, vergleich-

bar mit dem in Kapitel 7.2 beschriebenen Diskurs der Antifa, vor allem in den Liedtexten der sze-

netypischen Musik. Der Staat wird darüber hinaus als unverantwortlicher Helfer der Linken ge-

sehen. Von sich selbst zeichnet man ein sehr positives Bild und sieht sich in der Verantwortung 

für Deutschland.  

 

Im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen dem Diskurs im rechtsextremistischen Milieu 

und einer sich konkret realisierenden Konfrontationsgewalt zeigen sich interessante Ergebnisse, 

müssen aber aufgrund der Datenbasis mit etwas Vorsicht interpretiert werden. Wie bereits im 

Forschungsstand (Kapitel 2.3) dargelegt, zeigt sich in der Konfliktlinie Antifa – Anti-Antifa der 

Effekt von Mobilisierungswellen auf den Gewaltverlauf und eine gewisse Wechselwirkung zwi-

schen den Szenen (Backes et al. 2010, 23). Dieser Zusammenhang ist ähnlich auch bei der Analyse 

des Diskurses feststellbar, insofern als das im Diskurs häufig Bezug genommen wird auf konkrete 

Ereignisse und gewaltsame Konfrontationen. Eine Erlebnisorientierung ist im Diskurs somit klar 

erkennbar und ein gegenseitiges Aufschaukeln von Gewalt kann sich offenbar schon aus dem 

Gefühl des Gewalterlebnisses bzw. des Erlebnischarakters von Gewalt entwickeln. So spricht ein 

                                                           
55 Nürnberg 2.0 Deutschland. 2011. (28. Juni). http://wiki.artikel20.com/index.php?n=Main.Info, 
http://wiki.artikel20.com/index.php?n=Akten.Akten, Zugriff 6.2.2015. 
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ehemaliges Mitglied der AN vom „tollen Gefühl“, dass sich Antifas mit ihnen beschäftigt haben 

und dass die AN durch die Linken so wichtig genommen wurde (Staud und Radke 2012, 236).  

 

Diese Wahrnehmung verdeutlicht den Wirkungszusammenhang zwischen Konfliktdynamik und 

Gruppenidentität. Treffen Mitglieder der Antifa und der Anti-Antifa aufeinander, reproduziert 

und verstärkt sich die jeweilige Identität der Gruppe gegenüber dem Feind/dem Anderen. Die 

anschließend im Diskurs zu „Kämpfen“ stilisierten Ereignisse bewirken dann noch einmal eine 

zusätzliche Gruppenkohäsion (Sirseloudi und Reinke de Buitrago 2016, 116). Hierbei dienen ge-

meinsam konsumierte Musik oder Musikvideos als zusätzliche Unterstützung. Wenn diese Be-

obachtung in der Form zuträfe, dann ist die Verhinderung von Konfrontationen zwischen beiden 

Gruppen auch jenseits der Unterbindung von Straftaten wichtig, um das identitätsstiftende und 

gruppenbildende Gewalterleben zu verhindern, welches wiederum neue Gewalt nach sich zieht. 

Dieser Aspekt wäre allerdings genauer und tatsächlich im lokalen Kontext zu beobachten, um 

weitere Schlussfolgerungen zu ermöglichen. 

 

 

7.4 Zusammenfassung 

Der breitere gesellschaftliche Diskurs, der in Kapitel 6 ausführlicher dargestellt ist, wird in den 

szeneinternen Diskursen nur in Teilen aufgegriffen. Während sich die radikalen Bewegungen als 

Vertreter und Fürsprecher des Volkes oder bestimmter Bevölkerungsteile darstellen, werden der 

Staat und seine Leitmedien zumeist als Gegner gesehen, der die jeweilige feindliche Bewegung 

schützt oder gar selbst inszeniert und trägt. Hinzu kommen eng an die gegnerischen Feindbilder 

gekoppelte Selbstbilder. Beide Milieus sehen sich selbst in einer Position, die grundsätzliche Wer-

te verteidigt und sich gegen äußere Angriffe schützen muss, weil staatliche Stellen ihrer Schutz-

funktion nicht nachkommen. In den Diskursen spielt das Thema Konfrontationsgewalt selbst 

eine zentrale Rolle – die hier stattfindende Gewalt dient den Gruppen als Beleg für die Notwen-

digkeit der gewaltsamen Gegenwehr. 

 

Auf beiden Seiten wirkt vor allem die gegenseitige Selbstbestätigung gewaltbegründend. Gewalt 

wird dabei auf beiden Seiten durchweg als defensive Strategie verstanden, wobei der Bezugsrah-

men einmal das deutsche Volk und einmal die multikulturelle Verfassung und Bevölkerung 

Deutschlands ist, die jeweils – vom Staat verraten – verteidigt werden müssen. Trotz der Ähn-

lichkeiten in den Feind- und Selbstbildern bestehen erhebliche Unterschiede in Bezug auf die 

Gewaltakzeptanz. Während Gewalt im Rechtsextremismus für Vitalität und Männlichkeit steht, 

wird in der autonomen Antifa Gewalt primär als strategisch einzusetzendes instrumentelles Mit-
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tel zum Zweck aufgefasst und durch den historischen Bezug auf den Kampf gegen den National-

sozialismus überhöht.  

 

Zusammenfassend lassen sich folgende Punkte festhalten (ebd., 7f): 

 

 Selbstbild der Überlegenheit 

In beiden Milieus gibt es ein Selbstbild der eigenen Überlegenheit. Das eigene Verhalten 

ist „smart“, die eigene Gemeinschaft ist die moralisch und kulturell wertvollere, aber zu-

gleich bedroht. Das eigene Milieu agiert dabei als Verteidiger einer größeren Einheit. 

 

 Abwertende Feindbilder 

In beiden Diskursen lassen sich außerdem starke Abwertungen der „Feinde“ beobachten, 

die in der Regel pauschalisierend bezeichnet und bewertet werden. Die Gegner gelten als 

moralisch unterlegen und von sich aus gewalttätig. Die identifizierten Feinde sind in ei-

nigen der untersuchten Diskurse rechtlose Fremde und nicht Teil der gleichen morali-

schen Gemeinschaft.  

 

 Selbstverteidigung als Gewaltlegitimierung 

In den Diskursen findet sich durchweg die Legitimierung der Ausübung physischer Ge-

walt als Selbstverteidigung. Weil staatliche Organe durchweg als „Helfer“ der Gegenseite 

aufgefasst werden, erscheint die eigene Gewalt als „Schutz“ als einzige Option. Diese Ge-

walt ist dabei immer Teil eines größeren Narrativs, einer Erzählung, mit der die Bedro-

hung geschildert und die eigene Gewalt legitimiert wird. 

 

 Identitätsstiftende Konfrontationsgewalt 

Erfahrungen und Ereignisse der Konfrontationsgewalt sind in beiden Diskursen zentral 

und kommen häufig vor. Sie sind offenbar für das Selbstbild ganz entscheidend. Die ge-

schilderte Dramatik und der eigene Aktionismus im „Kampf“ dienen der Stilisierung der 

eigenen Gruppe. Die Gewalt der Gegenseite ist dabei immer Beleg für die ihr zugeschrie-

benen Eigenschaften. 

 

 „Der Staat“ als Helfer des Feindes 

Staatliche Organe, besonders die Polizei, werden dabei immer als „Helfer“ oder Schutz-

macht der jeweiligen Gegenseite aufgefasst und sind deshalb Teil des Feindbildes mit sei-

nen diffusen Rändern („das System“). 
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 Reduzierte Argumentation 

In beiden Diskursen finden sich Argumentationsmuster, wie sie für verfestigte Konflikte 

typisch sind: die Aneinanderreihung von Einzelfällen, Behauptungen ohne Beleg und 

Prüfung,  allgemeine Unterstellung negativer Absichten, Stereotypisierung von Gruppen 

und zweigeteilte Weltbilder. 

 

 Annährung der Szenen 

In den Formen der „politisch motivierten Gewalt“, in der Symbolik und in den Organisa-

tionsmustern lassen sich bei den beiden verfeindeten Milieus Annäherungen beobachten. 

Besonders die rechte Szene kopiert Symboliken der Links-Autonomen. In beiden Milieus 

sind Gewaltaufrufe in stark emotionalisierenden Musikvideos am explizitesten darge-

stellt.  

 

 Differenz der Gewaltdiskurse 

Während die links-autonome Antifa-Szene in ihren Schriften eher theoretisch argumen-

tiert, finden sich Gewaltaufrufe dieses Milieus eher in ihrem Musikgenre des sogenann-

ten „Zeckenrap“. Im rechtsextremen Diskurs sind Gewaltaufrufe durchweg indirekter 

formuliert, sieht man von Texten und Kommentaren szenetypischer Musikvideos ab.  
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8 Maßnahmen gegen Konfrontationsgewalt 

Sowohl für linksextreme als auch für rechtsextreme Akteure gehört die Auseinandersetzung mit 

dem politischen Gegner zu einem wesentlichen Bestandteil ihrer Ideologie, was sich in regelmä-

ßigen und häufig gewalttätigen Aufeinandertreffen äußert. Daher sollten hierauf abgestellte re-

pressive sowie präventive Maßnahmen immer beide Akteure in den Blick nehmen. Die nachhal-

tige Bekämpfung von Extremismus ist dabei eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung, die 

nur mit gemeinsamen Anstrengungen staatlicher und nichtstaatlicher Akteure bewältigt werden 

kann. Neben repressiven Maßnahmen der Sicherheitsbehörden ist vor allem die Bekämpfung 

extremistischen Gedankengutes entscheidend, das mittel- oder unmittelbar den Nährboden für 

rechte und linke Gewalt – damit auch der Konfrontationsgewalt – bildet. Hier ist es notwendig, 

im Rahmen von Aufklärungs- und politischer Bildungsarbeit der Entstehung und Verfestigung 

extremistischer Einstellungen entgegenzuwirken. Im Sinne einer effektiven und effizienten Ge-

waltprävention sollten die Maßnahmen vor allem auf die in diesem Phänomenbereich relevante 

Altersgruppe der 15-25jährigen konzentriert werden – und hier insbesondere auf die Gruppe der 

Männer (siehe Kapitel 4.2). Gerade die Ergebnisse zum regionalen Einfluss von Jugendarbeitslo-

sigkeit auf das gehäufte Auftreten von Konfrontationsgewalt (siehe Kapitel 3.3) haben darüber 

hinaus gezeigt, dass neben Aufklärungs- und Bildungsarbeit auch konkrete arbeitsmarktpoliti-

sche Programme notwendig erscheinen, um einer „regionalen“ Perspektivlosigkeit und damit 

einem potentiellen Nährboden für die Entwicklung extremistischer Tendenzen entgegenzuwir-

ken.  

 

Da die deutliche Mehrheit (77%) der Konfrontationsdelikte von linksorientierten Akteuren aus-

geht erscheinen intensivere Präventionsbemühungen mit Blick auf linksextremistische Akteurs-

gruppen notwendig. Während es im Bereich rechtsextremer Aktivitäten und Gewalt eine Viel-

zahl präventiver Maßnahmen gibt, die von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren getragen 

werden, sucht man Vergleichbares im Bereich des Linksextremismus teilweise vergeblich.56 Nicht 

selten herrscht die Sichtweise vor, dass vor allem Jugendliche für linke Gewalt verantwortlich 

seien, die lediglich für ihre legitimen gesellschaftlichen Ziele „etwas über die Stränge schla-

gen“ (SennInnSport, Abteilung Verfassungsschutz 2015, 62). Hier ist es notwendig, dieser häufig 

verharmlosenden Sichtweise auf zum Teil schwere und schwerste Straftaten seitens der Gesell-

                                                           
56 Basierend auf Berechnungen und Beobachtungen im Rahmen des momentan in der Umsetzung befindlichen BKA-
Projekts zu „Entwicklungsmöglichkeiten einer phänomenübergreifend ausgerichteten Prävention politisch motivier-
ter Gewaltkriminalität (PüG)“ (Modul III: Erhebung der Projektlandschaft Extremismusprävention in Deutschland; 
Veröffentlichung des Modulberichts geplant für III. Quartal 2016). 
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schaft entschiedener entgegenzutreten, um so zu verhindern, dass Gewaltanwendung indirekt 

legitimiert wird.  

 

Neben diesen allgemeinpräventiven Maßnahmen sollten polizeiliche Maßnahmen auch weiter-

hin darauf ausgerichtet sein, eine Reduzierung der unmittelbaren Konfrontation zwischen ge-

waltbereiten links- und rechtsorientierten Akteuren zu erreichen. Fast ein Viertel der Gewalt- 

und Sachbeschädigungsdelikte ereignet sich im sozialen Kontext von demonstrativen Ereignis-

sen – insbesondere bei rechten Demonstrationen und Aufmärschen. Im Rahmen dieser De-

monstrationen findet auch der Großteil der linken Gewalt statt, wo man für seine politische Po-

sition gegen rechts Flagge zeigt. Daher scheint es notwendig, eine mit dem hohen Gut der Ver-

sammlungsfreiheit zu vereinbarende Einschränkung von öffentlichen Auftritten rechter und 

rechtsextremer Personengruppen oder entsprechender Demonstrationen anzustreben. Ziel sollte 

die Unterbrechung des Reiz-Reaktionsschemas – rechte Provokation und linke Reaktion – sein.  

 

Um darüber hinaus ein unmittelbares Aufeinandertreffen der beiden Gruppen zu verhindern, 

erscheinen verstärkte polizeiliche Absperrungen und Vorgaben zu entsprechenden Demonstra-

tionsrouten sowie deren entsprechende konsequente Durchsetzung unabdingbar. Neben diesen 

direkt auf die Demonstrationen bezogenen Maßnahmen sollten bereits im Vorfeld Schritte un-

ternommen werden, die darauf abzielen das Mobilisierungspotential der jeweiligen rechten und 

linken Szenen einzuschränken. Hierzu gehören die Erkenntnisgewinnung von Personenzusam-

menschlüssen, Netzwerken und potentiellen Sammel- und Treffpunkten sowie Personen- und 

Fahrzeugkontrollen im Vorfeld von Veranstaltungen. Da die Mobilisierung zur Teilnahme an 

Veranstaltungen und Gegenveranstaltungen und Aufrufe zur Gewalt gegen den politischen Geg-

ner – häufig im Rahmen sogenannter „Outings“ – vielfach über bekannte Szeneportale und In-

ternetseiten erfolgt, ist die Früherkennung entsprechender Straftaten durch die regelmäßige und  

intensive Aufklärung und Beobachtung entsprechender Portale unabdingbar. 

 

Mehr als zwei Drittel der hier untersuchten Tatverdächtigen hat polizeiliche Vorerkenntnisse, 

wobei hier insbesondere männliche und rechte Tatverdächtige mit einer hohen Anzahl an Straf-

taten mit einer großen Deliktsbreite auffällig sind. Außerdem fällt interessanterweise auf, dass 

der vom Recht auf „Demonstration“ Gebrauch machende Tatverdächtige insgesamt weniger 

polizeiliche Erkenntnisse aufweist als der nur außerhalb von Demonstrationen auffällig gewor-

dene Tatverdächtige. Gerade bei diesen hochdelinquenten Tätern erscheint eine Früherkennung 

erforderlich, um mit einem primär personenbezogenen Ansatz, beispielsweise über Gefährderan-

sprachen, potentielle Taten zu verhindern. 
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Wie die Analyse der Szenediskurse gezeigt hat, wird die Anwendung von Gewalt in beiden Sze-

nen über den Verweis auf die eigene Verteidigung legitimiert. Dabei fühlt man sich gegenüber 

dem politischen Gegner auch moralisch überlegen. Weil staatliche Organe zudem durchweg als 

„Helfer“ der Gegenseite aufgefasst werden, erscheint die Gewaltanwendung als einzige wir-

kungsvolle Schutzoption. Um dieser verzerrten (Selbst-)Wahrnehmung etwas entgegensetzen zu 

können, erscheint nicht nur eine konsequente und zügige strafrechtliche Verfolgung der Gewalt-

taten „links gegen rechts“ und „rechts gegen links“ notwendig, sondern auch deren klare Kom-

munikation in Richtung der extremistischen Szenen. Diese Kommunikation ist vor Allem auch 

deshalb nötig, um dem Bild des Staates als Helfer des politischen Gegners zu entkräften. Insge-

samt ist somit eine Kombination präventiver und repressiver Maßnahmen erforderlich, um 

kurz- als auch langfristig eine quantitative und qualitative Reduktion von politisch motivierter 

Konfrontationsgewalt zu erreichen.  
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9 Fazit 

Wechselseitig konfrontative Auseinandersetzungen zwischen den gewaltorientierten Gruppen 

linker und rechter Szenen prägen seit einigen Jahren das Bild der politisch motivierten Krimina-

lität. Auch in der nahen Zukunft ist mit einem Rückgang entsprechender Straftaten nicht zu 

rechnen (Backes 2010; Mletzko 2010; Baron 2013). Konfrontationsgewalt umfasst die politisch 

motivierten Straftaten, die sowohl objektiv als auch subjektiv aus einem Interaktionszusammen-

hang heraus begangen werden. Gewaltsame Konfrontationen finden sowohl öffentlich auf über-

regionalen Demonstrationen oder im ländlichen und kleinstädtischen Bereich statt als auch im 

privaten Raum. In den allermeisten Fällen stehen diese Delikte im unmittelbaren Zusammen-

hang mit Auseinandersetzungen zwischen verfeindeten Gruppen sowie den Sicherheitsbehörden 

(Backes et al. 2014: 19). Aufgrund dieser Interdependenzen, der Interaktion zwischen gewaltori-

entierten Szenen und der konstant hohen Anzahl an verzeichneten Taten ist es lohnenswert, 

Konfrontationsgewalt näher zu untersuchen. Das Forschungsprojekt „Politisch motivierte Kon-

frontationsgewalt – Auseinandersetzungen zwischen links- und rechtsorientierten Akteuren in 

den Jahren 2011-2012“ untersuchte daher, wie sich das wechselseitige Gewalthandeln primär 

linker und rechter Personengruppen konkret realisiert.  

 

Das Projekt war auf eine Laufzeit von drei Jahren angelegt und bestand aus zwei aufeinander 

aufbauenden quantitativen Modulen und einer qualitativen Vergabekomponente, die von einem 

Team am InIIS der Universität Bremen umgesetzt wurde. In den ersten beiden Modulen wurden 

KTA aus den Jahren 2011-2012 aufbereitet und der für dieses Projekt maßgebliche PmKg-

Datensatz erstellt. Dieser wurde anschließend quantitativ ausgewertet und sowohl das Themen-

feld als auch das Täterspektrum differenziert betrachtet. Die Vergabekomponente befasste sich 

mit dem sozialzeitlichen Hintergrund, vor dem sich die Tatverdächtigen radikalisiert haben, und 

mit den Diskursen in den entsprechenden links- und rechtsextremen Szenen bezogen jeweils auf 

die Konfrontation mit dem politischen Gegner. Nach Abschluss des Projektes bleiben die folgen-

den Kernbefunde zum Phänomen der politisch motivierten Konfrontationsgewalt festzuhalten: 
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 WANN? 

Politisch motivierte Konfrontationsgewalt ist „Freizeitgewalt“ 

Fast die Hälfte der Taten ereignet sich an Samstagen. Während die Gewalttat, die sich auf 

oder im Zuge von Demonstrationen ereignet, überwiegend tagsüber stattfindet, finden 

andere Gewalttaten eher am späten Abend oder nachts statt. In diesen späten Abend- und 

Nachtstunden ereignen sich auch die meisten Sachbeschädigungen. 

 

 WER? 

Politisch motivierte Konfrontationsgewalt ist jung, männlich und primär ein Gruppendelikt 

Die Tatverdächtigen waren zum Zeitpunkt der Tat im Durchschnitt 23 Jahre alt. Nur 

13 Prozent der Tatverdächtigen waren weiblich. Sowohl Sachbeschädigungsdelikte als 

auch Gewaltdelikte sind dabei überwiegend Gruppendelikte. Allerdings gibt es durchaus 

Unterschiede zwischen rechten und linken Akteuren. Aufgrund der hohen Anzahl an De-

likten, die von linker Seite im Zuge von demonstrativen Zusammenhängen verübt wer-

den, findet linke Gewalt beispielsweise deutlich häufiger als rechte Gewalt aus Gruppen-

zusammenhängen heraus statt. 

 

Tatverdächtige der Konfrontationsgewalt sind nur selten „unbeschriebene Blätter“ 

Nahezu 69 Prozent der hier untersuchten Tatverdächtigen haben polizeiliche Erkenntnis-

se im Zeitraum 2009 bis 2013. Dabei fällt ein Großteil der Straftaten in die Kategorien 

Sachbeschädigung und Körperverletzung. Hinsichtlich der Anzahl der Straftaten und der 

Deliktsbreite fallen insbesondere männliche und rechte Tatverdächtige auf. Die regiona-

len Schwerpunkte der allgemeinkriminellen Straftaten liegen hauptsächlich in den Neu-

en Bundesländern mit den Städten Berlin und Dresden sowie im Ruhrgebiet und die Re-

gion um Hannover. Außerdem fällt auf, dass der vom Recht auf „Demonstration“ Ge-

brauch machende Tatverdächtige insgesamt weniger polizeiliche Erkenntnisse aufweist 

als der nur außerhalb von Demonstrationen auffällig gewordene Tatverdächtige. 

 

Die Polizei als „Stellvertreter-Prellbock“ insbesondere bei linker Konfrontationsgewalt 

Konfrontationsdelikte, bei denen auch Polizeibeamte direkt oder indirekt Opfer werden, 

sind primär linksorientierten Akteuren zuzuordnen. Mit knapp einem Drittel (31%) der 

Taten macht die gefährliche Körperverletzung den größten Anteil der gegen Polizeivoll-

zugsbeamte verübten Gewalttaten aus. 
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Zahlenmäßige Überlegenheit bei Angriffen auf den politischen Gegner 

Ein Drittel (36%) der hier untersuchten Konfrontationsdelikte richteten sich gegen Per-

sonen. Davon sind in zwei Dritteln (68%) der Fälle die Betroffenen als Einzelpersonen Op-

fer von Konfrontationsgewalt. In der überwiegenden Anzahl der Fälle waren die Tatver-

dächtigen ihren Opfern zahlenmäßig überlegen.  

 

 WO? 

Neue Bundesländer und große Städte als regionale Schwerpunkte 

Der größte Anteil an Gewaltdelikten wird im öffentlichen Raum und hier zum weit 

überwiegenden Anteil (67%) auf Straßen, Plätzen und Freigeländen begangen. Regionale 

Schwerpunkte liegen bei relativer Betrachtung vor allem in den Neuen Bundesländern. 

Untersucht man die absoluten Zahlen, stechen hauptsächlich größere Städte hervor. Die-

se Konzentration in den Städten lässt sich häufig über den Demonstrationszusammen-

hang erklären. Regionale Unterschiede gibt es sowohl bei der Betrachtung von linken 

und rechten Konfrontationsdelikten als auch bei Sachbeschädigungen und Gewaltdelik-

ten. 

 

Jugendarbeitslosigkeit und der Wahlanteil rechter und linker Parteien im engen Zusam-

menhang mit dem Auftreten von Konfrontationsgewalt 

Sozioökonomische Faktoren, wie Arbeitslosigkeit oder der Wahlanteil linker und rechter 

Parteien, haben nachweisbar offensichtlich einen Einfluss auf die hohe regionale Belas-

tung mit Konfrontationsgewalt. Zudem zeigt sich, dass in Kreisen und Kreisfreie Städten, 

die in hoch belasteten Regionen liegen und eine hohe Bevölkerungsdichte aufweisen, die 

Wahrscheinlichkeit besonders groß ist, dass Konfrontationsgewalt gehäuft auftritt.  

 

Tatverdächtige der Konfrontationsgewalt bleiben häufig im „eigenen Revier“ 

Das „eigene Revier“ spielt bei der Mehrheit der hier untersuchten Konfrontationsdelikte 

eine größere Rolle als bei demonstrationsbezogenen Straftaten. Ein Großteil der Tatver-

dächtigen – fast 60 Prozent – begeht Konfrontationsdelikte in unmittelbarer Nähe zu sei-

nem Wohnort. Demonstrationen sind dagegen mit einem sehr großen überregionalen 

Mobilisierungspotential verbunden, das sich in der räumlichen Distanz zwischen Woh-

nort und Tatort widerspiegelt. Tatverdächtige einer Gewaltstraftat nehmen dabei eine 

deutlich größere Distanz auf sich als Tatverdächtige einer Sachbeschädigung. 
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 WAS? 

Sachbeschädigungen und Gewaltdelikte bestimmen das Bild der Konfrontationsgewalt 

Für den Untersuchungszeitraum 2011 bis 2012 wurden insgesamt 4 649 Fälle politisch 

motivierter Konfrontationsdelikte ausgewertet. Hiervon entfallen nahezu zwei Drittel 

(64%) auf Sachbeschädigungen und ein Drittel (36%) auf Gewaltdelikte. Die deutliche 

Mehrheit (77%) bilden dabei die Delikte „links gegen rechts“. Dagegen machen Delikte 

„rechts gegen links“ einen wesentlich kleineren Anteil aus (23%). 

 

Demonstration mit einem hohen Mobilisierungs- und Gewaltpotential 

Fast ein Viertel (23%) der Gewalt- und Sachbeschädigungsdelikte ereignete sich im sozia-

len Kontext von demonstrativen Ereignissen. Während rechtsorientierte Akteure eher bei 

den Konfrontationen bei der An- und Abreise und bei den Angriffen auf Gegendemonst-

rationen zu finden sind, findet sich der Großteil der linksorientierten Konfrontationsde-

likte bei den Angriffen auf Demonstrationen und bei Angriffen auf Polizeibeamte. 

 

 WIE? 

Rechte Gewalt ist zielgerichteter – linke distanzierter 

Rechte Gewalttäter verüben eher unmittelbare, aus dem Affekt heraus begangene und 

oftmals unmittelbar gegen den Körper des Opfers gerichtete Gewalt in Form von Schlä-

gen und Tritten, wohingegen Tatverdächtige des linken Spektrums Konfrontationen 

vorwiegend auf Demonstrationen oder aus demonstrativen Zusammenhängen und hier 

vor allem aus der Distanz heraus, etwa in Form von (Stein-, Flaschen-, etc.-)Würfen, be-

gehen. Bei Betrachtung des Planungsgrads der Tat fällt allerdings auch auf, dass linke 

Gewaltstraftaten etwas häufiger eine klare Tatplanung erkennen lassen als rechte Gewalt-

straftaten. 

 

Linke Gewalt ist öffentlicher – sie ist „Demonstrationsgewalt“ 

Linke Gewalt findet vor allem im Kontext von Demonstrationen statt – man zeigt Flagge 

für die politische Position gegen rechts. Rechte Gewalt dagegen findet eher außerhalb des 

öffentlichen Raumes von Demonstrationen statt, die zumeist im Fokus des medialen In-

teresses stehen – es gilt das ‚Saubermann-Image‘ zu pflegen, die Bewegung nicht zu dis-

kreditieren und den politischen Gegner zu Überreaktionen zu motivieren. So wurden 

auch klassische Tatmittel (beispielsweise Wurfgeschosse) auf Demonstrationen von Lin-

ken mehr als doppelt so häufig verwendet wie von rechtsorientierten Tatverdächtigen.  
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 SOZIALZEITLICHER HINTERGRUND 

Soziale Verunsicherung und diffuse Ängste prägten den öffentlichen Diskurs 

Die politische Sozialisation wird häufig von sogenannten Leithemen geprägt. Für die hier 

relevante Altersgruppe (Durchschnittsalter 23 Jahre) ist dabei der Zeitraum von 1994 bis 

2012 bedeutsam. Es stellte sich heraus, dass der öffentliche Diskurs in dieser Zeit stark ge-

prägt war von sozialer Verunsicherung, und diffusen Ängsten, die vor allem mit den Her-

ausforderungen nach der deutschen Wiedervereinigung verknüpft waren. Als weitere 

Leitthemen dieser Zeit konnten Arbeits- und Perspektivlosigkeit im Zuge des „Sozialab-

baus“, die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Deutschland sowie Fragen nach möglicher 

Überfremdung durch Zuwanderung und der Rolle des Islams, identifiziert werden. 

 

 SZENEDISKURSE 

Selbstbild der Überlegenheit und die Abwertung des Feindes 

In beiden Milieus gibt es ein Selbstbild der eigenen Überlegenheit. Das eigene Verhalten 

ist „smart“, die eigene Gemeinschaft ist die moralisch und kulturell wertvollere, aber zu-

gleich bedroht. Das eigene Milieu agiert dabei als Verteidiger einer größeren Einheit. In 

beiden Diskursen lassen sich außerdem starke Abwertungen des „Feindes“ beobachten, 

der in der Regel pauschalisierend bezeichnet und bewertet wird. Die Gegner gelten als 

moralisch unterlegen und sind von sich aus gewalttätig.  

 

Selbstverteidigung als Gewaltlegitimierung 

In den Diskursen findet sich durchweg die Legitimierung der Ausübung physischer Ge-

walt als Selbstverteidigung. Weil staatliche Organe durchweg als „Helfer“ der Gegenseite 

aufgefasst werden, erscheint die eigene Gewaltanwendung als einzige „Schutzoption“. Er-

fahrungen und Ereignisse der Konfrontationsgewalt sind in beiden Diskursen identitäts-

stiftend. Die geschilderte Dramatik und der eigene Aktionismus im „Kampf“ dienen der 

Stilisierung der eigenen Gruppe. 

 

„Der Staat“ als Helfer des Feindes 

Staatliche Organe, besonders die Polizei, werden dabei immer als „Helfer“ oder Schutz-

macht der jeweiligen Gegenseite aufgefasst und sind deshalb Teil des Feindbildes mit sei-

nen diffusen Rändern („das System“). 
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Bei der Einordnung der Resultate bezogen auf die quantitative Auswertung sollte allerdings im-

mer bedacht werden, dass die Datenqualität des Ausgangsmaterials wegen der uneinheitlichen 

Anwendung des Meldedienstes stark variieren kann. So ist beispielsweise die Anwendungspraxis 

des Themenfeldkataloges im Blick auf die Unterthemen von Bundesland zu Bundesland unter-

schiedlich. Daneben kann die eingangsstatistische Erfassung der Straftaten innerhalb der KTA 

dazu führen, dass auch Sachverhalte im PmKg-Datensatz enthalten sind, die sich in einer späte-

ren Phase des Strafverfahrens als unbegründet oder nicht nachweisbar herausstellen. Hinsicht-

lich der sozialzeitlichen Analyse und der Untersuchung der Szenediskurse ist zudem zu beachten, 

dass bei der Auswahl der Quellen nur eine Stichprobe des gesamten theoretisch möglichen Mate-

rials betrachtet wurde. Obwohl versucht wurde, diese möglichst repräsentativ zu gestalten, ist nie 

auszuschließen, dass bei der Untersuchung anderer Quellen abweichende Ergebnisse erzielt wer-

den. 

 

Neben der umfassenden Analyse und Aufbereitung des Phänomens Konfrontationsgewalt hatte 

dieses Forschungsprojekt auch das Ziel, die analytischen Möglichkeiten quantitativer Untersu-

chungen zur strategischen Analyse von Kriminalitätsphänomenen aufzuzeigen. Gerade in der 

Verbindung unterschiedlicher Datensätze, die häufig bereits vorliegen und nicht explizit erhoben 

werden müssen, steckt hohes Potenzial. In diesem Forschungsprojekt konnte mit der Verknüp-

fung von PKS-Daten und Daten zur Konfrontationsgewalt über einen gemeinsamen anonymi-

sierten BSI-Schlüssel die analytischen Potentiale aufgezeigt werden. Das in LAPOS (Lagebild 

Auswertung politisch motivierter Straftaten) bereits eingerichtete Datenfeld zum BSI-Schlüssel 

könnte beispielweise in Zukunft für weitere Analysen zur Delinquenz von Tatverdächtigen in 

unterschiedlichen Zusammenhängen genutzt werden, indem so eine integrierte Analyse von 

allgemeinkriminellen und politisch motivierten Straftaten ermöglicht wäre: So wären über die 

diversen Kriminalitätsphänomenen hinweg umfassende und erkenntnisfördernde Analysen zu 

Kriminalitätskarrieren im Allgemeinen sowie Mehrfachtätern im Besonderen möglich. 

 

Gleiches gilt für das Potential räumlicher Analysen für den Bereich der PMK, mit denen regiona-

le Schwerpunkte identifiziert und Mobilitätsmuster von Tatverdächtigen nachgezeichnet werden 

können. Um proaktiv handeln zu können und zur Gestaltung kriminalpräventiver Ansätze er-

scheint insbesondere die Identifikation von „Hotspots“ sehr wertvoll. Somit bleibt festzuhalten, 

dass die hier angewendeten Methoden einen erheblichen Mehrwert für die Analyse komplexer 

Kriminalitätsphänomene darstellen können und daher auch konsequenter genutzt werden soll-

ten, um das volle Potential vorhandener Datenbanken bzw. Statistiken im Bereich der Allge-

meinkriminalität sowie PMK auszuschöpfen.  
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